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Einleitung. 



Die socialen Kämpfe unserer Tage ziehen immer 
weitere Kreise in Mitleidenschaft. Wie ein dunkles 
Yerhängniss schweben die der Lösung noch harrenden 
Fragen über Fürsten und Völkern. Die finsteren Ge- 
walten, welche wir in trüber Fluth sich uns entgegen- 
wälzen sehen, drohen nicht nur das wirthschaftliche Leben 
der Völker in andere Bahnen zu lenken, sondern viel- 
mehr die Grundlagen aller sittlichen und geistigen 
Cultur, welche das Resultat ist civilisatorischer Arbeit 
von Jahrtausenden, zu zertrümmern. Die grossen Ge- 
gensätze zwischen Gommunismus und Individualismus, 
welche wir in diesem politischen Interessenkampfe ein- 
ander gegenüber stehen sehen, ringen auch in der Wissen- 
schaft um die Herrschaft. Auch unsere Wissenschaft 
sehen wir in zwei Heerlager gespalten, freilich aber 
ist hier der Kampf ein Kampf der Geister, veredelt 
und geläutert durch das stete Voraugenhalten des einen 
ewigen Zieles aller Wissenschaft, des Strebens nach 
Wahrheit, unbekümmert darum, ob diese Wahrheit den 
herrschenden Jnteressen bequem ist oder nicht. Wie 

1 
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uns nun scheint, ist als Resultat dieses Kampfes schon 
jetzt in der Wissenschaft ein immer stärkeres Betonen 
des gemeinwirthschaftlichen und ein allmäliges Zurück- 
treten des privatwirthschaftlichen Standpunktes zu be- 
zeichnen. Auch die Gesetzgebung beginnt dieser Ent- 
wickelung Rechnung zu tragen. Wir sehen in den 
grossen Culturstaaten die Sphäre der wirthschaftlichen 
Staatsthätigkeit immer mehr in der Erweiterung be- 
griffen. Theils ist dieselbe bereits eingetreten, theils 
sind die Anzeichen einer sich in dieser Richtung vor- 
bereitenden Ent Wickelung nicht zu verkennen. Immer 
weniger ist die Privatwirthschaft im Stande, die Be- 
dürfnisse des Gemeinwesens ausschliesslich zu befriedigen. 
Auch die entschiedensten Freihändler werden heutzutage 
kaum mehr dem Staate eine lediglich auf Ausübung 
des Rechtsschutzes und etwa noch auf die Landesver- 
theidigung beschränkte Rolle zuweisen. Das Postwesen, 
die öffentliche Gesundheitspflege, den Jugendunterricht, 
das Forstwesen, neuerdings das Eisenbahn- überhaupt 
das Verkehrswesen etc. sehen wir immer mehr theils 
ganz in die Hände des Staates oder untergeordneter 
Organe der Gemeinwirthschaft übergehen, theils den 
Staat die eingehendste ControUe auf diesen Gebieten 
ausüben. Eine eigentlich communistische Tendenz kann 
zwar hierin noch nicht gefunden werden. Denn als 
Grund für diese Erweiterung der Staatsthätigkeit wird 
zunächst angeführt, dass der Staat die Bedürfnisse des 
Gemeittwesens auf diesen Gebieten besser und billiger 
befriedigen könne, als die Privatwirthschaft. Aber immer 
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häufiger sehen wir noch ein anderes Argument für 
die Berechtigung dieser Entwickelung in den Vor- 
dergrund gerückt. Nicht nur deshalb, weil und nicht 
nur da, wo der Staat besser und billiger produciren 
kann, als die Privatwirthschaft, sei eine Erweiterung der 
staatlichen Macht- und Interessensphäre zu wünschen, 
sondern der üe)bergang nationaler Productionsmittel in 
den Besitz der Gemeinwirthschaft sei ein an sich zu 
erstrebendes Ziel, weil hierdurch allein eine wirklich 
planmässige Production und eine gerechtere Vertheilung 
des National-Einkommens ermöglicht werde. Dieses 
Argument hören wir nicht nur von Vertretern der 
Wissenschaft aussprechen, vielmehr werden auch von 
Ministertischen aus zur Begründung neuer Gesetzesvor- 
lagen Erklärungen abgegeben, deren Kern auf dieselbe* 
Erwägung hinausläuft. Die wenigstens theilweise Be- 
herrschung nationaler Productionsmittel durch die Ge- 
meinwirthschaft, und eine dadurch herbeizuführende 
Ausgleichung unzweifelhaft bestehender Vermögens- und 
Einkommensungleichheiten muss mithin als das letzte 
Ziel dieser Entwickelung bezeichnet werden. Wie weit 
die Bewegung gehen wird, welche Grenzen ihr wissen- 
schaftliche Erkenntniss und das dem Menschen tief inne- 
wohnende Streben nach wirthschafllicher Selbstbestim- 
mung setzen wird? wer wollte das jetzt schon entscheiden, 
jetzt, wo kaum noch die ersten schüchternen reforma- 
torischen Versuche zu verzeichnen sind^). 



1) Vergleiche den Aufsatz von Wagner: Ueber die schwe- 
benden deutschen Finanzfragen. Tübinger Zeitachrift 1879. 

1* 
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In Folge dieser Entwickelung sehen wir der Volks- 
wirthschaftspflege immer bedeutendere Aufgaben zufallen. 
Hierher gehörige Fragen stehen im Vordergrunde der 
politischen Discussion. Auch das Interesse, welches 
das grosse Publicum der Nationalöconomie zuzuwenden 
beginnt, ist ein bedeutsames Zeichen der Zeit. 

Wenn es aber in der That als die Signatur unserer 
Culturepoche zu bezeichnen ist, dass auf wirthschaft- 
lichem Gebiete immer grössere Aufgaben an den Staat 
herantreten, so folgt daraus unbedingt, dass auch die 
vom Staate zu beanspruchenden Mittel einer steten 
Vermehrung bedürfen. An die Finanzverwaltung des 
Staates müssen daher immer grössere Anforderungen 
gestellt werden und die Finanzwissenschaft gewinnt da- 
durch stets wachsende Bedeutung. Sie hat die Wege 
anzugeben, wie der steigende Bedarf zu decken 
sei, sie hat aber auch zu zeigen, wie die von den 
Staatsbürgern zu tragenden, stets wachsenden Lasten 
auf die Einzelnen zu vertheilen seien. Diese Frage 
der Vertheilung der Lasten muss unter den von der 
neueren Finanzwissenschaft zu lösenden Aufgaben durch- 
aus im Vordergrunde stehn. Denn wenn als die Tendenz 
jener vorerwähnten wirthschaftlichen Bewegung, welche 
eine besonders starke Anspannung der finanziellen 
Kräfte des Staates bedingte, eine Ausgleichung be- 
stehender Einkommens- und Vermögensungleichheiten 
zu bezeichnen war, so muss selbstverständlich bei der 
Beschafifting der zur Durchführung solcher Reformen 
erforderlichen Mittel dieselbe ausgleichende Tendenz 
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vorwalten, weil der Staat sonst mit der einen Hand 
nehmen wurde, was er mit der andern zu geben im 
BegriflF steLt. Gegenüber also der früheren Finanz- 
praxis, die Einnahmen da zu nehmen, wo man sie 
findet, erwachsen der neueren Finanzpolitik höhere 
sittliche und wirthschaftspolitische Aufgaben. Wenn 
nun die Finanzyerwaltung sich darüber schlüssig ge- 
macht hat, welche Einkommensquellen sie treflen will, so 
fragt es sich immer noch, ob sie wirklich ihre Absicht 
zu realisiren im Stande ist, ob also die von ihr als 
Steuerträger in Aussicht genommenen Steuersubjecte 
nicht vieleicht blos die Steuerzahler sein werden, 
und ob umgekehrt die nur zu Steuerzahlern Auser- 
sehenen nicht vielleicht doch selbst die Steuer zu tragen 
haben werden. Es fragt sich also mit einem Wort, ob 
die von dem Steuergesetz vorausgesetzten ausgleichenden 
Verkehrswirkungen wirklich eintreten werden, und ob 
nicht etwa diese Wirkungen des Verkehrs gerade auf 
eine Ungleichmässigkeit der Besteuerung hinzuwirken 
geeignet sind. Mit der Untersuchung dieser schwierigen 
Fragen hat es die Lehre von der Steuer-Üeberwälzung 
zu thun. Ihre hervorragende Bedeutung ist von der 
Wissenschaft nicht verkannt worden. Ist doch in der 
älteren englischen und theilweise auch französischen 
Literatur bei der Lehre von den Steuern ausschliesslich 
die üeberwälzungsfrage behandelt worden. Freilich 
sind wir bei Behandlung dieser Frage auch jetzt noch 
fast ausschliesslich auf den Weg der Deduction ange- 
wiesen, theils, weil die wenigen vorhandenen exacten 
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statistischen Untersuchungen zu geringes und zu unzu- 
verlässiges Material bieten, theils, weil es zu schwierig 
ist zu bestimmen, ob die nach einer steuerpolitischen 
Massregel etwa auf dem Gebiete der Preisbewegung 
hervorgetretenen wirthschaftlichen Erscheinungen wirklich 
als eine Folge jener Massregel angesehen werden dürfen, 
und ob nicht vielmehr andere, ganz ausserhalb der 
staatlichen Machtsphäre liegende Ursachen auf den in 
Frage kommenden Verkehrsprocess perturbirend einge- 
wirkt haben. 

Indessen hat die Wissenschaft nicht nur das Recht, 
sondern unzweifelhaft auch die Pflicht, den einzig vor- 
handenen, wiewohl Schwierigen und theilweise unzuver- 
lässigen Weg der Deduction wirklich zu betreten. Ver- 
dankt doch unsere Wissenschaft dieser Methode grosse 
und bleibende Erfolge. Wir erinnern hier nur an die 
Ricardö'sche Grundrententheorie, an Hermann's 
Lehre vom Preise. Wir stimmen mit Wagner^) darin 
Oberein, dass das wichtige methodische Verfahren der 
Deduction sich recht wohl auch ohne statistische Con- 
trole feststellen und ausführen lasse, und dass derjenige, 
der die so gewonnenen Sätze bestreitet, die Beweislast 
zu übernehmen habe. 



1) Finanzwissenscliafb Theil II, Seite 261. Anmerkung unten- 
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Cap. I. 

Grundlegende Vorbemerkungen. 

VY er tiachgüter prodacirt oder Dienste leistet, hat, 
sobald er von einer Steuer getroffen wurde, das Bestreben, 
diese Last von sich abzuwälzen ,. indem er entweder den 
Betrag der Steuer durch erhöhte wirthschaftliche Thätig- 
keit neu zu produciren, oder aber diesen Betrag im Preise 
seiner Producte resp. Dienste sich mitvergüton zu lassen 
sucht. Dieser letztere Vorgang vollzieht sich im wirth- 
schaftlichen Verkehrsprocess nach den Regeln der Preis- 
theorie, indem der Betrag der Steuer als ein Theil der 
Productionskosten erscheint. Die Preislehre bildet also 
die Grundlage der Ueberwälzungstheorie. Wir wollen nun 
zunächst unsere volle üebereinstimmuDg mit der von 
Ricardo, namentlich aber von Hermann ausgebildeten 
Preislehre aussprechen. Auf die von neueren Theoretikern 
der betreffenden Lehre hinzugefügten Modifioationen ein* 
zugefan, haben wir keine Veranlassung, weil letztere auf 
die von uns zu behandelnde Frage im Wesentlichen ohne 
Einfluss sind. Wir könnten also unter Zugrundelegung 
der Her mann' sehen Preislehre sofort zur Bearbeitung 
des üeberwälzungsproblems (Ibergehn, wenn nicht Held 
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in seinem Aufeatze: ^»Zur Lehre von der TJeberwälzung 
der Steuern" ') den Begriff der Productionskosten und 
mithin die ganze bisher herrschende Preislehre einer scharfen 
Kritik unterzogen und hierauf eine eigene Theorie der 
Rente, des ünternehmergewinnes und der ^^Selbstkosten" 
aufgestellt hätte, welche uns zu einem näheren Eingehen 
auf diese theoretischen Lehren nöthigt. 

Held richtet sich zunächst gegen den bisher in der 
Wissenschaft geltenden Begriff der Productionskosten. Er 
sagt Seite 427: 

,,Wenn eine kostbare Gewerbsanlage durch eine neue 
ifErfindung fiberholt wird, so hat der Käufer dieser Anlage 
„dXle Aussicht yerloren, die Kosten derselben durch den 
,,Preis der Producte herauszuschlagen. Wenn umgekehrt 
„ein Etablissement durch Entstehung eines neuen Verkehrs- 
„vreges oder dergl. in eine sehr günstige Lage gekommen 
>4st, so hat das Publicum alle Hoffnung yerloren, den 
„Preis der im betreffenden Etablissement erzielten Producte 
„oder geleisteten Dienste soweit herabzudrücken, dass dem 
„Unternehmer nur seine aufgewendeten Kosten vergütet 
„werden." 

Nun ist ja aber niemals behauptet worden , dass die 
Preise in allen concreten Fällen den Productionskosten 
gleich seien, vielmehr sind die Begriffe „Monopolpreise", 
„Spott- und Nothpreise" längst in der Wissenschaft ein- 
gebürgert. TJeberhaupt sind ja die Productionskosten 
nichts anderes, als einer der Bestimmungsgründe des 
Preises. Ohne zwingende Noth wird der Ausbietende die 
Waaren nicht unter den Productionskosten yeräussern, 
ebensowenig aber würde er sich mit der blossen Wieder- 



1) Tübinger Zeitschrift, Jahrgang 1868, Band XXIV. 
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erstattung der Productionskosten begnügen, da sonst nicht 
einzusehen sein würde, was ihn überhaupt zum Produciren 
veranlassen sollte. Den Einwurf, dass die Producenten ssu 
Grunde gehen müssten, wenn ihnen dauernd im Preise der 
Producte nicht einmal die Productionskosten ersetzt würden» 
giebt Held auch zu, fügt aber Seite 428 hinzu: 

„Es kann ja der Nationalwohlstand zurückgehn, es 
„ist also nichts Unnatürliches und unmögliches, dass die 
,,Preise im Durchschnitt die Productionskosten nicht er- 
„reichen'*. Nach dieser Bemerkung fahrt Held folgender- 
massen fort: „Es können aber trotz obigen Arguments 
»jedenfalls die Preise die Productionskosten allgemein 
„übersteigen, es ist also jedenfalls kein Grund da, dass 
„beide Grössen harmoniren müssen, ja die Annahme der 
„Nothwendigkeit der Harmonie würde zur Annahme der 
„Notbwendigkeit eines stationären Zustandes der Grösse 
„und des Wohlstandes der Bevölkerung zwingen''. 

Was hiermit eigentlich gesagt sein soll, ist uns un- 
verständlich. Denn wenn zugegeben wird, dass mit dem 
Herabsinken der Preise unter den Betrag der Productions- 
kosten der Nationalwohlstand zurückgehen und die Pro- 
duction allmälig ganz aufhören muss, so ist doch damit 
der Grundsatz, dass dem Producenten im Preise der Pro- 
ducte die Productionskosten vergütet werden müssen, 
anerkannt. Die von der Nationalöconomie aufzustellenden 
Gesetze haben doch zvffeifellos die Existenz einer Volks- 
wirthschaft überhaupt zur Voraussetzung und können nicht 
auf einen Zustand der Vernichtung jedes wirthschaftlichen 
Lebens basirt sein. Die Behauptung aber, dass die Preise 
die Productionskosten allgemein übersteigen könnten, hat 
entweder den Sinn, dass dem Producenten ausser den 
Productionskosten noch ein üblicher Gewinn im Preise 
der Producte vergütet werden muss, und dann ist die Be- 
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hauptung selbstverständlich, oder aber, es wird damit be- 
hauptet, — und das ist von Held olOTen bar beabsichtigt, — 
dass der Preis in gar keinem Zusammenhange mit den 
Productionskosten zu stehen brauche, dass also der Preis 
die Productionskosten sowohl als den landesüblichen Ge- 
winn weit übersteigen könnte. Eine solche Behauptung nun 
ist unseres Erachtens unhaltbar. Denn wenn der Preis 
die Productionskosten weit übersteigt, so muss die Diffe- 
renz in diesem Falle dem Gewinne — sei es nun Gapital- 
gewinn, Zins, Unternehmergewinn - zufallen. Ein solches 
massloses Steigen des Gewinnes wird aber durch die Oon- 
currenz der Ausbietenden erfolgreich verhindert, es sei 
denn, dass man annähme, es werde hauptsächlich unt.er 
monopolistischen Verhältnissen producirt, und es würden 
daher ausschliesslich Monopolpreise erzielt, wobei denn 
allerdings lediglich die Zahlungsfähigkeit der Begehrer der 
Preishöhe eine Grenze setzen würde. Indessen haben 
solche Verhältnisse wohl niemals bestanden und sind auch 
theoretisch kaum denkbar. Auch können wir uns mit der 
Ansicht Held 's, dass eine Harmonie zwischen Produc- 
tionskosten und Preis zur Annahme eines stationären Zu- 
standes der Grösse und des Wohlstandes der Bevölkerung 
zwingen würde, durchaus nicht einverstanden erklären. 
Würde freilich dem Producenten im Preise der Producte 
lediglich der Botrag der Productionskosten ohne einen 
Gewinn wiedererstattet werden, so mOsste dadurch aller- 
dings nicht nur ein stationärer, sondern sogar ein rapid 
sinkender Zustand der Volkswirthsohaft herbeigeführt 
werden, da in diesem Falle jede Production aufhören 
müsste. Wenn aber der Satz von den Productionskosten 
so aufgefasst wird — und so allein lehrt ihn doch die 
Wissenschaft — , dass zwei Producte von gleichen Produc- 
tionskosten coteris paribus den gleichen Preis haben werden. 
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so ist nicht einzusehen« wieso hierdurch die Annahme eines 
stationären Zustandes geboten sein sollte. 

Uebrigens können nicht die individuellen Produc- 
tionskosten jedes einzelnen Geschäftsmannes» sondern 
lediglich die gesellschaftlichen Productionskosten einen 
Einfluss auf die Bewegung der Preise haben. Wenn 
ein talentloser oder ungeschickter Prpducont theurer pro- 
ducirt, so fehlt ihm selbstredend jede Möglichkeit sich 
den Betrag seiner Productionskosten im Product vergüten 
zu lassen. Die in den Geschäften verwendeten Oapita- 
lien werden also nach ihren gesellschaftlichen Produc- 
tionskosten oder — wie Held sagt — nach ihrem „Tausch- 
werth** berechnet. Diesen letzteren Ausdruck halten wir 
nicht für glücklich gewählt, tind hat derselbe Held, wie 
wir später nachzuweisen suchen worden, zu den schwer- 
sten Irrthümern verleitet. Dem sei indessen, wie ihm 
wolle, jedenfalls sieht Held, dem diese Anschauungs- 
weise selbstverständlich bekannt ist, in dieser Definition 
der Productionskosten „nur eine verschwommene Ablei- 
tung" ') und einen „theilweisen Zirkelschluss". ^) Diese 
Behauptung sucht er durch die Betrachtung des Tausch- 
werthes zunächst der fixen Oapitale zu beweisen und führt 
zu diesem Zweck Seite 430 bis 432 etwa Folgendes aus, 
der Tausch werth der fixen Capitale ist abhängig von der 
Höhe der durch sie gewonnenen Rente, ihr Tauschwerth 
ist also gleich der mit Zuhülfenahme des landesüblichen 
Zinsfusses capitalisirten Rente. Der landesübliche Zins- 
fuss wiederum ist abhängig von der Rentabilität der Ca- 
pitale. Man kann also die Höhe des Tauschwerthes 
der Capitale nicht bestimmen, ohne ihre Rente und den 



1) Seite 429 unten. 

2) Seite 432 oben. 
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landesObliohen Zinsfuss zu kennen^ den letzteren aber 
nicht ohne Eenntniss des Tauschwerths der Gapitale und 
ihrer Rentabilität Darin liegt der Zirkelscbluss. 

So düpirend diese Beweisführung erscheint, so lässt 
sich doch das Irrthümliche derselben unschwer erweisen. 
Dass man den Tauschwerth fixer Gapitale unter Zuholfe- 
nahme des Rentabilitätsfactors und des landesüblichen 
Zinsfusses berechnen kann, ist richtig und wird in der 
Praxis immer geschehen. Der von Held behauptete Zirkel- 
schluss läge aber nur dann vor, wenn diese Art^ den 
Tauschwerth fixer Capitale zu berechnen, der einzig mög« 
liehe Weg wäre, wenn der Werth fixer Capitale nie anders 
berechnet worden wäre. Dann hätte man allerdings ein 
Recht, zu fragen, wie sich denn der Werth der, Capitale 
am Anfang der Capitalbildung bestimmt habe, wo von 
einem landesüblichen Zinsfuss überhaupt nicht die Rede 
sein konnte? Nun aber bestimmt sich der Preis eines 
jeden Gutes, sei es fixes oder umlaufendes, Productiv- 
oder Nutzcapital, sei es überhaupt Capital oder Genuss- 
gut, zunächst in ganz gleicher Weise. Nach den von 
Hermann aufgestellten Regeln für die Preisbildung^ 
deren allgemeine Gültigkeit wohl für alle Zeiten gesichert 
ist, sind die Bestimmungsgründe des Preises auf Seiten 
der Nachfrage: das Bedürfniss (Gebrauchs werth) ^ die 
Zahlungsfähigkeit der Begehrer und die Concurrenz der 
Verkäufer, auf Seiten des Angebots: die Kosten (sowohl 
des Ankaufs wie der Erzeugung), die Concurrenz der 
Nachfragenden und der Tauschwerth der Zahlungsmittel. 
Wie ersichtlich, bestimmt sich der Preis keineswegs unter 
Zuhülfenahme des landesüblichen Zinsfusses. Handelt 
es sich nun um die Preisbestimmung fixer Capitale, so 
muss allerdings deren Rente bekannt sein, da der „Ge- 
brauchswerth", welcher den Preis auf Seiten der Nach- 
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frage mitbeätimmt, bei fixen Capitalen nichts anderes ist, 
als eben deren Rentabilität Aber es braucht diese Rente 
keineswegs unter Zuhülfeuahme des landesüblichen Zins- 
fusses kapitalisirt^ sondern lediglich mit der Rente anderer 
fixer Gapitale verglichen zu werden. Man denke sich, 
dass z. B. zu Anfang der Gapitalbildung ein Bogen nebst 
Pfeilen gegen einen Jagdspiess vertauscht werden sollte 
80 wird die Rentabilität jeder der beiden fixen Gapitale 
bekannt gewesen und danach ihr gegenseitiges Werth- 
verhältniss sich bestimmt haben« Ob bereits Geldwirth- 
schaft oder lediglich Tauschverkehr besteht, ändert an 
der Sache nichts. Andererseits bestimmt sich der Zins- 
fuss gleichfalls aus der Rentabilität. Selbstverständlich 
muss hier der Werth der Gapitale bereits bekannt sein. 
Es ist aber auch undenkbar, dass der Begriff des Zins- 
fusses sich gebildet haben sollte, ehe das Werthverhält- 
niss der Gapitale sich durch den Tausch verkehr bereits 
bestimmt hätte. Existirt nun einmal der Begriff des 
Zinsfusses, so kann der Werth jedes C^pitals unter Zu- 
hülfeuahme des Zinsfusses durch Capitalisirung der Rente 
gefunden werden. Das aber ist lediglich ein Rückschluss, 
nicht ein Zirkelschluss, denn das Bestehen eines landes- 
üblichen Zinsfusses ist nicht die Bedingung für die Mög^ 
lichkeit den Preis fixer Gapitale zu bestimmen. Kommt 
nun ein neues Gapital in den Verkehr, so wird sein 
Werth stets durch Gapitalisirung der Rente bestimmt 
werden. Aber der Zinsfuss, der hierbei zu Grunde gelegt 
wird, ist nicht ermittelt worden aus der Rentabilität 
eben dieses Gapitals, sondern aus der Rentabilität der 
anderen fixen Gapitale, deren Werth bereits früher be- 
kannt war. Von einem Zirkelschluss kann also auch 
hier nicht die Rede sein. 
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Einen gleichen Zirkelschluss wie bei der Berechnung 
des Tauschwerthes fixer Oapitale glaubt Held in der Art 
und Weise zu finden, in welcher bei fixen Capitalen dem 
Rentengesetz Rechnung getragen wird. Obwohl er zugiebt, 
dass die Froductionskosten des unter den ungünstigsten 
Verhältnissen arbeitenden Geschäfts mit dem Producten- 
preis in allen gleichartigen Geschäften identisch seien, 
fügt er doch Seite 433 hinzu: „so ist es doch nicht ein- 
zusehen , warum dieses Geschäft allein die Macht haben 
soU^ die Preise zu bestimmen, warum nicht vielmehr um- 
gekehrt die Preise und die dadurch bestimmten Gewinne 
jedes einzelnen Geschäfts den Anhaltspunkt abgeben 
müssen, welches Geschäft wirklich das ungünstigst situirte 
sei?** In der That ein sonderbarer Einwand. Wozu 
braucht man überhaupt zu wissen, welches Geschäft 
das ungünstigst situirte sei, um bestimmen zu können, 
dass die in ihm verwandten Froductionskosten mass- 
gebend seien für den Productenpreis in allen gleich- 
artigen Geschäften? Sogar der Besitzer des ungünstigst 
situirten Geschäfts braucht nicht zu wissen, dass gerade 
sein Geschäft das ungünstigst situirte sei, er weiss nur, 
dass ihm im Preise seiner Producte die Froductionskosten 
vergütet werden müssen, um ihm die Fortsetzung der 
Produetion zu ernaöglichen. Ebenso braucht der Besitzer 
des günstigst situirten Geschäfts nicht zu wissen, dass 
gerade sein Geschäft das günstigst situirte sei, er weiss 
nur, dass es ihm nicht in den Sinn kommen kann, seine 
Producte billiger zu verkaufen, als die anderen gleichguten 
Producte gleichartiger Geschäfte verkauft werden. Da er 
nun aber vermöge seiner günstigen wirthschaftliehen Lage 
entweder die gleiche Menge von Froducten mit geringeren 
Froductionskosten oder eine grössere Menge von Fro- 
ducten, als die anderen Geschäfte produciren, mit den 
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gleichen Productionskosten, wie diese, auf den Markt zu 
werfen vermag, so entsteht hieraus für ihn ein Extra- 
gewinn, eine Rente. Von einer Macht zu reden, welche 
dem Inhaber des ungünstigst situirten Geschäfts zustehen 
soll, ist insofern unstatthaft, als man mit derselben Be- 
rechtigung von einer der zahlungsfähigen Nachfrage 
zustehenden Macht über den Inhaber des ungünstigst 
situirten Geschäfts sprechen könnte, da ein nur geringes 
Sinken jener Nachfrage eine dauernde Weiterproduction 
in diesem Geschäfte unmöglich machen würde. Es handelt 
sich also um eine Wechselwirkung zwischen Angebot und 
Nachfrage, bei welcher weder dem ersteren noch der 
letzteren an sich eine grössere Macht zugesprochen werden 
kann. Ueberhaupt halten wir die Oontroverse, ob die un- 
günstigsten Productionsbedingungen den Marktpreis be- 
stimmen, oder umgekehrt der Marktpreis die ungünstigsten 
Productionsbedingungen, lediglich für einen Wortstreit. 
Wenn ein Steigen der Marktpreise vorausgegangen ist, 
und die Unternehmer hierd]^rch ermuthigt wurden, auch 
unter weniger günstigen Bedingungen, wie bisher, zu 
produciren, so wird dadurch der Satz, dass die Her- 
stellangskosten des unter den ungünstigsten Bedingungen 
hergestellten Products bestimmend sind für den Marktpreis 
der ganzen Art von Producten, nicht berührt. Denn 
wenn auch der Marktpreis angiebt, unter wie ungünstigen 
Verhältnissen noch mit Vortheil producirt werden kann 
und also in sofern die ungünstigsten Productionsbedingungen 
bestimmt, so giebt andererseits der Betrag der Productions- 
kosten des unter den ungünstigsten Bedingungen hervor- 
gebrachten, aber gesellschaftlich noch nothwendigen Pro- 
ducts an, bis zu welcher Grenze die Marktpreise minde- 
stens steigen müssen , über welche die aber wesentlich 
auch nicht steigen können. Es findet hier eben eine 
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Wechselwirkung zweier wirthschaftlicber Factoren statt. 
Yen einem Zirkelschluss zu reden, hat hier nicht den 
Schatten einer Berechtigung. 

Im Verlauf seiner kritischen Untersuchung glaubt 
nun Held auch bei der Berechnung des Arbeitslohnes, 
des Zinses, des ünternehmergewinnes gleichfalls auf Zirkel- 
schlüsse hinweisen zu können, wie wir meinen, genau mit 
demselben unrecht wie bei der Berechnung des Tausch- 
werthes fixer Capitale. 

Nachdem Held hierauf den Unterschied zwischen 
Selbstkosten und Productions — resp. Reproductionskosten 
erläutert hat, indem er als Productionskosten die von uns 
„gesellschaftliche Productionskosten'^ genannten Kosten 
bezeichnet, geht er hierauf yon den individuellen Selbst- 
kosten des einzelnen Unternehmens aus und construirt auf 
dieser Basis eine neue Berechnungsmethode der Renten, 
des Nettoertrages und des ünternehmergewinnes. Diese 
Methode ist höchst wunderlich und steht jedenfalls im 
schroffsten Gegensatze. zu alkn bisher in der Volkswirth- 
Bchaft fiblichen Anschauungen. Er sagt Seite 439 unten : 

„Man denke sich zu dem Ende jedes Geschäft — sei 
„es ein Handelsgeschäft, eine Fabrik, ein Gewerbe oder 
„ein Gutsbetrieb — mit seinem zeitweiligem Inhaber als 
„ein untheilbares Ganzes/' Und Seite 440: 

„Sämmtliche Geschäfte also eines beliebigen, aber 
„nicht allzu kleinen geographischen Bezirks verfolge man 
„eine bestimmte Zeit hindurch, die jedoch nicht yiele 
„Decennien umfassen darf, da sonst die innere üngenauig- 
„keit, die bei allern eine lange Zeit hindurch fortgesetzten 
„Untersuchungen über Werthverhältnisse vorliegt, zu gross 
„wird. Man denke in jedem Geschäfte die Kosten, zu denen 
„die fixen Anlagen hergestellt wurden, oder deren Preis, 
„zu welchem sie der jetzige Unternehmer Obernahm, genau 
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9, verzeichnet. Man denke ferner das flOssige Capital des 
„Unternehmers nach dem Wcrthe, mit dem er es in's 
^»Geschäft eingebracht hat Kurz man nehme das gesammte 
,4ni Geschäft angelegte eigene Vermögen des Geschäfts- 
y^herrn nach seinem Werthe zur Zeit des Beginnes des 
,,GeschäftB und behalte dies während der ganzen Periode 
,,der Beobachtung, resp. Lebensdauer des Geschäfts als 
,,feBte Grösse. Nun berechne man in jedem einzelnen Jahre 
yydas gesammte Einkommen, welches das Geschäft abwarf, 
,,und ziehe davon sämmtliche Ausgaben an Gapitalzinsen, 
„Arbeitslohn, Reparaturen u. s. w. ab. Den Rest oder 
,»das Reineinkommen des Geschäfts dividire man durch 
^,das eigene Capital des Geschäftsherrn nach eeinem oben 
yyfixirten Werth, man hat dann den Gewinn, den jedes 
,,einzelne Geschäft im Verhältniss zu dem darin angelegten 
„Capital abwirft, und wenn man diese Summe aller so 
^»gewonnenen Reineinkommen durch die Summe aller Capi- 
,,talien dividirt, so hat man das durchschnittliche Erträg- 
„niss der Geschäfte eines Landes, ausgedrückt durch das 
,, Verhältniss zu den in den Geschäften angelegten eigenen 
,,Capitalien der Geschäftsherren.'' Nachdem Held hierauf 
seine üebereinstimmung mit der von Schäffle in die 
Wissenschaft eingeführten Erweiterung der Ricardoschen 
Grundrententheorie ausgesprochen hat, wendet er sich 
gegen den Begriff der ungünstigsten Productionsbedingun- 
gen, indem er Seite 443 und 141 ausführt, dass man nicht 
bestimmen könne, wo diese ungünstigsten Bedingungen 
zu suchen seien, dass es stets eine Anzahl von Geschäften 
gäbe, welche mit Verlust arbeiten und daher keinen Ein- 
fluss auf die Bewegung der Preise haben können. Held 
weiss sehr wohl, dass die hier gemeinten ungünstigsten 
Bedingungen diejenigen sind, unter welchen noch dauernd 
fortproducirt werden kann. Da aber nicht zu bestimmen 
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sei, um wieviel diese nngünstigsteii Productionsbedingungen 
von den factisch ungünstigsten der mit Verlust arbeitenden 
Geschäfte verschieden sind, hält er den ganzen Begriff der 
ungünstigsten Productionsbedingungen für unbrauchbar. 
Wie wir schon früher nachwiesen, kann aus dem Umstände, 
dass sich nicht immer bestimmen lässt, wo sich die un- 
günstigsten Productionsbedingungen befinden, keinenfalls 
ein Beweis dagegen erbracht werden, dass die ungünstig- 
sten Productionsbedingungen massgebend seien für den 
Preis der Güter. Selbstvei^ständlich wird es immer Ge- 
schäfte geben, die mit Verlust arbeiten, nicht nur in den 
Fällen, wo ein talentloser und ungeschickter Unternehmer 
an der Spitze des Geschäftes steht, sondern auch dann, 
wenn in Folge des Rückganges der Volkswirthschaft die 
zahlungsfähige Nachfrage vermindert wird, die Erzeugnisse 
also des bisher unter den ungünstigsten Bedingungen 
arbeitenden Geschäfts nicht mehr verlangt werden. Dieses 
letztere Geschäft wird dann allerdings in den seltensten 
Fällen sofort aufhören zu produciren, massgebend für die 
Höhe der Preise wird es aber hinfort nicht mehr sein, 
vielmehr wird ah seine Stelle das bisher unter den nächst 
ungünstigsten Verhältnissen producirende Geschäft treten, 
und die von letzterem bisher bezogene Rente verschwinden. 
Nimmermehr kann aber daraus, dass das früher unter den 
ungünstigsten Verbältnissen producirende Geschäft eine 
Zeit lang noch mit Verlust weiter arbeitet, die Unrichtig- 
keit des Gesetzes abgeleitet werden, dass die ungünstigsten 
Productionsbedingungen massgebend seien für die Höhe 
der Preise. Statt der ungünstigsten Productionsbedingungen 
nimmt Held als massgebend für die Preise den Durch* 
schnittswerth (Seite 445) der Erträgnisse sämmtlicher 
Geschäfte an. Wir werden gleich sehen, zu welchen Irr- 
thOmern ihn diese Auffassung verleitet. Er meint, dass 
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der Ton ihm gefundene Durchschnitts werth auch Schäffle 
als dunkle Ahnung vorgeschwebt habe und dass derselbe 
bei weiterer Emancipation der Schäffle 'sehen Renten- 
theorie von der alten Lehre sich von selbst ergeben musste. 
Er glaubt hierfür eine Bestätigung darin zu finden, dass 
Schäffle selbst von Verlusten spricht, die der Rente 
gegenaber stehen sollen. Diese Auffassung verträgt sich 
aber sehr wohl mit derjenigen von den ungünstigsten 
Productlonsbedingungen, wie wir es soeben bei Betrachtung 
eines Zustandes sinkender Volkswirihsohaft gesehen haben. 

Seine eigene Theorie fasst Held in folgende Sätze 
zusammen : 

" „1) Die Summe der Verkaufspreise der in einem 
»^Geschäft innerhalb einer bestimmten Periode zu Markte 
„beförderten Waaren (Producte) abzüglich der Auslagen 
„des Unternehmers giebt den Nettoertrag (hier bisher 
»»gewöhnlich kurzweg Ertrag genannt) des Geschäfts 
^^nnerhalb derselben Periode. 

„2) Der Werth dieses Nettoertrages dividirt durch 
„den Werth des dem Geschäftsherrn eigenthfimlichen 
,,Gapitals (zur Zeit als dies Capital ins Geschäft kam) 
y^eigt die Höhe des Ertrages im Verglich zu anderen 
».Geschäften unabhängig von dem Anfang des betreffenden 
»»Geschäftes an. Der leichteren Vergleichbarkeit halber 
„kann man die Brüche alle auf den Nenner 100 reduciren, 
„und die Abweichung jedes einzelnen Bruches von dem 
„Bruche» welcher die durchschnittliche Erträglichkeit aller 
„Geschäfte bezeichnet» heisst (positive oder negative) Rente. 

„3) Mit der Höhe der erzielten Preise wächst der 
»,Ertrag (und da dieser der Zähler des Bruches ist) die 
»»Einträglichkeit und die Rente jedes einzelnen Geschäfts 
„und diese sinken, wenn zu niedrigeren Preisen verkauft 
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„wird. Das Erzielen hoher Preise wird also tinter allen üm- 
,,standen ein natürliches Bestreben der Unternehmer sein. 

„4) Di^ unter Nr. 2 angedeutete Berechnung ist zur 
„Bcurtheilung des Zustandcs des gesammten Geschäfts- 
,,leben8 nothwendig, aber auch genügend, und bedarf es 
,,hierzu des schwierigen Begriffes der Productionskosten 
,,und der ungünstigsten Froductionsbedingungen nicht. 

,,5) Die Berechnung kann vorläufig nicht ausgeführt, 
yyUnd das Schema noch nicht durch Zahlen, sondern nur 
„durch unbestimmte Grössenbezeichnungen ausgefüllt 
„werden. 

„6) Für den Einzelnen ist zur Beurtheilung seines 
„Geschäftsstandes diese Berechnung nicht nöthig. Er be- 
„rechnet seine Selbstkosten, d. i. alle seine haaren Auslagen 
„und von dem Werth seines eigenen Capitals den landes- 
„üblichen Zinsfuss, der in seiner Entstehung von den 
„Geschäftserträgnissen abhängt, aber für den Einzelnen 
„eine bereits bekannte Grösse ist, die durch jeden einzel- 
,.nen Geschäftsbetrieb nicht merklich geändert werden 
„kann. Die Differenz zwischen dem Bruttoertrag seines 
„Geschäfts und seinen Selbstkosten unter Einrechnung des 
„Zinses von seinem eigenen Capital, oder die damit iden- 
„tische Differenz zwischen dem Nettoertrag seines Geschäfts 
„(Nr. 1) und dem landesüblichen Zinsfuss seines eigenen 
„Capitals zeigt ihm den Stand seines Geschäftes an, und 
„diese Differenz soll ünternehmergewinn genannt werden. 

„7) Denkt man sich letztere Differenzen aus allen 
„Geschäften gewonnen und einen Durchschnitt aus allen 
„gezogen, so ist es, ehe die Berechnung wirklich aus- 
„gefOhrt ist, unentscheidbar, ob dieser Durchschnitt ist 
^,oder nicht. Ist er = 0, so existirt kein durchschnittlicher 
„Unternehmergewinn, der Unternehmergewinn eines ein- 
„zelnen Geschäfts ist identisch mit der Rente desselben. 
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,,Der gewöhnliche Zinsfuss ist identisch mit der durch- 
schnittlichen Erträglichkeit der Geschäfte. 

^^Andernfalls existirt ausser der Rente noch ein 
„durchschnittlicher Unterneb mergewinn, und der Ertrag 
„des in Geschäften angelegten Capitals ist durchschnittlich 
»^grösser als der Zins des verliehenen Capitals/' 

Statt des landesüblichen Gewinnes setzt also Held 
die durchschnittliche Erträglichkeit aller Geschäfte, welche 
er Seite 441 dadurch erhält, dass er die Summe der Rein- 
erträge aller Geschäfte durch die Summe aller Gapitalien 
dividirt. Wie auf den ersten Blick ersichtlich ist, sind 
beide Begriffe, nämlich der landesübliche Gewinn und das 
80 gewonnene Durchschnittserträgniss keinenfalls congruent 
und werden sich wohl niemals decken. Denn wenn zu den 
bisherigen Geschäften eine Zahl neuer besonders günstig 
oder ungünstig situirter Geschäfte hinzutritt, oder wenn 
die Situation einzelner schon vorhandener Geschäfte sich 
nach der einen oder andern Richtung hin ändert, so er- 
scheint das Durchschnittserträgniss hierdurch wesentlich 
modificirt, ob aber dadurch der landesübliche Gewinn, d. h. 
die Bedingung, unter welcher im Allgemeinen producirt 
wird, überhaupt eine Veränderung erleidet, ist fraglich, 
sogar unwahrscheinlich. Der landesübliche Gewinn ist 
aber doch nicht blos eine Gedankenabstraction, sondern 
etwas factisch unzweifelhaft Bestehendes, das unmöglich 
durch willkürliche Schaffung einer ganz anderen Bemes- 
sungsgrundlage aus der Welt geschafft werden kann, zumal 
Held selbst ausdrücklich zugiebt, dass das von ihm zum 
Ausgangspunkt seiner BegrifiBbestimmungen gewählte 
Durchschnittserträgniss überhaupt nicht zu berechnen ist 
und also nirgends in einer positiven Zahl zur Erscheinung 
kommt; Immerhin aber wollen wir zugeben., dass eine 
solche Berechnung, falls sie ausführbar wäre, von grossem 
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Werthe sein wQrde, da man in diesem Falle über die 
wirthschaftliche Position sämmtlioher Staatsbürger sich 
informiren und dadurch also ein wirkliches Bild von dem 
Stande der Yolkswirthschaft in einem Staate erlangen 
könnte. Wenn aber Held diesen Begriff zur Bemessungs- 
grundlage etwa bei der ßententheorie erheben will, so er- 
geben sich daraus die wunderlichsten Consequenzen. Man 
denke sich drei Landgüter von gleicher Grösse, deren 
Rente aber und in Folge dessen deren Preis sehr ver- 
schieden seien. Es sei etwa die Rente des ersten Gutes 
500 Mark, die des zweiten 1000, die des dritten 1500. 
Es sei nun das Held' sehe Durchschnittserträgniss zu der 
bestimmten Zeit und in dem bestimmten Lande 5 von 100« 
Nun würde nach Held, der lediglich den Verkaufspreis 
der Grundstücke zur Grundlage seiner Rentenberechnung 
macht, eine Rente (positiv oder negativ) nur dann vor- 
handen sein, wenn das erste Gut höher oder niedriger als 
zum Preise von 10,000 Mark, das zweite Gut höher oder 
niedriger als zum Preise von 20,000 Mark u« s. w. ange- 
kauft wäre. Wird aber das erste Gut mit 10,000, das 
zweite mit 20,000, das dritte mit 30,000 u. s. w. bezahlt, 
so ergiebt keines der so verschieden situirten Güter eine 
Rente, wiewohl das zweite Gut auf derselben Bodenfläche 
und unter gleich günstigen Absatzverhältnissen einen 
doppelt so hohen Ertrag liefert, als das erste. Wenn wir 
ferner annehmen, es werde das erste Gut zu 5000 statt zu 
10,000, das zweite Gut aber zu 25,000 statt zu 20,000 an- 
gekauft, so würde dadurch die Heldische Rente des ersten 
Gutes positiv, die des zweiten negativ werden, wiewohl 
das erste Gut auf derselben Ackerfläche und unter gleich 
günstigen Absatzverhältnissen halb soviel Ertrag liefert, 
als das zweite. Za so unklaren Anschauungen gelangt 
man^ wenn man statt der Ertragsfähigkeit des Grund und 
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Bodens lediglich den zufalligen Kaufpreis desselben zur 
Grundlage einer Bententbeorie erbebt. Noch anders ge- 
staltet sich der Fall, wenn man annimmt, es sei eines der 
Güter oder alle drei mit Schulden belastet. Hier mflssten 
nun noch die Scbuldzinsen vom Ertrage des mit Schulden 
belasteten Gutes abgezogen und der Best durch das eigene 
Capital des Qutsherrn dividirt werden, da ja nur so die 
Heldische Beute gefunden werden könnte. Das beisst 
allerdings mit der Bicardo 'sehen Grundrententheorie auf 
das Gründlichste brechen. Denn hier wirft nicht das Gut 
als solches eine Beute ab, sondern nur der Besitzer bezieht 
eine Rente und zwar von dem ihm gehörigen Capitale. 
Jedenfalls ist es unverständlich, wie Held in dem Glauben 
befangen sein kann, lediglich die Consequenzen der 
Schaf fleischen Bententbeorie gezogen zu haben. Seine 
Bententbeorie ist keineswegs eine Gonsequenz der von 
Schäffle aufgestellten Lehre, vielmehr involvirt seine 
Anschauung ein Fallenlassen des Begriffs der Rente über- 
haupt. 

Dadurch, dass Held statt eines allgemein gültigen 
Tauschwerthes der Güter den für dieselben zufällig ge- 
zahlten Preis zum Ertrage in Beziehung, setzt, gelangt er 
dazu, Einkommen und Ertrag zu verwechseln. Wenn 
jemand ein Capital oder Productionsmittel zu theuer, d. h. 
über den Werth bezahlt, so ist für ihn hiermit zwar sein 
Vermögen und mithin auch sein Einkommen verringert, 
die Bentabilität des von ihm erworbenen Capitals wird 
aber hierdurch nicht berührt. Denn der Ertrag eines 
Capitals kann nicht in Beziehung gesetzt werden zum 
zufällig gezahlten Preise, auch nicht zu den iödividuellen 
Productionskosten, sondern lediglich zum gesellschaftlichen 
Tauschwerth und zu den gesellschaftlichen Productions- 
kosten. In der theoretischen Betrachtung muss die 
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äusserste Consequenz der Wirthschaft vorausgesetzt werden, 
weil man sonst sich selbst die nothwendige Operations- 
basis zerstören wOrde. Wenn man zwei ganz gleiche 
Maschinen betrachtet ^ die beide genau dasselbe leisten, 
so kann man , falls die eine Maschine zu theuer bezahlt 
oder zu theuer hergestellt worden ist, weder behaupten, 
dasB die eine Maschine einen höhern Werth habe, als die 
andere^ noch dass die eine Maschine einen grössern Ertrag 
abwerfe, als die andere. Oder man denke sich, dass von 
zwei Besitzern gleich guter und gleich rentabler Land- 
güter, welche in Folge dessen zum gleichen Preise an- 
gekauft wurden, der eine Besitzer seinen Arbeitern aus 
freiem Entschlüsse oder aus Mangel an Geschäftsroutine 
einen so hohen Lohn zahlte, dass letzterer die ganze 
Gutsrente verschlänge, so kann man unmöglich behaupten, 
dass das betreffende Gut keine Rente abwerfe, vielmehr 
hat in diesem Falle der Besitzer des Landgutes die Rente 
desselben seinen Arbeitern überlassen , beide Landgüter 
aber sind gleich rentabel geblieben. 

Ganz übereinstimmend mit der gebräuchlichen Auf- 
fassung vom ünternehmergewinn bezeichnet Held als den 
letzteren die Differenz zwischen dem Nettoertrag eine^ 
Geschäfts nnd dem landesüblichen Zinsfuss von dem im 
Geschäft verwandten festen und flüssigen Capital. Letztere 
Differenz aus allen Geschäften gewonnen und einen Durch- 
schnitt aus allen gezogen , ergiebt den durchschnittlichen 
Unternehmergewinn, welcher, falls der Durchschnitt Null, 
d. h. falls der gewöhnliche Zinsfuss identisch ist mit der 
durchschnittlichen Erträglichkeit aller Geschäfte, in jedem 
einzelnen Geschäft gleich ist der Rente des betreffenden 
Geschäfts. Aus diesem Resultat ersieht man, zu welcher 
Verwirrung der nationalökönomischen Grundbegriffe die 
Held 'sehe Betrachtungsweise führt, da hiemach ein Zu- 
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stand denkbar ist, in welchem der Begriff der Rente nnd 
der des ünternehmergewinnes zusammenfallen. Abgesehen 
davon also, dass unter Rente etwas ganz Anderes ver- 
standen wird^ als bisher in der Wissensehaft darunter 
verstanden wurde, abgesehen auch davon, dass die zur 
Bemessungsgrundlage der Rente gewählte Durchschnitts- 
erträglichkeit eine ganz willkürliche, gar nicht zu erfas- 
sende, zudem jeden Augenblick wechselnde Grösse ist, 
gelangt Held auch noch dazu, unter gewissen umständen 
den Begriff der Rente und den des ünternehmergewinnes 
zu identificiren. Während also bei der bisherigen wissen- 
schaftlichen Anschauung z. B. in landwirthschaftlichen 
Unternehmungen der Gewinn des Pächters sehr hoch und 
die Rente des Grundherrn sehr niedrig, und umgekehrt 
der Pachtgewinn niedrig und die Rente hoch sein konnte, 
während der Capitalgewinn überhaupt, in welchem ja auch 
der ünternehmergewinn enthalten ist, einen Einfluss auf 
die Höhe der Rente nur insofern hatte, als er die Preis- 
höhe der Producte mitbedingte, und hierdurch also auch 
auf die von dem Preise der Producte abhängige Höhe der 
Rente zurückwirkte, sehen wir nach Heldischer An- 
schauung einen Zustand ermöglicht, bei welchem Rente 
und Unternehmergewinn ') in jedem einzelnen Landgut 



1) Gegen die vielfach verbreitete Anschauung, dass zur 
Rechtfertigung des Ünternehmergewinnes eine Risikoprämie als 
natnmothwendiges Postulat aufgestellt und als Wesen oder Theil 
des ünternehmergewinnes betrachtet wird, macht Held folgende 
treffende Bemerkung (Seite 447 unten) : 

„Wo für den Einzelnen ein Risiko besteht, ist es sogar 
„gerade das Natürliche, dass die Geschäftsresultate Aller zusammen- 
„genommen weder Verlust noch Gewinn ergeben, indem die wirk- 
„Hchen Verluste der Einen sich mit den Gewinnen der Anderen 
„ausgleichen." Diesem Gedanken, welchen wir weiter zu ver- 
folgen, hier keine Veranlassung haben, können wir allerdings 
lediglich beistimmen. 
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oder Geseh&ft zusammenfallen, während factisch doch 
beide Einkommensarten ganz verschiedenen wirthscbaft- 
liehen Factoren ihre Entstehung verdanken. 

Der Held 'sehe Begriff der Rente steht also im 
Widerspruch sowohl zu dem Ricardo* sehen Renten- 
begriff wie zu der von Schäffle eingeführten Erweite- 
rung dieses Begriffs. Denn Schäffle sagt: „Innerhalb 
,Jeder allgemeinen privatwirthschaftlichen Einkommens- 
„form kann im einzelnen Fall — muss aber nicht — eine 
„Rente auftreten, und zwar sowohl im Lohn (Lohnrente) 
,^ls im Zins (Leihrente) als im Gewinn (ünternehmer- 
„rente)" ') Schäffle behauptet also, dass eine Rente so- 
wohl beim Zins, als beim Lohn, als beim Unternehmer- 
gewinn vorkommen kOnne, keineswegs aber, dass Rente 
und Unternehmergewinn gleichbedeutend seien. Wie sehr 
aber Held das letztere thut, folgt u. A. namentlich aus 
der Anmerkung Seite 450. 

Nach dem Resultat unserer bisherigen kritischen 
Untersuchung kann es nicht Wunder nehmen, wenn wir 
uns der von Held aufgestellten Lehre nicht) anzu- 
schliessen vermögen , deshalb auch keine Veranlassung 
haben, die bisher in der Wissenschaft allgemein gültige 
Lehre von den Productionskosten als Bestimmungsgrund 
der Preise zu verlassen. 



1) „Die ansschliessenden Verhältnisse. Tübinger Zeitschrift 
Jahrgang 1867." Auf diese Lehre näher einzugehen, würde uns 
hier zu weit führen. Wir beschränken uns daher darauf, auf das 
vorzügliche Werk von Berens: „Versuch einer kritischen Dogmen- 
geschichte der Grundrente, Leipzig 1868", S. 190 ff*, hinzuweisen, 
mit dessen Urtheil über die Schäffle 'sehe Lehre wir durchaus 
übereinstimmen. 
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Cap. II. 

Die volkswirthschaftlichen Wirkungen der 
Steuern bei Ad. Smith und Ricardo. 

Es könnte zunächst befremden, yon diesen beiden 
Begründern und Meistern unserer Wissenschaft die uns 
hier beschäftigende Frage in einer Weise behandelt zu 
sehen^ welche genau genommen einen Widerspruch enthält. 
Denn einerseits sehen wir von beiden Schriftstellern dem 
Problem der Steuerüberwälzung eine solche Bedeutung 
zugestanden, dass der Versuch, dasselbe zu lösen, bei 
beiden den wesentlichen, beinahe ausschliesslichen Inhalt 
ihrer Steuerlehre ausmacht. Andererseits könnte man 
fast behaupten, dass sowohl bei Ad. Smith als bei Ri- 
cardo eine umfassende Steuerüberwälzungslehre gar nicht 
vorhanden ist. *) Es werden uns gewissermassen nur die 
Bausteine zu einem System geliefert, dem Leser aber 
bleibt es überlassen, dieselben zu einem System zusammen- 
zufügen. Noch ein dritter Punkt ist in den Ausführun- 
gen Sraith's und Ricardo's bemerkenswerth, nämlich 
die grosse Bestimmtheit und Uneingeschränktheit, mit 
welcher sie ihre Sätze ansprechen. Während wir in un- 
seren späteren Darlegungen einer Richtung begegnen wer- 
den, welche an der Erreichung eines positiven Resultats 
auf diesem schwierigen Gebiete gänzlich verzweifelt, 



1) Bei jeder einzelnen Steuer werden die Wirkungen der- 
selben auf das gründlichste untersucht und bis in die äussersten 
Consequenzen verfolgt, nach einer zusammenfassenden Erörterung 
aber über die Wirkungen der Steuern überhaupt, über das 
Wünschenswertlxö, oder zu Vermeidende des durch die Ueber- 
wälzung hervorgerufenen Verkehrspröcesses suchen wir vergebens. 
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während auch die neuere Wissenschaft in allen ihren 
Sätzen der Praxis die grössten Concessionen macht, d. h. 
die Thatsache berücksichtigt, dass die verschiedenen wirth- 
schaftlichen Gesetze sich fortwährend durchkreuzen, und 
dass daher die Wirkung jedes einzelnen fortwährend "modi- 
ficirt und paralysirt erscheint und daher nur selten in 
voller Reinheit zu Tage tritt, sehen wir bei Smith und 
Ricardo dieser Thatsache so gut wie garnicht Rech- 
nung getragen. 

Diese drei anscheinend sich widersprechenden Eigen- 
thümlichkeiten der üntersuchungsweise Smith 's und 
Ricardo's sind dennoch natürlich und erklärlich und 
stehen im engsten Zusammenhango mit der Aufgabe, welche 
sich beide Männer in der Wissenschaft gestellt hatten. 
Es war zunächst beiden die Aufgabe zugefallen, die 
Wissenschaft von einer Menge falscher Vorstellungen und 
Begriffe zu befreien und neue theoretische Grundlagen für 
die weitere Forschung zu schaffen. Es ist daher erklärlich, 
dass die Werke beider Autoren einen ausschliesslich theo- 
retisirenden Charakter tragen^ dass daher auch in der 
Steuerlehre die steuertechnische Seite fast gänzlich zurück- 
tritt. Andererseits vermochten sich weder Ad. Smith 
noch Ricardo zu einem wirklich volkswirthschaftlichen 
Standpunkte zu erheben. Nach jedem Versuch dazu, den 
Ad. Smith wenigstens häufig genug machte, sank er sehr 
bald wieder auf den privatwirthschaftlichen Standpunkt 
zurück. In dieser Individualisirung der Volkswirthschaft 
liegt vielleicht das grösste Verdienst Smith's und Ricard o's. 
Denn ohne diese Individualisirung wäre vielleicht Manches, 
was die Wissenschaft jetzt als einen dauernden Gewinn 
zu betrachten berechtigt ist, unentdeckt geblieben. Anderer- 
seits musste der privatwirthschaftliche Standpunkt in aller 
Schä.rfe hervortreten, um die Nothwendigkeit eines höhern 
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volkswirthschafitlichen Standpuuktes mit voller Klarheit 
erkennen zu lassen. Die IrrthQmer Smith 's und Ricardo 'e 
sind daher für die Wissenschaft nicht minder fimchtbar 
gewesen, als die Wahrheiten, welche wir ihnen su Ter- 
danken haben. Diese individualisirende Betrachtungsweise 
aber lässt keinen von beiden dasu gelangen» die volks* 
wirthschaftlichen Erscheinungen als ein Ganses aufzu- 
fassen. Wir sehen daher sowohl Smith als Ricardo 
in ihrer Steuerlehre die Wirkung jeder einzelnen fiteuer 
auf das Genaueste verfolgen, die allgemeinen Ursachen 
und Wirkungen aber der SteuerQberwftLBung werden nicht 
besprochen. Wenn wir nun oben gesehen haben, dass 
sowohl Smith als Ricardo ausschliesslich in theereti- 
sirender Weise die volks wirthschaftlichen Fragen behan- 
delten, wenn ferner keinem von beiden die Erkenntniss 
der Relativität der volkswirthschaftlichen Gesetze zum 
YerständnisB gekommen war, wenn man ausserdem berQck- 
sichtigt, dass zur Zicit, als Ad. Smith und Ricardo schrieben, 
eine Statistik nur in sehr unvollkommener Weise existirte, 
und daher eine inductive Art der Forschuog sowohl als 
eine Prüfung der theoretisch gewonnenen Sätze an der 
Hand der Thatsachen so gut wie garnicht möglich war, 
bei der Erwägung aller dieser Umstände ist es daher nur 
natürlich und erklärlich, wenn sowohl Smith als Ricardo 
auch in den so schwierigen Fragen der Steuerüberwälzung 
dem blossen Calcul eine Bedeutung beimessen, die eine 
reichere und vorgeschrittenere Erkenntniss ibm nicht mehr 
in solcher Ausdehnung zuzugestehen vermag. 

Je nachdem nun die selbstgeschaffenen Voraus- 
setzungen, von denen beide Forscher ausgingen, gleiche 
oder verschiedene waren, sind auch die Resultate, zu welchen 
beide in der Steuerlehre gelangen, gleich oder verschieden. 
Oft aber auch gelangen beide zum gleichen Resultat, aber 
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auf 80 verschiedenem Wege, dass das Resultat des einen 
eine durchaus andere Beurtheilung erfahren muss^ als das 
des andern. 
Ad. Smith. Wenden wir uns nun zunächst zu Ad. SmithJ) 

Der wesentliche Inhalt seiner Steuerlehre lässt sich in 
folgende Sätze zusammenfassen: 

Steuern auf die Grundrente sind nicht abwälzbar, 
können aber, falls sie den Yeränderuogen der Rente fol- 
gen» Meliorationen hinderlich sein. ^) 

Steuern auf den Bodenertrag fallen gleichfalls auf 
die Rente, mag nun die Steuer in natura oder Geld ent- 
richtet werden. Wird als Ausgleichung fQr alle Steuern 
und Zehnten eine bestimmte Geldsumme gezahlt, so fällt 
auch diese Steuer auf die Grundrente, spornt aber, da sie 
nicht mit der Grundrente steigt und fällt, weder zu Melio- 
rationen an, noch hält sie davon ab. 3) 

Steuern auf die Hausrente, die von dem Miether 
zu zahlen sind, also eigentlich Miethsteuern, treffen nicht 
. die Baurente, sondern theils den Miether, theils die Grund- 
rente der Häuser dadurch, dass die Miether sich nun mit 
einem schlechteren Hause begnOgen werden, wodurch die 
Goncurrenz für Wohnungen vermindert wird.*) Die Mieth- 
steuer wird auf den Reichen am schwersten fallen, da der 
Arme, dessen Einkommen zum grössten Theil für Nahrungs- 
mittel aufgeht, sich eher mit einer geringeren Wohnung 



1) Ad. Smith (übers, von F. Stöpel. Berlin 1878): Unter- 
suchungen über das Wesen und die Ursachen des Volkswohlstandes. 
Bucb 5, Cap. H. Abth. H. 

2) pag. 176 a. a. 0. 

3) pag. 185 a. a. O. 

4) pag. 187 und 188 a. a. O. Smith unterscheidet Baurente 
und Grundrente der Häuser; erstere ist nichts anderes als Capi- 
talzins und Amortisationsquote, der Best ist Grundrente. 
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begnügen wird. Es wird ako ein kleinerer Theil seines 
Einkommens fftr Wohnungsmiethe veransgabt und Ton 
der Miethstener getroffen werden, als beim Reichen, welcher 
den grOssten Theil seines Einkommens auf Luxns und 
Nichtigkeiten rerwendet Indessen wird auch die Mieth- 
stener des weniger Bemittelten nnr insoweit yon ihm bei- 
zählt, als er einen Theil seiner Bequemlichkeit aufgiebt, 
indem er sich mit einer geringeren Wohnung begnügt, 
doch wird er jetst fflr den geringeren Preis eine bessere 
Wohnung erhalten, als er fflr diesen Preis frflher erhalten 
haben wflrde, da die verminderte Nachfrage nach Woh- 
nungen den Preis derselben herabgedrückt hat.') 

Wenn Steuern auf die Miethe theils vom Miether, 
theils von der Grundrente getragen werden, so sollte man 
erwarten, dass nach Smith Steuern auf die Grundrente 
der Hauser dieselbe Wirkung haben werden. Statt dessen 
sagt Smith 3): „Eine Steuer auf die Grundrenten wflrde 
„die Miethen nicht erhöhen. Sie wflrde g&nzlich auf den 
„Besitzer der Grundrente fallen, der stets als Monopolist 
„auftritt und die grflsste Rente fordert, die er fflr die Be- 
„nutBung eines Grundstflcks erhalten kann. Es ist dafflr 
.»mehr oder weniger zu erhalten, je nachdem die Concur- 
„renten reicher oder ärmer sind und fflr die Gaprice, ge- 
„rade den bestimmten Fleck zu erwerben, mehr oder 
„weniger ausgeben mflssen. Die grOsste Anzahl reicher 
„Concurrenten befindet sich in allen Ländern in der Haupt- 
„stadt, und hier sind deshalb stets die höchsten Grundrenten 
„zu finden. Da das Vermögen dieser Concurrenten durch 
„eine Steuer auf die Grundrenten in keiner Hinsicht 



1) pag. 189 a. a. 0. 

2) pag. 188 a. a. O. 

3) pag. 190 und 191. 
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5,gesteigert würde, so würden sie vermuthlich nicht geneigt 
^,scin, für die Benutzung des Platzes mehr zu bezahlen. 
„Ob die Steuer vom Miether oder vom Grundeigenthümer 
„vorzuschiessen wäre, ist ziemlich gleichgültig. Je mehr 
,»der Miether Steuer zahlen muss^ desto weniger wird er 
,,für den Grund und Boden zahlen wollen^ so dass die 
»yschliessliche Bezahlung der Steuer vollständig auf den 
„Besitzer der Grundrente fällt/' 

Verweilen wir einen Augenblick bei den bisher dar- 
gelegten Sätzen Ad. Smith's. Seine Ansicht, dass jede 
Grundsteuer, wie sie auch beschaffen sein mag, unabwälzbar 
sei und stets auf die Grundrente falle, ist bedingt durch 
die Ansicht, welche er von dem Wesen der Grundrente 
hat.') Hiernach giebt es gewisse Bodenerzeugnisse, die 
immer eine Rente abwerfen, namentlich sind es menschliche 
Nahrungsmittel, die stets und nothwendig dem Grundeigen- 
thümer eine Rente abwerfen. „Kein Capital von gleicher 
Grösse setzt eine grössere Menge productiver Arbeit in 
Bewegung, als das des Landwirths.'^ „Ja die Natur selbst 
arbeitet in der Landwirthschaft mit dem Menschen zu- 
sammen und was sie hervorbringt, hat, obwohl die Arbeit 
nichts kostet, doch ebenso gut seinen Werth, als die Pro- 
ducte der theuersten Arbeiter.'' „Das Pflanzen und Be- 
ackern dient mehr dazu, die thätige Fruchtbarkeit der 
Natur zu regeln, als sie zu beleben, und nach aller Arbeit 
der Menschen bleibt der Natur noch immer das Meiste 
zu thun übrig.'' »Die Arbeiter und Arbeitsthiere, die in 
der Landwirthschaft gebraucht werden, bringen ausser 
dem Capital und Gewinn des Pächters in der Regel auch 
eine Rente für den Grundherrn hervor." „Diese Rente 
beträgt selten weniger als ein Viertel, oft aber mehr als 



1) Vergl. a. a. O., erstes Buch, Cap. 11, Abthl. 1—3. 
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ein Drittel des Gesammtertrags«^ , Jn den Gewerben thnt 
die Natur nichts, der Mensch Alles'*'). Anf diese Lehre, 
deren physiokratischer Ursprung auf der Hand liegt, nfther 
einzugehen, wOrde uns eu weit fahren. Wir Terweisen 
daher in dieser Frage anf Berens'), dessen Kritik wir 
for treffend und schneidig halten. Jedenfalls erklärt diese 
Ansicht SmithV Yon der Bodenrente yollständig die 
andere, dass jede Grundsteuer von dem Gmndbesitser 
getragen werden mOsse. Denn der Fall, dass die ganse 
Grundrente durch die Steuer absorbirt warde, dass dadurch 
dann der Pachtgewinnn getroffen, und weiter durch 
TJnbebautliegenlassen der Grundstacke der Gtotreidepreis 
steigen, und so die Steuer auf die Consumenten aberge- 
wälzt werden könnte, erscheint allerdings so gut wie aus- 
geschlossen, sobald man annimmt^ dass allein die Grund- 
rente ein Viertel oder ein Drittel des Ertrages ausmacht. 
Zwar meint Smith, dass die variablen Grundsteuern der 
Cultunrerbesserung hinderlich sein konnten, und hiemach 
konnte mann annehmen, dass er wenigstens die Möglich- 
keit ins Auge fasst, dass hierdurch ein Missverhältniss 
zwischen Angebot und Nachfrage nach Getreide eintreten 
und der Pr^is des letzteren steigen könnte; allein auch 
dieser Möglichkeit begegnet Smith durch den Vorschlag, 
dass die erhöhte Besteuerung nicht frOher eintreten sollte, 
als bis die volle Entschädigung des Kostenaufwandes 
dec Melioration erreicht sei. Vollständig beseitigt wird 
aber diese Möglichkeit von Smith dadurch, dass er einen 
Hauptvortheil der variablen Grundsteuer darin findet^ dass 
der Staat in einem solchen Falle die Bodencultur durch 
Herstellung der leichtesten und sichersten Verbindungs- 
wege und durch die uneingeschränkteste Freiheit der Aus- 



1) Zweites Buch, Gap. 5. pag. 121 n. 122. 

2) pag. 66 bis 80, a. a. O. 
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fuhr fördern wird, weil dadurch seine Einnahmen steigen. 
Die Ansicht Smith's von den Wirkungen der Grund- 
steuer tnuss man also theilen, sobald man ihm seine Grund- 
rententheorie zugiebt. Letztere freilich ist längst von der 
Wissenschaft verworfen. Allerdings wird auch von der neue- 
ren Wissenschaft die Grundsteuer für schwer abwälzbar ge- 
halten, aber, wie wir sehen Werden, auß anderen Gründen. 
Mussten wir die Ansicht Smith's über die Grund- 
steuern als wenigstens consequent aus seiner Grundrenten- 
theorie gefolgert anerkennen^ so vermissen wir sogar diese 
Consequenz bei seiner Ansicht von der Haussteuer. Denn 
wenn er einmal die Miethsteuer theils von den Miethern, 
theils von den Grundeigenthümern, d. h. durch die Grund- 
rente der Häuser getragen werden lässt, andererseits aber 
eine Steuer auf die Grundrenten der Häuser nach ihm 
die Miethen nicht erhöhen sollen, so ist dieser Wider- 
spruch kaum zu verstehen. Denn wenn der Besitzer der 
Grundrente stets als „Monopolist" auftritt, so ist nicht 
einzusehen, warum die Miethsteuer nur zum Theil und 
nicht ganz auf die Besitzer der Grundrente übergewälzt 
würde. Wenn ferner die Miethsteuer dadurch auf die 
Grundrente der Häuser zum Theil übergewälzt würde, 
dass die Miether sich nun mit geringeren Wohnungen 
begnügen, deren Preis sich durch die Abnahme der 
Gesammtnachfrage nach Wohnungen wohl überhaupt, 
keineswegs aber um den vollen Betrag der vom Mietber 
zu zahlenden Steuer erniedrigte, so ist nicht einzusehen, 
warum dieselbe Wirkung nicht auch durch eine Steuer auf 
die Hausrente erzielt werden könnte, warum also nicht 
dem Hausbesitzer eine Steigerung seiner Miethe dadurch 
gelingen könnte, dass andere Miether, die früher luxuriösere 
Häuser bewohnten, sich nun mit einer geringeren Wohnung 
begnügen würden, gleichzeitig aber für diese geringere 
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Wohnnng einen höheren Preis za zahlen geneigt sein 
warden^ als die bisherigen Miether dieser Wohnung gezahlt 
hatten. Wenn ferner auch zugegeben werden kann, dass die 
Ausgabe fOr Mietbe bei dem Reichen einen grosseren Theil 
wenigstens seiner Gesammtausgaben absorbirt, als beim Ar- 
men, so ist es doch sehr zweifelhaft, ob ihn darum eine Mieth- 
steuer wirklich härter trifft, als den Armen. Denn däm 
Reichen steht es frei, durch Aufgabe eines kaum merk- 
lichen Theils seiner Bequemlichkeit die Nachfrage nach 
prächtigen Wohnungen herabzudrücken und so die Steuer 
auf die Hausbesitzer zum grössten Theil oder ganz aber- 
zuwälzen. Wer aber die Wohnstatten der Armuth besucht 
hat, der wird sich rergebens fragen, welche Bequemlich- 
keiten wohl der Arme aufzugeben in der Lage ist. Das 
erkennt auch Smith an, indem er sagt, dass die Mieth- 
steuer, in Folge deren alle Miether sich mit geringeren 
Wohnungen zu begnügen suchen, die Concurrenz fflr die 
geringsten Miethen eine Zeitlang erhöht*). Die Be- 
wohner dieser Häuser werden also ausser der Steuer 
wahrscheinlich noch eine erhöhte Miethe zahlen müssen. 
Wenn aber diesem Uebelstande auch durch vermehrten 
Häuserbau abgeholfen wird, so fehlt doch dem Armen 
jede Möglichkeit, die Miethsteuer von sich abzuwälzen, es 
sei denn, dass der Gewinn, den die Besitzer ärmlicher 
Häuser aus ihren Hausrenten ziehen, so gross ist, dass 
derselbe zu vermehrtem Bauen solcher Hänser anspornte. 
Jedenfalls ist es eine optimistische Illusion, wenn Smith 
annimmt, dass die Miethsteuern auf den Reichen am 
schwersten fallen. Auch die Ansicht Smith 's, dass die 
Miethsteuer nur die Grundrente und die Miethen, nicht 
aber, wenigstens nicht für lange Zeit, die Baurenten treffe, 
kann nicht zugegeben werden. Der Grund, den Smith 



1) pag. 188. a. a. 0. 
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dafür anführt, dass nämlich der Bauherr dann das Geschäft 
aufgeben und durch die steigende Nachfrage nach Qebäuden 
in Kurzem der Geschäftsgewinn wieder auf das Niveau 
der Gewinne "anderer Geschäfte gebracht werden würde, 
ist hier am wenigsten stichhaltig. Die Miethen der Häu- 
ser sind abhängig von Angebot von und Nachfrage nach 
Wohnungen. Die letzteren Umstände hängen wiederum 
ab davon, ob die Bevölkerungszahl der Städte im Wachsen 
oder Sinken begriffen ist. Hiervon hängt es ab, ob die 
Hausmiethen eine steigende oder sinkende Tendenz haben. 
Ist die Tendenz eine steigende, so wird die Steuer vom 
Häuserbau nicht abhalten, da sie in diesem Falle nur 
einen äusserst geringen Theil des ohnehin übernormalen 
Gewinnes aus Häuaern ausmacht. Ausserdem wird grade 
in diesem Falle die Steuer leicht auf den Miether über- 
gewälzt werden. Ist aber eine Stadt im Rückgange begriffen, 
und haben in Folge dessen die Miethen eine Tendenz zum 
Sinken, so werden allerdings keine neuen Häuser mehr 
gebaut werden, die Besitzer der Baurenten aber werden 
sich der Steuer erst recht nicht entziehen können, da ein 
,,Aufgeben ihres Geacbäfts'' gar nicht denkbar ist, indem 
das Capital, einmal im Häuserbau fixirt, nicht anders 
herausgezogen werden kann, als indem die nöthigen 
Reparaturen nicht ausgeführt werden und die Häuser all- 
mählich verfallen, ein Vorgang, welcher, wenigstens als 
Folge einer Steuer, wohl niemals beobachtet worden ist. 

Hinsicbtlich der Steuer auf den Capitalgewinn ist 8m i th 
der Ansicht, dass dieselbe nur den Zins, nicht aber den Ueber- 
schuss treffen kann, da letzterer nur massiger und nothwen- 
diger Ersatz für Gefahr und Mühe der Capitalanlage ist >). 



1) pag. 195. a. a. 0. Hinsichtlich der Auffassung Ad. Smith 's 
vom Capitalgewinn verweisen wir auf J. Pi er stör ff: Die Lehre 
vom Untemehmergewinn. Berlin 1875, pag. 1 — 12. 
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• 
Der Uiiternehmergewinn scheint hiernach von der Steuer 
gar nicht getroffen werden zu können, was an sich nicht 
einzusehen ist, denn der Grund, den Smith hierfür an- 
führt, dass nämlich der Unternehmer sein Geschäft sonst 
nicht ohne Verletzung seines Interesses fortsetzen könnte, 
würde doch nur für den Thcil des ünternehmergewinnes 
gelten können, der als ein Ersatz für die Gefahr, nicht 
aber für denjenigen, der als ein Ersatz für die Mühe der 
Capitalanlage anzusehen ist. In Folge dieser Anschauung 
lehrt Smith, dass, wenn der Unternehmer vom ganzen 
Gewinn besteuert wird, er entweder seinen Gewinnsatz 
erhöhen oder die Steuer auf den Zins wälzen wird. Erhöht 
er seinen Gewinnsatz, so fällt die Steuer, falls das Capital 
in der Landwirthschaft angelegt ist, auf die Grundrente, 
falls es in Handel oder Industrie angelegt ist, durch Er- 
höhung der Waarenpreise auf die Oonsumenten. Erhöht 
er den Satz seines Gewinnes nicht, so fällt die Steuer 
schliesslich auf den Zins. Eine Steuer auf den Zins aber 
kann nach Smith nicht übergewälzt werden, da die Menge 
der Geschäft«, die mit Capital betrieben werden sollen, 
durch eine Steuer auf den Zins weder vermehrt noch ver- 
mindert werden kann, und da die Menge von Capital oder 
Geld im Lande als die nämliche nach der Steuer, wie vor 
derselben, anzunehmen ist 0» 

Wenn, wie schon gesagt, an sich nicht einzusehen 
ist, warum der Gewinnsatz des Unternehmers, soweit er 
als Lohn aufzufassen ist, von der Steuer nicht getroffen 
werden könnte, und daher der Betrag der Steuer entweder 
auf den Gewinn überhaupt aufgeschlagen oder an dem 
Zins gekürzt werden müsste, so ei*scheint d^eso Behauptung 
um so unverständlicher, als hier nicht einzelne Gewerbe 



1) pag. 196 u. 197 a. a. 0. 
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oder einzelne Arten der Capital Verwendung ins Augo 
gefasst sind, sondern yon der Besteuerung des Capital- 
gewinns überhaupt die Rede ist, da also der Satz von 
der Ausgleichung der Gewinne hier keine Anwendung 
finden kann, es sei denn, dass man annimmt , dass der 
Gewerbfleiss sieh in Folge dessen einen Wirkungskreis 
ausser Landes suchen würde, eine Möglichkeit, die nur 
dann eintreten könnte, wenn der Gapitalgewinn im Aus- 
lande einer Besteuerung nicht unterworfen wäre, und die 
doch auch nur im Falle einer exorbitanten Höhe der 
Steuer zu statuiren sein würde. Yon dieser Möglichkeit 
spricht nun allerdings auch Smith bei Gelegenheit der 
directen Besteuerung des Zinses, aber, wie wir gleich 
sehen werden, in einem andern Sinne, und ohne die hier- 
aus für die üeberwälzung sich ergebenden Gonsequenzen 
zu ziehen. 

Ebenso zweifelhaft wie die unbedingte Abwälzbarkeit 
der den Gewinn des Unternehmers treffenden Steuer, 
erscheint die von Smith behauptete ünabwälzbarkeit der 
Zinsrentensteuer. Wenn das Angebot an und die Nach- 
frage nach Capital unverändert bleibt, so kann allerdings 
eine Erhöhung des Zinses in Folge der Steuer nicht ein- 
treten. Woher aber nimmt Smith die Gewissheit, dass 
eine Aenderung in diesem Verhältniss in der That nicht 
eintritt, spricht er doch selbst davon, dass das Capital in 
Folge einer solchen Steuer wegen seiner Mobilität ausser 
Landes gebracht werden könnte, und spricht er sich doch 
selbst gegen eine Besteuerung des Zinses gerade aus diesem 
Grunde aus. Aber freilich zieht er den aus dieser That- 
sache allein zu folgernden Schluss, dass nämlich grade hier- 
durch dem Capitalbesitzer die Möglichkeit geboten ist, die 
ihn treffende Steuer auf den Schuldner überzuwälzen, nicht. 
Er meint nur, dass in einem solchen Falle das Land ver- 
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öden und allem Gewerbfleisse ein Ende bereitet würde'). 
Er bedenkt nicht, dass ein solcher Vorgang sich that- 
sächlich garnicht zu vollziehen braucht, sondern dass die 
Möglichkeit desselben allein dem Gläubiger ein TJeber- 
gewicht in den wirthschaftlichen Verkehrskämpfen zwischen 
Gläubiger und Schuldner verschafft, so dass grade aus 
diesem Grunde die absolute Unabwälzbarkeit der Zins- 
rentensteuer mehr als zweifelhaft erscheinen muss. 

Ebenso wie bei der Ansicht Smith's über die 
Wirkungen einer Steuer auf den Oapitalgewinn vermissen 
wir die Consequenz bei seinen Ansichten über die Lohn- 
steuer. Da nämlich nach Smith die Höhe des Arbeits- 
lohns abhängig ist von der Nachfrage nach Arbeit und von 
dem durchschnittlichen Preise der Lebensmittel, und da 
diese beiden Umstände durch eine Besteuerung des Arbeits- 
lohns keine Veränderung erfahren, so muss seiner Ansicht 
nach eine Besteuerung des Arbeitslohnes die Folge haben, 
dass der Arbeitslohn etwas höher als die Steuer steigt. 
Aber auch vom Arbeitgeber wird diese Steuer nur voi'ge- 
schossen und im weiteren Verlauf des wirthschaftlichen 
Verkehrsprocesses in der Landwirthschaft> auf den Grund- 
besitzer, in Handel und Industrie auf den Consumenten 
übergewälzt. Wenn die Steuer auf den Arbeitslohn keine 
vorhältnissmässige Lohnsteigerung herbeiführte, so war 
nach Smith's Ansicht die Nachfrage nach Arbeitskräften 
gesunken^ stets muss aber auch dann der Preis der Arbeit 
höher sein, als er sonst unter den gleichen Verhältnissen 
der Nachfrage gewesen wäre^). Die Vorstellung, welche 
Smith von den weiteren Wirkungen der Lohnsteuer hat, 
sobald sie erst auf den Arbeitgeber ü berge wälzt ist, folgt 



1) pag. 197 u. 198. a. a. 0. 

2) pag. 218 bis 220 a. a. 0. 
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aus Beiner Ansicht yon den Wirkungen einer Steuer auf 
den Oapitalgewinn. Was dagegen angeführt werden kann» 
ist soeben von uns erörtert worden. Wir haben es hier 
also nur mit der Behauptung zu thun, dass die Lohnsteuer 
zunächst in allen Fallen auf die Arbeitgeber übergewälzt 
werden soll« Für die Nothwendigkeit dieser Annahme 
nun vermögen wir in der Smith'schen Lehre vom Arbeits- 
lohn einen zwingenden Grund nicht zu finden, sind viel- 
mehr der Ansicht, dass Smith auch hier sich selbst nicht 
treu geblieben ist. In seinem Gapitel über den Arbeitslohn 
sagt Ad. Smith: y,Die Nachfrage nach Lohnarbeitern 
9,kann o^enbar nur im Verhältniss zur Zunahme der Fonds 
„wachsen« welche zur Lohnzahlung bestimmt sind. Diese 
,,Fonds sind von zweierlei Art; sie bestehen erstens aus dem 
„Einkommen» welches die Kosten des nothwendigen ünter- 
»,haltSy und zweitens aus Capital, welches die Auslagen 
,,für die Beschäftigung ihrer Meister übersteigt/^ 

Nun ist nicht zu verstehen, wie eine Preissteigerung 
des Lohnes ohne Zunahme der »,zur Lohnzahlung bestimm- 
ten Fonds'' eintreten kann. — Mag man auch mit L. Bren- 
tano^) annehmen, dass die von Smith als „Fonds*' be- 
zeichneten Quantitäten keineswegs fest bestimmt seien, 
da die Unternehmer jeden Augenblick den Theil, den sie 
auf ihre eigenen Bedürfnisse verwenden, verringern oder 
vergrössern können, so bleibt es doch unerklärlich, was 
die Unternehmer, soweit sie Consumenten sind, veran- 
lassen könnte, in diesem Fall auf die Befriedigung eines 
Theils ihrer Bedürfnisse zu verzichten, was doch unbe- 



1) Bucli I., Cap. 8, pag. 95. 

2) L. Brentano: Die Lehre von den Lohnsteigerungen 
mit besonderer Bücksiclit auf die englischen Wirthschafbslehrer. 
Hildebrand 's Jahrbücher, 16 Bd., Jahrg. 1871, pag. 259. 
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diogt geschehen mttsste, wenn die Arbeiter einen erhöh- 
ten Geldlohn beziehen sollen, üeberhaupt ist nicht ein- 
zusehen, wie eine Steigerung des Lohnes ohne Verringe- 
rung des Angebots oder Vermehrung der Nachfrage ein- 
treten könnte. Ricardo hat, wie wir später sehen werden, 
hinsichtlich der üeberwälzbarkeit der Lohnsteuer die 
gleiche Ansicht, auch er glaubt, dass die Lohnsteuer 
schliesslich auf den Arbeitgeber übergewälzt wird, 
zum Theil also gilt das, was wir hier sagen, auch gegen 
die Ricardo' sehe Lehre. Dennoch aber ist Ricardo 
im Ganzen consequenter gewesen als Smith. Denn die 
leitende Idee in der Ricard o' sehen Lohntheorie ist die 
Lehre, dass der Marktpreis der Arbeit ein Bestreben habe, 
sich auf dem naturnothwend igen Stande zu erhalten, d. h. 
auf einer Höhe, welche gemäss den in einem bestimmten 
Lande und zu einer bestimmten Zeit herrschenden Vor- 
stellungen hinreicht, die ortsübliche Lebensweise des Ar- 
beiters zu sichern, und ihm ermöglicht, sein Geschlecht 
fortzupflanzen. Demgemäss lehrt Ricardo, dass mit 
dem Steigen der Lebensmittelpreise auch der Lohn steigen, 
im umgekehrten Falle aber sinken muss. Smith aber 
lehrt ausdrücklich, dass der Preis der Arbeit in wohlfeilen 
Jahren oft in die Höhe gehe, in Nothjahren aber sinke '). Denn 
in wohlfeilen Jahren „verlassen die Dienenden oft ihre Herren 
„und hoffen, durch Fleiss ihren Unterhalt selbstständig zu 
„gewinnen. Aber dieselbe Wohlfeilheit der Lebensmittel 
„spornt durch Vergrösserung des für den Unterhalt der 
„Dienenden bestimmten Fonds auch die Herrn, besonders 
„die Pächter an,einö grössere Arbeitermenge zu beschäftigen.*' 
„In Nothjahren macht die Schwierigkeit und Unsicherheit 
„des Unterhalts alle solche Leute begierig, in den Dienst 



1) Buch L, pag. 115 und 116. 
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^^zurückzukehren. Der hohe Preis der Lebensmittel aber, 
„wodurch die für den Unterhalt der Dienenden bestimmten 
,,Fond8 verringert werden, bewegt die Arbeitgeber, eher 
„die Anzahl derer^ die sie haben, zu vermindern, als zu 
„vergrössern. Auch verzehren oft in theuren Jahren arme 
„unabhängige Handwerker da« geringe Capital, mit dem 
„sie sich sonst ihr Arbeitsmaterial vorschafften, und sehen 
„sich gezwungen, Gesellen zu werden, um leben zu können. 
„Dann verlangen mehr Leute Arbeit; als zu bekommen 
,,i8t, und viele sind bereit, sie unter schlechteren Bedin- 
„gungen als gewöhnlich anzunehmen. ^' Zwar macht Smith, 
um seinen Satz, dass der Arbeitslohn sich durch die Nach- 
frage nach Arbeit und den Preis der Lebens- und Genuss- 
mittel bestimme, zu retten, die Bemerkung: „Wenn 
„daher auch der Geldpreis der Arbeit zuweilen hoch ist, 
„während der Preis der Nahrungsmittel niedrig steht, so 
„wOrde er doch, wenn die Nachfrage dieselbe bliebe, noch 
„höher sein, falls der Preis der Nahrungsmittel hoch 
„stände.'^ Aber hiermit begeht Smith eine offenbare petitio 
principii. Denn man kann doch unmöglich annehmen, 
dass einmal durch Vertheuerung der Lebensmittel die 
Nachfrage nach Arbeit sich verringere, und dann wieder 
sagen, dass wenn diese Nachfrage trotz des erhöhten 
Lebensmittelpreises sich nicht verringert hätte, der Preis 
der Arbeit höher wäre, als bei niedrigen Lebensmittel- 
preisen. Zwar hatte Smith kurz vorher darauf hingewiesen, 
dass die Producte aller exportirenden Industriezweige 
nothwendigerweise nicht sowohl von der Theuerung oder 
Wohlfeilheit der Jahre in den Ländern, wo sie betrieben 
werden, als von den umständen abhängen, welche die 
Nachfrage in den Ländern bestimmen, wo sie consumirt 
werden; von Frieden oder Krieg, vom Gedeihen oder 
dem Verfall anderer rivalisirender Industrieen und von 
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der guten oder Oblen Laune ihrer Hauptkunden. ') Wenn 
man aber die Wechselwirkung zweier wirthschafUicher 
Factoren betrachten will^ so muss man alle übrigen Um- 
stände als gleichbleibend ansehen^ weil sonst die Unter- 
suchung Oberhaupt nicht zu führen ist. Will man aber 
im vorliegendeu Falle ein Sinken der Nachfrage nach 
Arbeit in Folge gesunkener Lebensmittelpreise annehmen^ 
so müsste man^ um die Nachfrage nach Arbeit trotz der 
gesunkenen Lebensmittelpreise doch als gleichbleibend 
annehmen zu können^ yoraussetzen, dass in anderen Lflndern, 
in welche die heimische Industrie ihre Producte exportirt, 
die Lebensmittelpreise gestiegen seien oder die „Laune 
der Kunden" sich gebessert habe. Abgesehen von der 
Sonderbarkeit des letzteren Arguments, muss, wie gesagt, 
diese ganze Betrachtungsweise als wissenchaftlich unstatthaft 
bezeichnet werden. Jedenfalls kann die yon Smith be- 
gangene petitio principii hierdurch nicht beseitigt werden. 
Wenn also hierdurch der Durchschnittspreis der Lebens- 
mittel und die Nachfrage nach Arbeit auf Grunde der von 
Smith selbst angestellten Erwägungen keineswegs als 
zwei von einander unabhängige Grössen angesehen werden 
können, so muss auch der Satz, dass der Durchschnitts- 
preis der Lebensmittel die Menge Geldes bestimme, 
welche den Arbeitern zu zahlen sei^ erheblichen Zweifeln 
begegnen^ da ein Gleichbleiben der Nachfrage nach Arbeit 
bei gesunkenen oder gestiegenen Lebensmittelpreisen zu 
den Ausnahmen gerechnet werden mtlsste. Fällt aber 
dieser Satz, so kann auch nicht die Behauptung aufrecht 
erhalten werden, dass eine Steuer auf den Arbeitslohn 
stets eine Erhöhung desselben bewirke. Denn was sollte 
wohl die Consumenten und Grundbesitzer veranlassen, 



1) Buch L, pag. 118 u. 119. 
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einen Theil ihrer Genüsse und Bequemlichkeiten aufzugeben, 
wodurch sollten wohl die Pachter und Industriellen sich 
bewogen fühlen, von ihren Verpächtern und Kunden 
niedrigere Pachtzahlung und erhöhte Waarenpreise zu 
erzwingen, da weder die Nachfrage nach Waaren sich 
vermehrt, noch das Angebot an Arbeit sich verminderb 
hat? Welche Mittel hätten wohl die Arbeiter von ihren 
Arbeitgebern, deren natürliche Ueberlegeubeit in allen 
wirthschaftlichen Preiskämpfen Smith selbst in so leb- 
haften Farben geschildert hat % einen erhöhten Lohn zu 
erzwingen? Sofortige Verminderung der Arbeiterzahl wäre 
nur im Ealle starker Auswanderung oder in dem Falle 
denkbar, wenn die Regierung den Betrag der Steuer zum 
Ankauf unproductiver Arbeit, z. B. zur Anwerbung von 
Truppen im eigenen Lande verwendete, deren Unterhalt 
zwar von den übrigen Staatsbürgern zwangsweise beige- 
trieben würde, die aber selbst an der wirthschaftlichen 
Production des Landes sich nicht direct betheiligten ^}. 
Das aber sind nur Ausnahmefälle, hier handelt es sich 
doch offenbar um den Fall, dass die Steuer zu den regel- 
mässigen Staatsausgaben verwandt wird, und dass eine 
Auswajade'rung, welche flir den Arbeiter ohnehin mit den 
grössten Schwierigkeiten verknüpft ist, nicht stattfindet. 
Auch ist es falsch, wenn Smith die Sache so ansieht, als 
würde dem Arbeiter, falls ihm nach Auflegung der Steuer 
ein erhöhter Lohn gezahlt würde, derselbe Sachlohn gezahlt 
werden. Denn da der Getreidepreis derselbe geblieben 



1) Buch I., pag. 92—94 

2) Wir wollen hiermit den Stand des Kriegers keineswegs 
als einen auch nur wirthschaffclich unproductiven bezeichnen, viel- 
mehr ist er in höchstem Masse productiv, indem er den unge- 
störten Fortgang der Production in erster Linie ermöglicht. Wir 
wollten nur der Thatsache erwähnen, dass er sich an der werth- 
schaffenden Arbeit im Volke nicht direct betheiligt. 
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ist, so erhalt der Arbeiter einen erhöhten Sachlohn. Debp 
ihm nach Bezahlung der Steuer derselbe Sachlohn ver- 
bleiben würde, wie früher, ändert nichts an der Thatsache» 
dass ihm ein erhöhter Sachlohn gezahlt worden ist, welcher 
nur durch einen Verzicht der übrigen Glassen der Gesell- 
Schaft auf einen Theil ihres Einkommens herbeigeschafft 
werden kann. Ein solcher Vorgang könnte aber nur 
durch eine Erhöhung der Nachfrage oder durch eine Ver- 
ringerung des Angebots von Arbeit bewirkt werden. Der 
Fall liegt also durchaus nicht analog dem andern, dem 
Falle nämlich eines Steigens der Lebensmittelpreise, welches 
ja durchaus nicht lediglich eine Folge verminderten Vor- 
raths zu sein braucht. In diesem Falle wird dem Arbeiter 
in seinem erhöhten Lohne lediglich dasselbe Aequivalent 
für eine bestimmte Menge von Lebensmitteln ausgezahlt, 
wie früher, ohne dass darum die übrigen Gesellschafts- 
klassen auf einen Theil ihres Einkommens nothwendiger- 
weise zu verzichten brauchen *). Die Steuer ist aber unter 
allen Umständen ein Opfer, welches eine Gesellschaftsklasse 
für die andere nur dann übernehmen wird, wenn die 
andere ein wirthschaftliches Uebergewicht über sie besitzt. 
Ein solches Uebergewicht könnte die arbeitende Olasse 
nur durch die schmerzlichsten Vorgänge und nur nach 
langer Zeit erlangen. Nur bei einer beschleunigten Capital- 
ansammlung oder, wie Smith sich ausdrückt, bei 
schnell sich bereichernden Völkern besitzen die arbeitenden 
Classen naturgemäss ein solches Uebergewicht, und hier 
würde in der That eine Besteuerung des Lohnes sehr 
leicht zu einer Lohnsteigerung führen. In einem stationären 
oder sinkenden Zustande der Bevölkerung und des Wohl- 



1) Man denke nur an eine allgemeine Werthminderung der 
Edelmetalle. 
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Standes eines Landes aber könnten nur vermehrte Sterb- 
lichkeit und verringerte Eheschliessung ein solches Resultat 
zur Folge haben, und jedenfalls müssten hier die Arbeiter 
mindestens auf lange Zeit hinaus die Steuer tragen. Wenn 
also Smith behauptet, dass eine Besteuerung des Lohnes 
um 5% denselben, wenn er vorher 10 Schilling betrüg, 
nicht nur auf 12, sondern sogar auf 12 '/a Schilling erhöhen 
mflsste, so liegt dieser Behauptung, in solcher ünein- 
geschränktheit ausgesprochen, wiederum eine optimistische 
Illusion zu Grunde, und ist dieselbe nicht einmal eine 
Consequenz der von Smith selbßt aufgestellten Lohntheorie. 

Eine gleiche Wirkung wie die Besteuerung des 
Arbeitslohnes hat nach Smith eine Steuer auf das Ein- 
kommen künstlerischer und gelehrter Berufe. Eine solche 
Steuer könnte nach ihm gleichfalls keine andere Wirkung 
haben, als die Bezahlung dieser Berufe um etwas mehr, 
als im Yerhältniss der Steuer zu steigern, da sonst diese 
Berufe so vielfach aufgegeben werden würden, dass sie 
bald auf das Niveau der übrigen Gewerbe zurückkehren 
dürften.*) Diese Behauptung Smith 's könnte doch nur 
für den Fall zugegeben werden, wenn die £teuer sehr hoch 
sein würde, und die übrigen Berufe keiner Besteuerung 
unterworfen wären. 

Die Ansichten Smith' s über die Wirkungen von 
Verbrauchssteuern folgern unmittelbar aus den Ansichten, 
welche er von den Wirkungen der Steuern von Grund 
und Boden, von Arbeitslohn und vom Gewinn hat. 

Eine Verbrauchssteuer auf nothwendige Lebens- 
bedürfnisse erhöht, soweit sie auf den Arbeiter fällt, den 
Arbeitslohn und wird zunächst auf den Arbeitgeber, von 
diesem aber in der Fabrication auf die Consumenten, 



1) Buch 5, pag. 221. 
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in der Landwirthschaft auf die Grundbesitzer flberge- 
wälzt. Steuern auf Luxusartikel werden ohne Ersatz auf 
die Gonsumenten übergewälzt. Daher sollten sieh nach 
Smith's Ansicht grade die höheren Stände allen Steuern 
auf Lebensbedürfnisse und auf den Arbeitslohn wider- 
setzen, da sie selbst die schliessliche Zahlung mit einem 
beträchtlichen Aufschlage zu leisten haben, weil der Yer* 
käufer der Lebensbedürfnisse und der Arbeitgeber, die 
die Steuern vorschiessen , dieselben mit einem Gewinn 
wieder erhalten müssen <)• Steuern, welche ein Boden- 
product treffen, dessen gewöhnlicher Preis ein sogenann- 
ter Monopolpreis ist, treffen nach Smith lediglich die 
Rente und den Gewinn, oder eigentlich nur die Rente 
des betreffenden Productionszweiges , da der Preis des 
Products schon der höchste ist, der sich von der für ge- 
wöhnlich an den Markt kommenden Quantitaterhalten lässt^). 
Ueberblicken wir nun nochmals die ganze Smith'- 
sche Steuerüberwälzungslehre, so ergiebt sich folgendes 
Resultat. Durch directe Besteuerung sind nur die Staats- 
beamten ^) und Grundbesitzer zu treffen. Zwar könnte 
nach Smith eine Kopf- oder vielmehr Einkommenssteuer, 
auch eine Rangsteuer die Besteuerten direct treffen, aber 
solche Steuern verwirft er als ungerecht und willkürlich, 
da der Rang keinen Massstab für die Leistungsfähigkeit 
abgiebt, und der Yermögensstand und das Einkommen 
eines Mannes sich von Tag zu Tag ändern, und die Ein« 
Schätzung durchaus willkürlich und unbestimmt sein muss^). 
Auch der Zins erscheint zu einer directen Besteuerung 
wenig geeignet, weil das Capital leicht verborgen gehalten 



1) pag. 226—230, a. a. 0. 

2) pag. 225, a. a. 0. 

3) pag. 221, a. a. O. 

4) pag. 222 fi, a. a. O. 
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werden kann, auch die Wirkungen einer solchen Be- 
steuerung für die Volkswirthschaft als höchst nachtheilig 
angesehen werden müssen. Auf indirectem Wege sind 
nach Smith eigentlich nur die wohlhabenderen Consu- 
menten, namentlich aber wiederum der Grundbesitz zu 
treffen, da die anfangs von ihm statuirte Möglichkeit, 
dasfi die von den Unternehmern vorgeschossenen Steuern auf 
den Capitalzins fallen, in seinen späteren Ausführungen 
vollständig ziirücktritt. Die Arbeiter, die künstlerischen 
und gelehrten Berufe, der Unternehmergewinn sind von 
der Besteuerung eigentlich gar nicht zu treffen. * Der 
Löwenantheil der Steuerzahlung fällt aber unbedingt auf 
den Grundbesitz. Ausser der Besteuerung der Staats- 
beamten giebt es keine einzige Steuer, welche nicht die 
Grundbesitzer theils als solche, theils als Consumenten 
trifft. In dieser Beziehung ist Ad. Smith ganz entschie- 
den als noch auf physiokratischem Boden stehend anzu- 
sehen. Insofern aber, als er den Arbeitslohn als yon 
einer Steuer gar nicht zu treffen ansieht, als er ferner an- 
nimmt, dase auch auf indirectem Wege nur die wohl- 
habenderen Consumenten von einer Steuer zu treffen 
seien, erscheint er als vorbereitend auf seinen grossen 
Ricardo. Nachfolger Ricardo. 

Wenden wir uns nun zu diesem, so ist als leitender 
Grundgedanke seines Systems der Besteuerung die her- 
vorragende Stellung des Gewinnes als Trägers der Steuern 
zu bezeichnen. Wie bei Smith, so sind auch bei ihm die 
Ansichten , die er über das Wesen der Grundrente und 
über die Entstehung derselben, sowie über die Verhältnisse, 
welche den Arbeitslohn normiren, die Grundlage, auf 
welche er sein System der Wirkungen der verscliiedenen 
Arten von Steuern aufbaut. Sind nun seine Ansichten 
denen von Smith, soweit sie die Bestimmungsgrtinde des 
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Arbeitslohns betreffen, verwandt und nur consequenteri 
man könnte beinahe sagen unerbittlicher^ so ist seine Lehre 
Yon der Orundrente der Smith'schen Orundrententheorie 
diametral entgegengesetzt Die Bicardo'sche Grund- 
rentenlehre, wie sie im 2. und 3. Cap. seines berühmten 
Werkes ausgefflhrt ist, muss hier als bekannt voraus- 
gesetst werden. Srw&hnt sei nur, dass nach ihm die 
Grandrente lediglich durch die Differens der Bodengüte 
und der Productivitat des auf den Boden verwandten 
Capitals sich bildet. Der Preis des auf dem Acker 
schlechtester Qualität oder vermittelst mit geringstem 
Erfolg auf den Bodenbau verwandten Capitals erzeugten 
Getreides bestimmt den Preis des Getreides überhaupt. 
Den Einfluss der Entfernung der Grundstücke vom Markt* 
plata auf die Höhe der Beute berührt Bicardo nur 
flüchtig. Thünen war es vorbehalten, die so entstehende 
Grundrente einer eingehenden Untersuchung zu unterziehen 
und sie zur Grundlage seines volkswirthschaftlichen Systems 
zu machen. Abar auch die zweite Entstehungsweise der 
Grundrente, nftmlich die durch vermehrte (Kapitalanlage 
bewirkte» tritt in den späteren AusfQhrungen Bicardo 's 
zurück, und zwar, wie wir sehen werden, mit gutem Grunde, 
tk) bleibt denn nur die verschiedene Bodengüte als Bestim- 
mungsgrund der Beute übrig. Diese von Bicardo auf- 
gestellte Lehre ist der Gegenstand sowohl begeisterter 
Zustimmung, als leidenschaftlichster Angriffe gewesen, welche 
namentlich von dem Amerikaner Garey in seinen: „Grundf- 
lagen «ler Socialwissenschafb^^ und von Bastiat ausgingen. 
Der schärfste und bedeutendste Gegner der Bicardo 'sehen 



1) Wir ciüren hier nach der Baums t ar k'schen Üebersetzung : 
David Bicardo *s Grundgesetze der Volkswirthschaft und Be- 
steuerung. Leipzig 1837. 
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Theorie, ist unseres Erachtens Bodbertus« Jagetsow '). 
üebei^haiipt scheidet sich die Wissenschaft in Betreff der 
Gmndrententheorie noch heute in zwd Parteien. Wir 
unsererseits müssen verzichten, uns in eine Oontroverse 
über die Frage einzulassen, und wollen daher nur bemerken, 
dass wir im Wesentlichen an der Ricard o'schen Theorie 
festhalten, etwa in der vorsichtigeren Formulirung, die sie 
in dem bereits citiirten Berens'schen Werk erfahren hat.. 
Erwähnen wollen wir nur noch, dass weder der Umstand, 
ob ursprünglich der fruchtbarste oder der unfruchtbarste 
Boden oceupirt worden ist, noch die Frage^ ob der Boden 
schlechtester Qualität eine Rente abwirft oder nicht, das 
eigentliche Wesen der Ricardo'schen Theorie berührt. 
Wie wir später sehen werdmi, statuirt Ricardo selbst die 
Möglichkeit des Falles, dass aller Boden Rente abwirft, 
ohne deshalb auch nur daran zu denken, seine Theorie 
fallen zu lassen* 

Was den zweiten Grundsatz anlangt, von dem Ricardo 
bei seiner Steuerlehre ausgeht, dass nämlich der Arbeits- 
lohn stets die Neigung habe, sich auf seinem natürlichen 
Stande zu erhalten, nämlich auf dem Stande, welcher dem 
Arbiter ermöglicht, den von den Bitten und Oebräuehen 
eines bestimmten Landes und einer bestimmten Zeit ab- 
hängigen nothwendigen Lebensunterhalt sich zu Torschafien 
und sein Geschlecht fortzupflanzen, so zwingt ihn (Ricardo) 
dieser 'Grundsatz zu der Folgerung, dass die Arbeiterklasse 
niemals erheblich zu den Steuern beitra^n könne. D«nn, 
wenn auch der Arbeitslohn bei wachsende Gapitalansamm- 
lung auf unbestimmte Zeit hinMis hoch über deni natür- 
lichen Preise der Arbeit stehen kann, so wird Ricardo 



1) Rodbertus-Jagetzow: Zur Beleuchtung der socialen 
Fr^ge. Berlin 1875. 
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durch seme Grondrententheorie doch dam geswongen, 
anzunehmen, dasa bei der nattlrliehen Entwickelang der 
bOi^erlichen G^eaellachaft Boden immer achlechterer Qoalitftt 
in Angriff gencMnmen wird, und das 8treb«i nach An- 
waehaen des Capitata abnimmt, daaa alao das Angebot an 
Arbeitern in einem und demselben Satae au steigen fort- 
fährt, während die Nachfrage nach aolchen in einem nie- 
drigeren Satze steigt* Da der Preis der Lebensmittel mit den 
Fortschritten der Gnltor eine stete Steigerang aufweist, 
80 wird zwar der Qeldw^th sowohl der Rente als des 
Arbeitslohnes eine stete Erhöhung erfahren, „aber zwischen 
,,dem Steigen der Bente und des Arbeitslohnes ist ein 
,,we8entlicher unterschied. Das Steigen des Gteldwerthes 
„der Bente ist von einer Vermehrung der Erzeugnissmasse 
„begleitet; es ist nicht blos die Geldrente des Grundherrn, 
„sondern auch seine Getreiderente grösser; er hat mehr 
„Getreide und jedes bestimmte Maass dayon wird gegen 
„eine grössere Menge aller anderen Gttter vertauscht, 
„äeren Tauschwerth nicht gesteigert wurde. Das Schicksal 
„des Arbeiters ist weniger glücklich: es ist zwar wahr, 
„er bekommt mehr Geldlohn, aber sein Gtetreidelohn ist 
„herabgesetzt; und nicht blos seine YerfOguDg über Ge- 
„treide ist geschwächt, sondern seine Lage im Allgemeinen 
„ist verschlimmert, da er es schwieriger findet, den Marktsatz 
„des Arbeitslohnes ttber dem nattlrliehen Satze desselben 
„zu erhalten.^ <) Im Grossen und Gktnzen also muss nach 
Ricardo der Marktpreis der Arbeit als identisch mit 
dem nattlrliehen angesehen werden. Jedes vorübergehende 
Aufflackern der Speculation, so wie jeder andere umstand, der 
eine plötzliche Yermehrung der Nachfrage nach Arbeit oder 



1) Hauptst. 6, pag. 83 a. a. O. 
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eine Yerminderung des Angebots an Arbeitskräften bewirkt, 
Terschafft zwar dem Arbeiter eine momentane Be88erung3einer 
Lage^ da aber dann häufigere Eheechliessnngen vorkommen 
werden^ so wird sich die Zahl d^r Arbeiter wieder ver- 
mehren^ das Anigebot an Arbeitskräften wird wachsen und 
die Arbeiter-Beyölkerung wird durch das Sinken dea Markt- 
preiseß der Arbeit unter den natürlichen Satz dem grOssten 
Sl^ndß preisgegeben sein, bis ihre Reihen durch Tod und 
yerminderte {^heschliessungen soweit gelichtet sind, dass 
das Angebot an Arbeitt sich wieder mit der Nachfrage in 
Gleichgewichte gesetzt^ und der Marktpreis der Arbeit den 
natürlichen. Preis wieder erreicht hat. 

Wenn hineichüich der Ricardo'schei^ Grnndrenten- 
theorie auch heute noch in der Wissenschaft eine getheilte 
Meinung besteht, wenn auch wir selbst unsere XJeberein- 
stinpnuog mit derselben aussprechen mussten^ so ist diese 
Lehre, von den Bestimmungsgründen des Arbeitslohnes 
gegenwärtig als allgemein verworfen zu betrachten. Denn 
die ganze Xiehre £&llt in sich zusammen, sobald mau zu- 
giebtf dass dasjenige, was Ricardo tmter natürlichem Preis 
der Arbeit versteht, einer Aenderung. unterworfen ist. 
Diese Möglichkeit ist eigentlich von RiCiardo selbst zu- 
gjegeben. Denn was heisst es sonst, wenn Ricardo sagt: 
i^Die FrQunde der menschlichen Gesittung können nur 
^^wünschen, dass in allen Ländern die arbeitende Glasse 
,,ein^n Geschmack für die Gegenständ^ : körperliqben und 
,^gemüthlichen Wohlbehagens und für Genüsse b^Jconamen 
,,und durch alle gesetzlichen Mittel in ihren Austrengmqgcn 
„noch angetrieben werde, um sich dieselben zu verschaffen/") 
Diese Bemerkung kann doch nicht anders gedeutet werden, 
wie als ein Wunsch, dass die „Sitten und Gebräuche*' 



1) 5. Hauptst. pag. 80. a. a. 0. 
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sieb ändern^ von welchen der natürliche Preis der Arbdt 
geregelt wird, als ein Wunsch also, den natürlichen 
Prsis der Arbeit zu steigern. Gleichwohl betrachtet Ricardo 
in seiner Steuierlehre dieseti natürlichen Preis als unab- 
änderlich und den Lohn als von einer Steuer nicht zu 
treffen. Wenn aber der natürliche Stand des Arbeitslohns 
einer Steigerung fähig ist, so ist er auch einer Herabsetzung 
fähig. Dann aber ist nicht einzusehen, warum der Arbeits* 
lohn durch eine Steuer nicht getroffen werden konnte.') 
Nach dieser nothwendigen Abschweifung wenden wir 
uns nun zu der Ricardo'schen Steuerlehre. Die in der- 
selben aufgestellten Sätze sind nach dem Vorhergehenden 
eigentlich selbstverständlich. Betrachten wir zunächst Ri- 
cardo 's Ansichten über die Wirkungen der Grundsteuer *). 
Damach erhöht jede Besteuerung der Ackererzeugnisse die 
tProduetionskosten und muss daher den Preis derselben 
erhohen, tta das auf Boden schlechtester Qualität erzeugte 
Getreide den Preis bestimmt. Würde eine Preissteigerung 
des Getreides in Folge der Steuer nicht eintreten, so 
würde der Boden schlechtester Qualität, welcher «einem 
Besitzer keine Rente abwirft, nicht mehr bebaut werden, 
da der Gewinnsatz des auf seine Bebauung verwandteü 
Oapitals unter den landesüblichen Satz sinken würde. 
Wahrhaft klassich ist bei Ricardo die Ausführung, dass 
eine Auflage auf die Bodenerzeügnisse zwar die Geldrente 
des Grundherrn unrerändert Hesse, seine Getreiderente 
aber Terringerte*"^). Indessen würden nicht nur die Ge- 



1) Vergl. die gewaltige Kritik des Ricardo'schen Steuer- 
system» bei Bernhardi: Yersucli einer Kritik der Gründe, die 
ftkr grosses und kleines Grundeigenthum angefllhrt werden, pag. 
372-384. 

2) Hauptst. 9, 10, 11 u. 12. 

3) pag. 150 ff. a. a. 0. 
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treidepreiBe in Folge einer Steuer auf RoheraseugniBse 
Bteigen, sondern auch die Preise aller derjenigen Dinge^ 
zu deren Verfertigung Boherzeugnisse erforderlich sind. 
Aber auch der Arbeitslohn wOrde steigen^ mithin sich der 
Gewinnsatz in allen Unternehmungen yermindern, während 
der Gapitalist und Grundherr nur als Oonsumenten ge- 
troffen werden. Bemerkenswerth ist Bioardo's Ansicht, 
dass bei Auflegung einer Steuer Ton Boherzeugnissen 
zwischen der Erhöhung des Preises der Boherzeugnisse 
und jener des Lohnes der Arbeiter kein Zeitraum yer- 
streichen werde, welcher drückend auf den Arbeiter lastet, 
da sonst das Angebot an Getreide die Nachfrage darnach 
übersteigen, das Getreide im Preise fallen, der Arbeiter 
dann zwar seinen üblichen Antheil bekommen, ein Theil 
des Capitals aber aus dem Ackerbau zurückgezogen werden 
und eine vprtheilhaftere Anwendung suchen würde, wo- 
durch dann wieder das Angebot an Getreide vermindert 
werden und sein Preis steigen müsste 0« Da die wahr- 
scheinliche Wirkung einer Auflage auf die Bodenenseug- 
nisse nach Bicardo die sein würde, den Preis aller Güter, 
zu deren Fabrication Bodenerzeugnisse erforderli(di sind, 
zu steigern, gleichzeitig aber keine Ursache yorhanden 
wäre, warum die Ausländer ihr Geld wohlfeiler yerkaufen 
sollten, als bisher, so würde wahrscheinlich die Preis- 
steigerung der Boherzeugnisse und der anderen Waaren, 
zu deren Verfertigung Bodenerzeugnisse nötbig sind, nicht 
im Verhaltniss zur Höhe der Auflage erfolgen, während 
andere Waaren, zu deren Verfertigung keine Bodenerzeug- 
nisse yerwandt wurden, im Preise sinken würden, so dass 
die nämliche Quantität Geld, wie yorher noch immer für 



1) pag. 161 u. 162 a. a. 0. 
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die BedfliioiBfle der (Sieolatioii aosreiehaiid sein wfiide 0- 
Eine Auflage auf die Bodenrente, wie sie jetrt beetditi 
also eine Auflage auf die ganxe Paehtrente, wQrde gleich* 
falls den landwirthsehaftUehen Gapitalgewinn treflfon, da 
die Paehtsanune aaeh filr den Gtobraaeh der Gtobtode und 
anderer landwirUischaftlicher Herriehtongen besahlt wird« 
Eine auf diesen Gewinn gelegte Steuer mOssle gleioh&Us 
den Preis der Bodenprodoete erhohen, da die EigenthOmer 
des Bodens sdileehtester Qualität sonst solche Gebinde 
nicht bauen und das Land nicht in Cultnr setsmi würden. 
Nnr eine Auflage auf die Bodenrente im eigentlichen Sinne 
würde nach Bicardo die Orundeigenthttmer treflbn und 
könnte nicht flbergew&bst werden. Auch den Zehnten 
betrachtet Bicardo selbstrerstandlich als unter allen 
umständen abwälzbar. Eine feste Auflage auf jeden Acker» 
ohne Böcksicht auf dessen Qualität, würde nach Bicardo 
den Consnmenten nicht nur den Betrag der Auflage ent- 
ziehen, sondern auf deren Kosten auch die Bente des 
Bodens besserer Qualität erhöhen, sie worde also die 
denkbar ungerechteste Steuer sein. 

Soweit Bicardo 's Ansichten yon den Wirkungen 
der Grundsteuern, denen mau Consequenz jeden&lls nicht 
absprechen kann. Aber gerade in dieser Consequenz^ oder 
Tielmehr in der Einseitigkeit seiner Anschauungsweise, in 
dem ünberücksichtigtlassen aller anderen in Betracht kom* 
menden Umstände liegt auch der Eehler. Allerdings 
glauben auch wir, dass unter umständen eine Grundsteuer, 
namentlich eine sehr drückende Bohertragsteuer, wenn 
auch nicht von der Bebauung des Bodens schlechtester 
Qualität gänzlich abhalten, so doch die Landwirthschaft 
auf extensivere Betriebsformen zurückwerfen könnte und 



1) pag. 166. s. a. 0. 
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unter umständen, falls ein von Ricardo selbst unter 
solchen Yerhaltnissen geforderter Schutzzoll auf auslän- 
disches Oetreide bestände, eine Erhöhung des Gtotreide- 
preises zur Folge haben würde. Im Allgemeinen aber 
kann man die von Bicardo angenommenen Wirkungen 
der Grundsteuer nicht zugeben, selbst wenn man seine 
Grundrententheorie vollständig anerkennt. Denn zunächst 
unterschätzt Bicardo offenbar die Schwierigkeiten, welche 
grade für den Landmann mit einer anderweiten Anlage 
seines Gapitals oder gar mit einem Berufswechsel yer- 



1) VergL die Bemerkung von Say in seiner Uebersetzung 
des Ricardo*schen Werks, übers, von Schmidt, Weimar 1821 
pag. 208 u. 209. Vergl. femer de Parieu: Trait6 des impöts 
Paris 18G2 pag. 66— 69. Was übrigens die Einwände Say*s gegen 
die Eicardo'sche Stenerlehre anlangt, so können dieselben im 
Ganzen kamn üis Gewicht fallen. Meistentheüs sind es lediglich 
Wiederholungen der Smitb'schen Ausführungen. Wo Say selbst- 
ständig gegen Bicardo polemisirt, kann man sich nur wundem, 
wie sehr Say bemüht ist, einen an sich klaren Gedankengang zu 
verdunkeln. So erhebt er z. B. Widerspruch gegen den Bicar do- 
schen Satz, dass alle Auflagen auf Ackererzeugnisse den Preis 
der letzteren erhöhen müssen. Say fhhrt hiergegen an, dass der 
Preis der Bodenerzeugnisse um deswillen nicht steigen könne, 
weil die vorbände Menge Getreide nicht verringert sei, ein Grund, 
der unmöglich für stichhaltig gelten kann. Denn wenn beispiels- 
weise dem Bergbau plözlich bedeutende Schwierigkeiten sich ent- 
gegenstellen, welche die Gewinnung des bisher erforderlichen 
Quantums von Metallen nur mit Verwendung von sehr viel mehr 
Arbeit und Capital zulassen, so wird allerdings dieselbe Menge 
von Metallen gewonnen werden können, wie bisher; wem aber 
würde es wohl in den Sinn kommen, die vermehrte Menge von 
Arbeit und Capital auf diesen Industriezweig dauernd zu verwenden, 
wenn diese Auslagen im Preise des Erzeugnisses nicht vergütet 
würden. Die Quantität zweier Waarenmengen sagt an sich Über 
ihr Werthverhaltniss noch nichts aus, so lange man die Produc- 
tionskosten des betreffenden Products nicht kennt. Die Steuer 
aber gehört bei alleiniger ^Besteuerung, der Ackererzeugnisse zu 
den Productionskosten. Wenn auch wir die von Bicardo 
behaupteten Wirkungen der Grundsteuer nicht zugeben können, 
so geschieht es nicht deshalb, weil wir Bicardo' s Schlüsse fOi 
logisch unhaltbar halten, sondern weil wir glauben, dass er hierbei 
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bunden sind. Sodann aber ist zu bedenken , dasä der 
Boden schlechtester Qualität doch nur zerstreut und ver- 
mischt mit anderem Boden vorkommt, dass dadurch die 
Berechnung der Ertragsfthigkeit jedes einzelnen Stfiekes* 
ungemein erschwert wird, dass namentlich die Berechnung 



gewisse andere Umstände nnberücksiclitigt gelassen hat, welche 
die Geltung des Bentengesetzes dir dfe Wirklichkeit wesentüoh ein- 
schränken. AuGh geräth Say in diesem Punkte mit sich selbst 
in Widerspruch, indiem er (in der Anmerkung pag. 213 a. a. 0) 
sagt: „Es giebt eine ganz besondere Theuemng, die ganz tinab- 
„hängigistvondem relativen Werth der Dinge; diese Theuerung ist 
„abhängig von den Productionskosten." Uebrigens ist der Ge- 
brauch des Wortes ,,relatiV^ bei Say im eben citirten Satze ein wenig 
präciser. Er behauptet, Bücher seien billiger geworden, als früher, 
dennoch aber sei das Silber nicht im Preise gestiegen, sondern gesun- 
ken. Es ist nun aber nicht zu verstehen, wie so dieses Fallen des 
Silberpreises kein relatives gewesen seL Wenn er nioht im Ver- 
hältniss zu Büchern gefallen ist, so ist er es im Yerhältniss zu 
anderen Dingen. Wenn man überhaupt von einem Preise spricht, 
so muss man doch andere Gegenstände im Auge haben, an denen 
der Werth des in Bede stehenden Dinges gemessen wird. Die 
Vorstellung einer absoluten Werthveränderung ist absolut wider- 
sinnig. An einer anderen Stelle (282 a. a.> 0.) spricht Say sich 
nochmals dagegen aus, dass Auflagen auf Lebensmittel den 
Preis der letzteren erhöhen könnten, wiederum weil hoher Preis 
und relative Seltenheit eins seien. Er ^ihrt als Beweis an, dass 
England früher Getreide exportirt habe, während jetzt solches 
eingeführt werde. Nun ist aber nicht zu verstehen, wie in dieser 
allerdings nicht zu leugnenden Thatsache ein Beweis gegen 
B i c a r d o enthalten sein soll. Dass bei der internationalen Arbeits- 
theilung sich in einzelnen Ländern Lidustriecentren bilden können, 
in welchen sich eine so grosse Bevölkerung ansammelt, dass die 
Urproduction an Ort und Stelle den localen Bedarf unmöglich 
befriedigen kann, ist nicht zu bezweifeln. Von einem verminderten 
7orrath und von einer dadurch bewirkten Theumng könnte aber 
doch nur dann gesprochen werden, wenn sich der Mangel an 
Getreide international fühlbar gemacht hätte. Es müsste 
bewiesen werden, dass in allen in den intematianalen Yerkehrs- 
kreis gezogenen Ländern pro Kopf weniger Getreide vorhanden sei als 
früher. Diesen Beweis hat Say nicht erbracht und ist derselbe 
unseres Erachtens auch nicht zu erbringen. Die Ursache des 
Steigens der Getreidepreise ist eben nicht blos verminderter Vor- 
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der ProdnctionBkofiten für jedes Stflok oft kaum durch- 
zuftthren ist^). Ferner ist zu berücksichtigen , dass ein 
geringes Sinken des landwirthschaftliohen Gapitalgewinns 
unter den landesüblichen Satz einen Berufswechsel der 
Landwirthe nicht nur wegen der damit yerbundenen 
Schwierigkeiten y sondern auch deshalb verhindern wird, 
weil die mit der Landwirthschaft beschäftigte Bevölkerung 
ihrem Berufe mit ganz besonderer Neigung obliegt» und 
schon die Bande der Gewohnheit ihr den Gedanken an 
einen Beruftwechsel nur in den ftussersten Fallen dringender 



raih, sondern auch erhöhte Productionskosten. Ancli wir sind 
nickt der Ansicht, äass Auflagen auf Bodenerzeugnisse unbedingt 
abwttlzbar seien, aber keineswegs deshalb, weil durch die Auflage 
die vorhandene Menge von Lebensmitteln nicht verringert werde. 
1) Da die Zahl derjenigen Grundstücke, welche keine Rente 
abwerfen, als nur sehr gering angenommen werden kann, so wird 
der landwirthschafUiche Unternehmer nur von einem kleinen Theil 
seines Gapitals, im Falle von allem bebauten Boden Steuern ent- 
richtet werden müssten, nicht den vollen XJntemehmergewinn 
beziehen. Da also nur ein kleiner Theil seines Betriebscapitals 
zu anderen als landwirthschafüichen Zwecken verwandt werden 
könnte, eine selbstthatige Verwendung aber in andern Productions- 
zweigen fOr ihn ausgeschlossen wftre, so bliebe ihm nichts übrig, 
als diesen TJebersohuss zinstragend anzulegen. Wenn aber die 
Steuer, wie doch angenommen werden muss, nicht so hoch ist, 
dass sie seinen ganzen XJntemehmergewinn' absorbirte, so würde 
eine zinstragende Anlegung dieses Capitalüberschusses für ihn 
auch in diesem Falle weniger gewinnbringend sein, als die Ver- 
wendung desselben zur Bebauung des schlechtesten Bodens. 
Aber noch eins bleibt zu bedenken, nftmlich die Schwierigkeit der 
zinstragenden Anlegung kleiner Fonds auf kurze Zeit, welche den 
Landmann oft veranlasst, Capital im Landbau zu verwenden, ohne 
dass ihm dasselbe den geringsten Gewinn abwirft (weder XJnter- 
nehmergewinn noch Zins). Ein* Beispiel möge dies erweisen. Bei 
der KartojSelemte, welche im Herbst zu einer Zeit stattfindet, in 
der plötzlicher Witterungswechsel häufig eintritt und die Aus- 
führung der Emtearbeiten durch sehr starke Begengüsse oder im 
hohen Norden durch eintretenden Frost g&nzlich vereitelt werden 
kann, kommt es darauf an, sich zunächst den wesentlichen Theil 
der Einte schnell zu sichern, um nicht durch plötaälichen Witterungs- 
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Noth nahe legten, üeberbaupt pflegt ja wegen der in der 
Landwirthschaft geringeren Risikoprämie der landwirth- 
scliafiüiche ünternehmergewinn geringer zu sein, als der 
anderer Oewerbe. Es wird daher oft nieht festsustellen 
sein, welchem Umstände ein geringes Sinken dieses Ge- 
winnes zuzuschreiben sei. Der Landwirth ist gewohnt, die 
Ertrage seines Geschäfts je nach dem Emt^aus&ll starken 
Schwankungen ausgesetzt zu sehen, im Vergleich mit 
welchen eine nicht exorbitant hohe Steuer kaum in Be- 
tracht kommt. Daher und aus allen ^anderen angeführtoa 



Wechsel grossen Verlusten ausgesetzt zu sein. Es wird daher 
nicht gleich der ganze Kartoffelyorrath abgeerntet, viebnehr wird 
die Ernte auf mehrere Lesen vertheilt. Bei der ersten Lese wird 
das Feld schnell und flüchtig durchgegangen, um den Hauptvor- 
rath schleunigst in Sicherheit zu bringen, darauf folgt die erste, 
zweite, etc. Nachlese. Würde der Landwirth nun streng nach dem 
Bicardo 'sehen Princip verfahren, und bei seinen Gapitalanlagen 
den landesüblichen Gewinn erzielen woUen, so dürfte er diese 
Nachlesen nur dann vornehmen, wenn ihm im Preise der Froducte 
nicht nur die Kosten der Lese, sondern auch der landesübliche 
Gewinn von dem dabei verwandten flüssigen Capital ersetzt würde. 
Das thut aber in Wirklichkeit kein Landwirth, viehnehr wird mit 
den Nachlesen so lange fortgefahren, als der flXr die sanunelnden 
Tagelöhner bezahlte Lohn nicht mehr beträgt, als der Ertrag der 
Lese. Aber wenn man auch bei der letzten Lese immer noch 
einen kleinen Ueberschuss des Ertrages über die Kosten annimmt, 
so verschwindet auch dieser Ueberschuss, wenn man bedenkt, dass 
in diesem Falle auch ein Theil des Zinses vom verwandten flxen 
Capital zu den Productionskosten des Ertrages auch der letasten 
Lese gerechnet werden müsste, so dass man sagen kann, das bei 
der letzten Lese verwandte Capital bringe dem Landwirth über- 
haupt keinen Gewinn, während es doch in seiner Macht liegt, 
dasselbe mindestens zinstragend anzulegen. Indessen hat diese 
scheinbare Inconsequenz bei näherer Betrachtung ihren guten 
Grund, und zwa| liegt derselbe in der Schwierigkeit, kleine Capi- 
talien auf kurze Zeit und so zinsbringend anzulegen, dass sie in 
jedem Augenblick wieder zur YerftLgnng stehen. Die Sparcasse 
ist dem Landmann häufig zu weit, eine plötzlich nöthig werdende 
Hebung des Geldes verursacht ihm Zeitverlust, und Zeit ist Geld. 
Das Product aber ist dem Landmann so gut wie baares Geld, er 
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Orflnden erscheint die Möglichkeit eines durch die Steuer 
bewirkten Berufswechsels im höchsten Grade unwahr- 
scheinlich. Man wird uns entgegnen^ dass alle diese Ein* 
wände rein practischer Natur sind und das Princip der 
Ricardo'schen Steuerlehre nicht berühren. Wir geben das 
ohne Weiteres zu. Aber die Finanzwissenschaft ist eine 
eminent praotische Wissenschaft, und ein Princip, das 
durch die Praxis so grosse Modificationen erleidet, wie 
das soeben besprochene, hört auf, für die Praxis bestimmend 
zu sein. Indessen wollen wir gegen einen Punkt der 
Ricardo'schen Grundrententheorie einen Einwand von 
auch theoretischer Bedeutung erheben. Ricardo betrachtet 
bei Schilderung der wirtschaftlichen Belastungs- und Eut- 
lastungskämpfe vorzugsweise die üeberwälzung auf dem 
Wege der Erhöhung der Preise, es giebt aber noch ein 
auderes'Mittel der Ausgleichung, nämlich die Amortisation 
der Steuermehrbelastungen und die Capitalisirung der 
Steuerbegünstigungen *). Wenn nun Ricardo annimmt, 
dass bei einer fixen Grundsteuer, die auf die verschie- 
dene Bodenqualität keine Rücksicht nimmt, der Grund- 
besitzer des Bodens schlechtester Qualität den Betrag der 



kann es jeden Augenblick absetzen, diejenigen, denen er Zah- 
lungen zu leisten hat, nehmen in den meisten Fällen gern Pro- 
ducte statt des baaren Geldes. Ganz entblössen aber kann er sich 
vom ßetriebscapital doch nicht, einen Theil, tmd zwar einen 
grösseren als der städtische Geschäftsmann muss er stets unver- 
zinst liegen hbssen. Zwar mag bei dem geschilderten Verfahren 
ein gut Theil Gewohnheit und alt hergebrachter Schlendrian mit 
unterlaufen. Aber nicht zu leugnen ist, dass die landwirthschafb- 
lichen Creditverhältnisse, wie sie wenigstens bis jetzt noch ge- 
staltet sind, dem Landwirth eine zinsbnngende Anlegung kleiner 
Summen auf kurze Zeit ungemein erschweren, wodurch die von 
Ricardo als unbedingt stattfindend angenommene Gewinnaus- 
gleiohong in der Praxis wesentliche Modificationen erleidet. 

1) Vergl. die vortrefP liehe Behandlung der Frage von 
S c h äf f 1 e : dieGxundsätze der Steuerpolitik, Tübingen 1880, pag.176 ff. 
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ihn treffenden Steuer sieh von dem Pächter wiedererstiitten 
lassen muss, welcher dann seinerseits wiedejr den Prei^ 
seiner Froducte . erhöhen und, da die Ton ihm erzielten 
Preise massgebend sind für den Oetreidepreis im Lande 
Oberhaupt, eine Steigerung der Rente des Bodens besserer 
Qualität bewirken wird, so ist es doch unzweifelhaft ein- 
facher nnd natürlicher, anzunehmen, dass der Besitzer des 
schlechtesten Bodens sich eher mit einem Gapitalabschlag 
an dem in seiner Wirtbschaffc fixirten Capital einyeratanden 
erklären wird, als dass er dazu schreiten sollte^ die nOthigen 
Reparaturen an seinen Gebäuden nicht Torzunehmen, 
dieselben also yerfetUen zu lassen und die Cultur seines 
Bodens au&ügeben. Das aber mfisste geschehen, da das 
Bauen neuer Gebäude durch die Steuer nicht verhindert 
werden kann, indem dieselbe ja nach Ricardo's Annahme 
auf jeden Acker in gleicher Höhe und ohne Rflcksicht auf 
die Verwendung und Erträglichkeit derselben umgelegt war. 
Wenn aber die Wirkung der Grundsteuer auf Er- 
höhung der Preise den angeführten Bedenken ausgesetzt 
ist, so bestehen diese Bedenken in noch weit erhöhtem 
Masse gegen die angeblichen Wirkungen dieser Steuer 
auf Erhöhung des Arbeitslohnes und das dadurch herbei- 
geführte Sinken des Gewinnes, zumal da Ricardo be- 
hauptet, dass zwischen der Steigerung des Getreidepreises 
und der des Arbeitslohns nicht einmal ein ZeiiinterYall 
yerstreichen werde. Wenn schon zunächst nicht .einzu-^ 
sehen ist, was die Unternehmer zu einer sofortigen Lohn- 
erhöhung yeränlasaen sollte, da ein allgemeiner Arbeiter«* 
strikes nur in den äussersten Fällen denkbar ist, und 
theoretische Erwägungen wohl ganz ausgeschlossen sind, 
(Man yeitsuche doch nur, demLandwirth klar zur maü^hen, 
dass er sein Geschäft aufgeben muss, fiäUs er seinen Tage- 
löhnern keinen höhern Lohn zahlt) so sind auch die yon 
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Ricardo hier angeführten Gründe keineswegs stichhaltig. 
Denn es ist. falsch und widerspricht den eigenen Lehren 
Ricardo's, dass die Nachfrage nach Getreide, falls keine 
Lohnsteigerung eintreten würde, sinken müsste. Denn 
auch der Ton ihm selbst als natürlicher Arbeitslohn be- 
zeichnete Satz wird keineswegs für Getreide allein ver- 
ausgabt Je nach den Sitten und Gebräuchen eines be- 
stimmten Landes und einer bestimmten Zeit gehören dazu 
sehr, yerschiedene Dinge. Wenn Ricardo selbst meinte 
dass die Bequemlichkeiten, welche man jetzt in einer 
englischen Arbeiterhütte geniesst, in früheren Zeiten für 
üeppigkeiten gehalten worden wären ')> so steht es wohl 
ausser Zweifel, dass eine Erhöhung der G^treidepreise 
nicht eine Einsohraiikung der Getreideconsumtion, sondern 
das Aufgeben eines Theils dieser Bequemlichkeiten zur 
Folge haben würde. Wollte man aber den Arbeitern die 
Macht zusprechen, dass sie sich eine Lohnerhöhung sofort 
in solchem Masse erzwingen könnten, um auch diese 
Bequemlichkeiten fortgesetzt geniessen zu können^ so 
ergeben sich daraus mit zwingender Nothwendigkeit 
die sonderbarsten Folgerungen. Bei einem einigermassen 
mmschenwOrdigen Stande des natürlichen Arbeitslohnes 
nämlich gehören zu den Bedürfnissen des Arbeiters ausser 
Getreide nicht nur Kleider, Fleisch, Leder etc., sondern 
auch einige Luxusgegenstände, z. B. Tabak. Behauptet 
man nun, dass eine Yertheuerung aller der Gegenstände, 
für welche der natürliche Arbeitslohn verausgabt wird, 
eine Erhöhung des Arbeitslohnes zur Folge haben müsste, 
so müsste man auch annehmen, dass unter Umständen 
eine Besteuerung des Tabaks, des Bieres, des Thee's oder 
Oaflfe's eine Steigerung des Arbeitslohnes und eine Erniedri- 



1) pag. 77 a. a. O. 
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guBg des landissablieheiL Gtowiansatses herbeifahren würde. 
Aber weiter. Wenn der natarliche Arbeitslidin sieh durch 
Sitte und Gtebraacb bestimmt, so bestimmt sich duioh 
denselben Umstand die ortsübliche Lebeosweise der fibrigen 
Stände, welche in diesem Falle der Arbeiterclasse gegen* 
überzustellen sind. Warum sollte es nun der Arbmtev« 
klasse eher gelingen^ bei der ortsüblichen Lebensweise lu 
beharren, als den übrigen Ständen? Wenn Ricardo m^nt, 
dass die Nachfrage nadi Arbeit und das Angebot an der-^ 
selben nach der Steuer ebenso gross ist wie Tor der Steuer, 
und dass daher der Sachlohn der Arbeit in Folge der 
Steuer nicht sinken kann, so könnte man fragen, wodureh 
denn die Unternehmer gezwungen sein sollttti, auf emen 
Theil ihrer Bedürfnisse und Bequemlichkeiten asu rer- 
zichten? Denn wenn die Nachfrage nach Arbeit sieh gleich 
blieb, so kann doch nicht ohne Weiteres angenommen 
werden, dass die Dienste der Unternehmer weniger gesucht 
sind. Was also sollte die Unternehmer yeranlassen, auf 
einen Theil ihrer Oenüsse zu Ycrziehten, lediglich um 
ihren Arbeitern einen solchen Verzicht zu ersparen? Die 
Steuer ist stets ein Opfer, sie kann nur bezahlt werden 
durch erhöhte Production oder durch verminderte Con- 
sumtion. Bei Ricardo handelt es sich hi^ lediglich 
um den letzteren Fall. • Der Staat würde also einen Theil 
dessen eonsumicm, was bisher die einzelnen verbrauclift 
hatten. Wenn wir alaoron einer wirthschaftlicb produotiyen 
Verwendung der Steuerertrflgnisse absehen, durch welob« 
unter Umständen nicht eine Belastung, sondern viebnehr 
eine Entlastung der Steuerzahler eintreten kann, so bleibt 
nichts übrig, als anzundlunen, da$8 entweder ein Theil d^ 
Nmdonalproducts, wie es grade erzeugt ist, von andern 
Peroonen yerzphrt wird, wie bisher, oder aber, dass die 
Nationalproduction eine veränderte Bichtung einschl|gt> 
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wodurch dann allerdings die eine Art von üntwnehmungen 
auf Kosten der anderen gewinnen wQrde. Ein Beispiel 
far. den ersten Fall wäre die Verwendung der Steuer zur 
Erhöhung der Beamtengehalter, ein Beispiel für den zweiten 
die Verwendung der Steuer zu Zwecken der Volkserziehung, 
fttr Kriegszwecke u. s. w. In beiden Fällen aber erfordert 
die Zahlung der Steuer ein Opfer, und kein Grund liegt 
fttr die Annahme vor, dass dieses Opfer im regelmässigen 
Gkmge des Verkehns lediglich durch die Wohlhabenden 
getragen werden mflsste. 

Hinsichtlich der Hausersteuer stimmt Bicardo in 
soweit mit Ad. Smith aberein, als er meinte dass die 
Steuer auf die Hausrente theils den Grundbesitzer, theils 
den Miether treffen würde, die Baurente aber auf die 
Dauer nicht belasten könnte. Was wir gegen diese 
Ansicht Smith's anführten, gilt also auch gegen 
die Bicardo'sche Anschauung. Die Inconsequenz, 
welche Smith bei der Besprechung der Wirkungen 
der Miethsteuern und deijenigen von Hausrenten begeht, 
scheint Biöardo entgangen zu sein. Er spricht sich 
gegen den Schluss des Gapitels gegen die von Smith 
gehegte Meinung aus, dass die Besteuerung der Boden* 
renten, sowohl der gewöhnlichen Grundrenten als der von 
Bauöern, ganz besonders zu empfehlen sei, da eine solche 
ausschliessliche Besteuerung des Einkommens einer bestimm- 
ten Olasse ungerecht wäre, der einen Tonden vier von Smith 
für die Besteuerung au^estellten Maximen widerspräche, 
die Sicherheit des Eigenthums, welches immer heilig ge- 
halten weii^den sollte, yerletzte, vor allen Dingen aber 
auch den Werth des Grund und ' Bodens herabsetzen 
würde, welcher so ein Gegenstand der Speculation werden 
könnte und in die Hftnde deijenigen gelangen würde, 
welche mehr toü den Eigenthümlichkeiten des Spielers 
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als von jenen des besonnenen EigenthUmera besitiML 
Was die Stenern auf den Gtewinn anlangt» so kann nieht 
gelangnet werden, dass die von Ricardo hier angestell- 
ten Orandsatze das ScbArfste nnd Bedeutendste sind, was 
öberliaupt über Stenerflbarwftlzang gescbrieben worden 
ist und dass diese Grundsätse im Allgemeinen auch 
heute die Grundlage der Stenerflberwälzungslehre bilden 
müssen^ fimUch nur nach einer Seite hin. Das Grond- 
gesets, von welchem Ricardo hierbei ausgeht , ist die 
Lehre yon der Ausgleichung der Gtewinne. Die wesent* 
liebsten Sätae derselben sind folgende:^) Werden alle 
Gewinne mit Einschluss desjenigen aus Bei^werksbetrieb, 
Mls die Bei^werke im Inlande liegen, besteuert, so wtirde 
keine einzige Waare im Preise steigen. Werden alle 
Gegenstände ausser dem Gclde besteuert,' so werden die«^ 
selben im Preise steigen. Für den einzelnen Gewerbs« 
Unternehmer wird eine solche Steuer die gleiche Wir- 
kung haben, wie eine Consumiionssteuer. Er wird zwar 
denselben Geldgewinn haben, wie vor der Steuer, er wird 
aber mit demselben Geldgewinn sich weniger Genüsse 
Terschaffen können, wie bisher, da alle Waaren im Preise 
gestiegen sind. Grossartig und von zwingender Beweis- 
kraft ist die Ricardo' sehe Ausführung, dass eine Steuer 
die Gegenstände bei gleichgebliebenem Geldwerth in un- 



1) Cap. 14 gegen Ende. Man sieht ans dieser Bemerkaug 
wie wenig es Ricardo darum zu thun war, „Sonderinteressen" zu 
vertreten, wie weit entfernt er davon war, den Betrag der Grund- 
rente als einen solchen zu betrachten, „der zum Scliaden des 
Ganzen den eigentlichen Producenten, den Capital besitzenden 
Gewerbsuntemebmem, ungerechter Weise entzogen wird", wie 
doch Bernhardi behauptet hat (pag. 262 und 263 a. a. 0.). Solche 
Behauptungen beweisen nur, dass die Bernhardi' sehe Kritik 
trotz ihr^ Bedeutung und unbeschadet ihres sonstigen Werthes 
die nöthige Unbefangenheit sich nicht immer gewahrt hat. 

2) äauptst. 15. a. a. 0. 
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gleiehem Verhältniss vertheuert, je nachdem in einem Ge- 
sehftft mehr fixes oder mehr flüssiges Capital angewandt 
wird^ vorausgesetzt, dass diese Steuer nach dem Beinein- 
einkommen der Unternehmer umgelegt wird. Mithin ver- 
ändert, wo eine solche Steuer besteht, auch eine Yerände- 
rung des Geldwerths den relativen Preis und Werth 
der Dinge. Also: „In einem Lande, wo keine Steuern 
existiren, würde der Preis der Dinge durch ' eine Verände- 
ruing des Geldwerths sich in gleichem Masse verändern. 
In. einem Lande abier , wo eine Beinerträgssteuer existirt, 
wiürde eine Yeränderung des Geldwerthes nicht nur den 
absoluten, sondern auch den relativen Werth der Dinge 
verändern.'' Die Richtigkeit dieser Sätze muss im Grossen 
und Ganzen unbedingt anerkannt werden. Die von Ri- 
cardo hier ausgeführten Grundsätze bilden die Norm 
für die wirthachaftlichen Preiskämpfe überhaupt und 
geben die Grundregel an, nach welcher sich die Bela- 
stungs- und Entlastungskämpfe auch der Steuerkräfte 
riohten. Natürlich gelten diese Regeln nur im Grossen 
und Ganzen und nur für längere Zeitabschnitte. Welche 
Modificationen diese Begeln im lahd wirthachaftlichen Be- 
triebe erleiden, haben wir bereits besprochen. Hier wird 
ein Sinken, des Gewinnsatzes unter den landesüblichen 
Satz weniger Mcht ausgeglichen, häufig auch eine üeber- 
wälzung der Steuer auf die Grundrente durch Gapital- 
wertfaminderung der Grundstücke und durch Sinken des 
Pachtzinses erfolgen können. Die Möglichkeit dieses 
Falles giebt Bicardo selbst zu, meint aber allerdings, 
dass solches nur dann geschehen könne, wenn jedes Stück 
angebauten Bodens und jeder Theil landwirthschaftlichen 
Gapitals eine Beute abwerfen würde, was aber nur dann 
denkbar sei, wenn nicht mehr Oapitäl mit Vortheil auf 
die Bebauung des Bodens angewandt und darum sein 
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Erzeügniss nicht yermehrt werden könnte. Di« Wir- 
kungen einer Lohnsteuer würden sich nach Ricardo von 
den Wirkungen einer Steuer auf nothwendige Lebens- 
bedürfiiisse nur dadurch unterscheiden, dass kein Steigen 
des Preises der LebensbedOrfiiisse dadurch herbeigefilhrl 
würde. Der Betrag einer -directen Lohnsteuer würde 
also nach Ricardo unter allen umstanden auf den Ge« 
winn übergewälst werden , also ein Sinken des - landes- 
üblichen Oewinnsatses bewirken. Was wir gegen die 
von Ricardo behauptete Wirkung der Grundsteuer auf 
Erhöhung des Arbeitslohnes durch Steigen der Getreide- 
preise gesagt haben^ gilt auch in yollem . Um&nge für 
die Yon ihm behauptete Wirkung der directen Besteue-» 
rung'des Arbeitslohnes. Zag^;eben konnte eine solche 
Wirkung in beiden Fällen nur dann werden, wenn der 
Arbeitslohn zur Zeit der EinfÜÜirang der Steuer bereits 
das practische Minimum erreicht hAtte^ d. h. wenn durch 
die Steuer das Existenzminimum angegriffen werden 
würde. Dann konnte allerdings eine Besteuerung des 
Arbeitslohnes die Arbeiter dem grOssten Elend preisge- 
ben und ihre Reihen soweit lichten, dass durch ein ver- 
mindertes Angebot an Arbeitskräften der Lohn stiege. 
Aber auch in solchem Falle würde diese Wirkung nur nacb 
Verlauf eines längeren Zeitabschnittes ei^treten können^ 

Consumtionssteuern würden nach Ricardo die Preise 
der besteuerten Gegenstände erhoben. Consumtionssteuern 
auf nothwendige Lebensbedürfnisse erhoben nach ihm aber 
auch den Preis des Arbeitslohns. . Immer wieder ist e6 
das Lohngesetz, welches die yolkswirtbscbaftliohen Wir- 
kungen der Steuern bedingt. 

Der eminent privatwirthschaftliche Standpunkt Ri« 
cardo's tritt in sehr auffallender Weise bei Gelegenheit 

1) flauptst. 16, pag. 264. a. a. O. 
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einer Polemik gegen Say hervor. Der letztere hatte 
behauptet, dass die vorBchussweiee Bezahlung einer Con- 
sumtioDSsteuer durch die Froducenten, indem sie die Waare 
mn den Betrag der an dem Yorschuse haftenden Zinsen 
Torthenere, den Nachtheil habe^ dass sie dem Consumenten 
mehr entsiiehe als sie denr Staat einbringe. Ricardo 
fahrt nun dagegen aus, dass far den Consumenten^ wenn 
ein Zinsfuss Ton 10 ^/o angenommen werde, eine sofortige 
Zahlung von 100 Pfd. gleich sei einer nach Jahresfrist zu 
leistenden Zahlung von 110 Pfd. Warde also die Regie- 
rung den Betrag der Steuer, statt ihn sofort Ton den (Kon- 
sumenten Bu erheben^ zunächst von dem Producenten d'er 
Consumtionsartikel vorschiessen lassen, so könnte der Gon- 
sument den Betrage welchen er eigentlich als Steuer su 
zahlen hatte, dem Fabrikanten leihen, der ihm dafür 
genau denselben Zinsbetrag zahlen worde^ den der Con- 
sument bei Einkauf des Gonsumtionsartikels zu entrichten 
hat. Yom Standpunkt des G^eschäftsmannes ist dieser 
Einwand Ricardo'« allerdings verständlich. Der Unter- 
nehmer kann allerdings jeden Theil seines flüssigen Capitals 
jederzeit zinsbringend anlegen^ nicht aber der kleine Be- 
amte, am wenigsten der Arbeiter. Der letztere bezieht 
seinen Lohn wöchentlich, oft tageweise. Wie soll ihm 
da möglich sein , die wenigen Pfennige , die er jetzt täg- 
lich als Consumtionssteuer entrichtet, zinstragend anzu- 
legen ? Einen Yortheil gewährt ihm die Consumtionssteuer 
vor einer Einkommenssteuer allerdings, aber dieser Yor- 
theil besteht eigentlich nur darin, dass er allein auf diesem 
Wege im Stande ist, zu den Staatslasten beizutragen. 
Das ist ja auch der Orund, warum bei Reorganisation der 
preussischen Einkommenssteuer die unterste Steuerclasse 
von der Entrichtung der Einkommenssteuer ganz befreit 
werden musste. Denn bei dieser Art der Lohnzahlung 



Digitized by 



Googl( 



konnte die Auf bringnng ^ner gröeseraa Steoersamme nur 
fortwährend noihig werdende Stenerstiuidaiigen und Steuer- 
execntionen znr Folge haben. 

Betrachten wir nun noehmale das Gesammtreeallat 
der Ricard o*8chen üntersnchnngen über die TolkawirÜH 
schaftlicben Wirkungen der Steuern, ao ergiebt sioh, daas 
keine EinkommenBart ao sehr dnrch die Steuer getroffim 
wird, als der Capitalgewinn. Wie bd Smith &8t alle 
Steuern zum Theil auf die Grundrente fielen , so fidleu 
bei Ricardo &st alle ganz oder zum Theil auf den 
Capitalgewinn. Die Grundrente scheint hei ihm dureh 
die Steuer nur wenig getroffen werden zu können, da auch 
eine Grundsteuer nur dann auf die Rente fikllt, wenn sie 
im Yerhältniss der reinen Grundrente in Ricard o'schem 
Sinne umgelegt ist, eine solche Veranlagung der Steuer 
aber kaum ausfahrbar erscheint. Diese Anschauungsweise 
Ricardo 's wurzelt in seiner Ansicht yom Yolkswirthachaft- 
lichen Reineinkommen, welches allein allerdings die Quelle 
der Steuer sein kann. Das Beineinkommen ist nach ihm 
der üeberschuss des Roheinkommens über die Productaons* 
kosten, die Summe aller Reineinkommen ist das Beinein* 
kommen des ganzen Volkes. Da nun der Priyatunter* 
nehmer den Arbeitslohn zu den Productionskosteu rechnet, 
so bezieht der Arbeiter überhaupt nicht volkswirthschaft- 
liches Reineinkommen. Es ist gleichgültig, ob 5 Millionen 
Menschen Nahrung und Kleidung für 10 Millionen oder 
ob 7 Millionen Nahrung und Kleidung für 12 Millionen 
hervorbringen, da in beiden Fällen das Reineinkommen 
des Volkes in der Nahrung und Kleidung für 5 Millionen 
bestände. Dieser Ausspruch, wegen dessen Ricardo von 
Sismondi in bekannter Weise verhöhnt wurde, cha- 
rakterisirt in der That die Grundanschauung, von welcher 
Ricardo bei der Untersuchung der volkswirthschaftlichen 
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Wirfcuflgen der Steuern ausging. Diese Uebertragung des 
priratwirthschaftlichen Standpunktes auf die Volkswirth- 
schaft ist der Grundfehler wie der Ricardo 'sehen Lehre 
Oberhaupt, so auch seiner steuert heoretiscfaen Anschauungen. 
Naturgemäss mussten nun Ricardo und seine Schüler 
die Steuer selbst als einen Theil der Froductionskosten 
ansehen, denn erst nach Abzug der Steuer ergab sich der 
wirkliche Ertrag des reinen Einkommens. Somit war für 
die Steuerlehre der rein privatwirthschaftliche Standpunkt 
eingefiommen, die Steuer nichts Anderes, als ein Abzug 
am Reineinkommen '). Die Vortheile, welche die Ver- 
wendung der Steuern dem Volke bringen, treten in diesen 
Ausführungen ganz in den Hintergrund. Die kleinste 
Steuer ist die beste, denn sie verkürzt am wenigsten das 
Reineinkommen. In schärfster Form werden wir dieser 
Anschauung bei Ricardo's grösstem Schüler J. St. Mill 
und bei Thünen begegnen. Trotz des grossen Irrthums 
aber, in welchem sich Ricardo hinsichtlich der Wirkungen 
der Steuern befand, bildet seine Lehre von der Ausgleichung 
der Gtewiüne auch jetzt noch in der Wissenschaft die all- 
einige Grundlage, von welcher eine Untersuchung über 
die Wirkungen der Steuern auszugehen hat, sobald es 
sich um Besteuerung fundirten Einkommens handelt. 



1) Vergl. Bernhard! a. a. 0. 
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Die Steuerüberwälzung bei J. St Mili 
und Thünen. 

Die von J. St. Mi 11 aufgestellte Lehre von den MilL 
Wirkungen der Steuern') unterscheidet sich nur wenig 
und nur in Einzelheiten von derjenigen Ricardo's. Wir 
wollen sie daher auch nur in sofern berücksichtigen, als 
sie von der Bicardo'schen Theorie abweicht, oder über- 
haupt neue Anschauungen enthält. 

Bei der Besprechung der Wirkungen einer Steuer 
vom Capitalgewinn schildert Mi 11 diese Wirkungen zu- 
nächst ganz in derselben Weise, wie Ricardo es gethan 
hatte. Darnach fällt eine solche Steuer ganz auf den 
Capitalgewinn, sobald jede Art von Gewinn der Besteuerung 
unterliegt, wird aber von den Gonsumenten getragen, 
sobald eine einzelne Art von .Gewinn durch die Steuer 
prägravirt erscheint Indessen kann eine Steuer auf den 
Capitalgewinn unter Umständen nach Mi 11 auch auf den 
Arbeitslohn und Grundbesitz übergewälzt werden. 2) Da 
nämlich, wie Mi 11 im ersten Buche seines Werkes 3) aus- 



1) Wir citiren nach der Soetbeer'schen TJebersetzung: 
Grundsätze der politischen Oeconomie. Hamburg 1852, Band 2, 
5. Buch, Cap. 3—6. 

2) Pag. 287-290 a. a. O. 

3) Cap. 12, § 2 und 3. 
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gefClhrt hatte^ wegen der Beschränktheit des Bodens und 
weil jede Yermehrung des Ertrages desselben nur durch 
eine mehr als proportionale Vermehrung der auf den 
Boden verwandten Arbeit erlangt werden könne, der 
Oapitalgewinn in allen fortschreitenden Culturländern eine 
Neigung zum Sinken habe, so müsse schliesslich in jedem 
Lande ein stationärer Zustand erreicht werden d. h. ein 
solcher, in welchem weitere Gapitalansammlung nicht 
stattfinde. Diese Entwickelung werde durch ein anderes 
Gesetz gehemmt oder hinausgeschoben, nämlich durch den 
Fortschritt der Givilisation, durch den Fortschritt also in 
der landwirthschaftlichen Eenntniss, Geschicklichkeit und 
Erfindung« Auch werde dieser stationäre Zustand nicht 
erst dann eintreten, wenn Capital auf den Bodenbau gar 
nicht mehr mit Yortheil angewandt werden könne, sondern 
je nach der durchschnittlichen Stärke des in einem Lande 
vorhandenen Ansammlungstriebes schon früher, . dann 
nämlich, wenn der Oapitalgewinn das practische Minimum 
erreicht habe, wenn nämlich der Gewinn, den das Oapital 
abwerfe so gering sei, dass seine Erlangung das Mindeste 
sei, womit sich der Capitalist bei productiver Anlage seines 
Gapit^ls noch begnügen würde. Je nach der verschiedenen 
in einem Lande herrschenden Neigung zur Gapitalansamm- 
lung weicde auch dieses Minimum ein sehr verschiedenes 
sein. In China solle der stationäre Zustand eingetreten 
sein, als der gesetzliche Zinsfuss noch 127o betragen habe, hier 
also müsse angenommen werden, dass ein geringerer Zins- 
fuss für einen Chinesen keinen genügenden Reiz enthalte, 
um ihn zur Enthaltsamkeit von augenblicklichen Genüssen 
zu veranlassen. In Holland hingegen sei der statio- 
näre Zustand bei einem Zinsfuss von 2 — 3% noch 
nicht eingetreten. Wenn nun, führt Mill bei Besprechung 
der Wirkungen einer Besteuerung des Gapitalgewinnes 
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aus, die Steuer sa einer Zrit eingeftüirt wird, wo in einem 
Lande die Ermchong eines stationären Znstandes pnr 
durch üebersiedelang Yon Gi^ital oder doreh bestfindige 
Verbesserungen der Prodaction yenmeden wird» so kann 
die Steuer zu neuen SrfindiMigen oder sur aUgemeinen 
Benutzung d^ gemachten Entdeckungen anspornen. In 
diesem Fall kann die Steuer ohne Schaden üQr irgend 
jemand realisirt werden. Treten diese Yerbesserungen in 
der Froduction nicht ein, so wird der Gapitalgewinn dem 
pracQschen Minimum noch näher gebracht^ der yerminderte 
Ertrag des Capitals wflrde entweder fernerer Ansammhing 
Einhalt thun, oder es würde noch mehr von dem jähr- 
lichen Zuwachs ins Ausland Terdrftngt oder in unTortbeil* 
haften Speculationen Tergeudet werden. Es würde also 
in diesem Falle der stationäre Zustand firüher enreiohi 
werden^ als wenn der Gapitalgewinn nicht besteuert wäre» 
da hierdurch im Graozen weniger Capital auf den Bodenbau 
verwandt wird, als wenn keine Steuer ezistirte. Da der 
stationäre Zustand aber auch mit wenigw Capital und 
mit weniger Froduction, im Ghinzen genommen» erreicht 
wird, als ohne die Steuer, so wird auch die YolkssaU in 
der Begel geringer sein, als ohne die Steuer, da natflrUob 
auch die zum Unterhalt der Arbeiter bestimmten Fonds 
geringer sein werden, wie ohne die Steuer. Haben sich 
nun aber die Arbeiter in derselben Proportion yermehrt, 
wie vor der Steuer, so wird der Lohn «su Gunsten des 
Capitalgewinnes sinken. Es* wird dann au<;h trotz der 
Steuer die C^pitalansammlung fortschreiten und die Orund- 
rente steigen. In diesem Falle also sind es die Arbeiter, die 
die Steuer tragen. Hat sich aber die Yolksvermehrung den 
veränderten Verhältnissen angepasst, so wird sowohl der 
Lohn, als der Gapitalgewinn ebenso hoch sein, wie ebne 
die Steuer, nur wird das Gapital und die Yolkssabl ge^ 
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ringe): sein. Da aber weniger Oapital auf den Bodenbau 
verwandt ist, so wird die Grundrente in diesem Falle bei 
Erreichung des stationären Zustandes kleiner sein, wie 
ohne die Steuer. Hier ist also die Steuer yom Capital- 
gewinn auf die Grundrente abgewälzt. Wird die Steuer 
umgelegt zu einer Zeit, wo der stationäre Zustand bereits 
eingetreten ist, so können zwei Wirkungen eintreten. 
Entweder wird ein Theil des bereits vorhandenen Stamm- 
capitals verdrängt, wodurch wiederum Arbeitslohn oder 
Grundrente sinken würden, oder aber es wird die Steuer, 
weil die Gewohnheit und die Scheu der Menschen vor 
Verarmung entgegen wirkea, vielleicht nicht hindern, 
dass das Capital in seiner alten Höhe erhalten werde, 
und der Capitalist wird danh fortwährend die ganze Steuer 
tragen. Aus diesen Erwägungen zieht Hill den Schluss, 
dass in einem dem stationären Zustande sich nähernden 
Lande die Besteuerung des Capitalgewinnes ausserordentlich 
nachtheilig fUr das Nationalvermögen sei, und zwar nicht 
nur für den Fall einer besonderen und somit schon an 
sich ungereehten Besteuerung des Capitalge>p\riunes, sondern 
auch dann, wenn der Capitalgewinn „lediglich seinen An- 
theil'^ an einer schweren allgemeinen Besteuerung zu 
tragen hat, da dadurch die Gelegenheit zu sicherer Capital- 
anlage verringert, die Verdrängung des Capitals ins Ausland 
oder seine Vergeudung zu unsicheren Speculationen erfolgen, 
weitere Ansammlung verhindert und die Erreichung des 
stationären Zustandes beschteunigt wird. 

Soweit Mi 11. Hier tritt die in der Ricardo'schen 
Lehre implicite enthaltene Anschauung, dass die Steuer an 
sich ein Uebel sei, bereits klar und scharf zu Tage. Zu- 
nächst ist allerdings nur von einer Steuer auf Capital- 
gewinn die Rede. Da aber bei Mill, sowie bei Ricardo 
der Gewinn der Hauptträger der Steuer ist, so wird, wie 
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wir später adien wenlea, n müugeia as Ton ikm «oA 
anderen Steuern dieaelfae Wirkmg «ngfwrJiridwi. So adhttf- 
sinnig nun die eben dmigdegten AoBeinanderaetnuigen 
ohne Zweifel sind, so kann daß game konstroU sa^efidurte 
GebAade doch lediglidi als eine Irrldire beaeidinet werden« 
Denn für jede Entwickelnng ist die Bjdstens des Bteatee 
die nothwendige Yanuus^zvng. Der Stattt kum aber 
nicht bestehoi nnd seine Cnltoiaufgabe nieht erftallen, 
ohne dasB ikm die dazu erforderlieben Mictnl aar Yaftgang 
gestellt werden. Diese Mittel können aber auf die Daner nnr 
aus dem Sünkommen oder Vermögen der einaelnen Staats* 
büi^er fliessen. Die Ton Mi 11 gesebilderte EntwkdLelnng 
wäre nnr denkbar, wenn die £rtrfigniBse der Stenem 
unnfitz Teigeudet würden, das aber w&re nnr mOglieh in 
einem zerfiillenden Staatswesen, nnd hier kann von einer 
Entwickelnng selbetrerständlich Qberbanpt nioht die Bede 
sein. Abgesehen von diesem Ealle aber wird der Bestand 
eines geordneten Staates, sowie die Verwendung der fiQrBeali>- 
sirung seiner Zwecke nothwendigen Stenerbetrige nioht 
nnr die Entwickelnng nnd den Fortschritt dw materiellen 
und geistigen Gultur, also auch die Gapitalausammlong 
ermöglichen, sondern auch den Eintritt des staticmftren 
Zustandes nicht nur nicht beschleunigen, sondern im Qb* 
gentheil hinausschieben. Denn wozu werden die Staats« 
einkflnfte verwandt? Fflr militärische Zwecke, fflr den 
Jugendunterricht, fOr die Bechtspfl^e, ftar das öffentliche 
Sanitatswesen, für Aufrechterhaltung der Offendichen Sicher* 
heit und Ordnung, far Beförderung der öffeniliohen Morali 
fOr Förderung der Wissenschaft, Kunst und Technik, aber 
nicht zum geringsten Theil auch far rein wirthschaftliche 
Zwecke, far Hebung der Landwirthschaft, far VerroIU 
kommenung des Verkehrswesens etc. Obwohl wir grade letz« 
tere Art der Steuerverwendung bei fortschreitender Qultor 
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yielleiobt fttr die wichtigste halten^ so wollen wir doch 
Yon dieser Art der Yerweadung hier absehen^ weil ihr 
Vortbeil für die wirthscfaaftliohe Entwiokeiung, also auch 
für gesteigerte Gapitalansammlung, zu einleuchtend ist, 
und allenfalls auch auf privatwirtbscbaftlichem Wege 
dasselbe, wenn auch unseres Eraohtens bei Weitem nicht 
in gleicher Yollkommenheit, erreicht werden könnte. 
Verweilen wir also nur bei denjenigen Steuerverwendungen, 
deren wirthschaftlioher Yortheil nicht so unmittelbar in 
die Augen springt. Wie denkt sich Mi 11 eine fortschrei- 
tende Gapitalansammlung ohne den nötbigen Rechtsschutz, 
ohne eine entsprechende Militärmacht, die allein den Staat 
Yor feindlichen Invasionen und kriegerischen Erschütte- 
rungen bewahren kann, ohne geregelte ünterrichtsver- 
h&ltnisse» die allein die inteUigente Benutzung wirthschaft- 
lieber Kräfte ermöglichen. Wie wäre eine fortschreitende 
wirthschaftlicbe Entwickelung denkbar ohne Hebung der 
öffentlichen Moral, bei deren Wegfall wahrscheinlich ein 
rohes Oenussesleben im Volke Platz greifen und wahr- 
scheinlich auch der Gapitalansammlungstrieb wenig ent- 
wickelt sein würde. Sogar Wissenschaft und Kunst, ganz 
abgesehen von der Technik, können wegen ihrer Einwir- 
kung auf die öffentliche Moral, die sie durch Erzeugung 
einer ernsten und idealen Lebensanschanung ausüben, 
nicht ohne Einfluss auf die wirthschaftlicbe Entwickelung 
aüso auch auf die Capitalansammlung, bleiben. Alle diese 
unschätzbaren Güter können aber nicht gewonnen und 
benutzt werden, ohne dass die einzelnen Staatsbürger 
einen Theil ihres Einkommens oder Vermögens dazu her- 
geben, auch nicht ohne dass die Gapitalbesitzer zu diesen 
Lasten beitragen. Man muss daher im Gegensatz zu Mi 11 
behaupten, dass ohne eine Besteuerung auch des Gapital- 
gawinnes der stationäre Zustand nicht später, sondern 
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froher eintreten wflrde, ak bei Yorhandensein eines ratio* 
nellen Steuersystems, ohne welches anch die dnrch die 
Steuerverwendang den Staatsbargern znfliessenden Vor* 
theile nicht erlangt werden konnten. Wenn aber die 
SteuerTerwendnngen die Capitalansammlnng befordem 
und den Trieb dazn entwickeln, so ist es unlogisch, ra 
behaupten, dass eioe Besteuerung auch des Gapitalgewinns 
die CapitalansammluDg Terhindem und den Trieb daro 
Ifthmen könnte. Es ist um so auffiillender, dass Hill 
bei Betrachtung der Wirkungen einer Besteuerung des 
Gapitalgewinnes zu solchen Resultaten kommen konnte, 
als er selbst folgende Worte geschrieben hat: „Es giebt 
,,somit keine mögliche Verbesserung in den Mitteln 
„der Froduction, die nicht auf die eine oder andere Weise 
,,einen Gegeneinfluss austobte auf das Oesets des sich Ter« 
„mindernden Einkommens fflr landwirthschaftliehe Arbeü 
„Auch sind es keinesw^ps nur industrielle Verbesserungen, 
„welche diese Wirkung haben. Verbesserungen im Be« 
„gierungswesen und fast jede Art Ton moralischem und 
„socialem Fortschritt wirken auf die nämliche Weise i)/^ 

TJebrigens wOrde die von Mill geschilderte Wirkung 
der Steuern, nämlich die frohere Herbeiftthrung des 
stationären Zustandes, nach ihm nicht nur eine Be* 
Steuerung des Gapitalgewinnes, sondern ebenso die Be- 
steuerung des Arbeitslohns, die Grundsteuer ufid eine 
Steuer auf nothwendige Gegenstände haben, da nach ihm 
ebenso wie nach Ricardo 's Lehre die Besteuerung des 
gemeinen Arbeitslohns in ihrem sehliesslichen Resultat 
auf den Capitalgewinn zurttckfäUt, die Grundsteuer, mit 
Ausnahme der im Verhältniss der Rente umgelegten, den 
Getreidepreis erhöht und in ihrer sehliesslichen Wirkung 



1) Buch 1, pag. 215. 
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gleiehfalls auf die Verkürzung des Capitalgewinnes zurück- 
wirkt^ und auch eine Steuer auf nothwendige üegenständo 
dieselbe Wirkung hat« In der That schildert Mill die 
Wirkungen einer landwirthschaftlichenErtragseteuer ganz 
in derselben Weise wie die Wirkungen einer Steuer auf 
den Capitalgewinn. Auch durch sie würde früher der 
stationftre Zustand herbeigeführt werden. Es bliebe also 
nur die Einkommenssteuer, welche indessen Mill wegen 
der grossen Schwierigkeit ihrer Yeranlagung nur als. ein 
ausserordentliches Hülfemittel gelten lassen will, die Steuer 
auf Luxuswaaren^ die aber bekanntlich nur einen geringen 
Ertrag abwirft, die Miethsteuer, die Steuer auf qualifioirten 
Arbeitslohn, yor allen Dingen aber die Besteuerung der 
Grundrente übrig, welche die von Mill geschilderte Wir- 
kung auf frühere Herbeiführung des stationären Zustandes 
nicht haben würden. Es erscheint daher erklärlich, wenn 
MilU obwohl er den Vorschlag einer auschliesslichen Be- 
steuerung, des realisirten Eigenthums ,,schamlos'' nennt, 
dennoch für eine verhält^issmässig höhere Belastung der 
Grundrente eingenommen ist, und zwar' in dem Miasse, 
dasft 6r dem Staat das Recht zuspricht, eine unbegrenzte 
Quote, ,;de8 von selbst geschehenen^ Zuwachses der Böden- 
rente als Steuer zu verlangen 0. 

Sehr interessant ist bei Mill die Erörterung über 
die volkswirtbschaftlichen Wirkungen der Aus- und Ein- 
fahrzölle. Er behauptet, dass in der Regel zwar die Ein- 
fuhrzölle von den inländischen, die Ausfuhrzölle von den 
audländischen Oonsumenten getragen werden. Geschieht 
das aber nicht, oder nicht vollständig, so wird entweder 
die ganze Steuer oder ein Theil derselben gegen die 
gewöhnliche Annahme nicht von den inländischen resp. 



1) Buch 5, pag. 278-281. 
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ausländischen Frodnoenteo, sondern der Ansfdhrzoll yon 
den inländischen Consnmenten, der WinfahraoU Yon den aus- 
ländischen Consomenten getragen werdend) Hill heweist 
seine Behauptung an dem Beispiel zweier Länder, Eng- 
land und Deutschland, Ton denen das erstere Tuch nach 
dem letzteren und das letztere Leinen nach dem ersteren 
exportirt Belegt nun England die Tuchausfuhr mit einem 
Zoll, der aber nicht so hoch sein darf, dass er Deutschland 
zur Tuchfabrication anspornt, so können folgende 3 Fälle 
eintreten : 

1) Die Ausfuhr, bleibt sich gleich, der Preis steigt^ 
die Handelsbilanz gestaltet sich zu Gunsten Englands, 
es fliesst Geld aus Deutschland nach England, wodurch 
sich das Tuch in England, also auch in Deutschland noch 
weiter rertheuert» während das deutsche Leinen wohlfeiler 
wird. England schiebt also die ganze Steuer den deutschea 
Consumenten zu und erhält auch seine Einfuhr billiger, 

2) Die Ausfahr vermindert sich soweit, dass die 
Handelsbilanz gleich bleibt. Dann zahlt Deutschland die 
Steuer und damit hat es sein Bewenden. 

3) Die Ausfuhr vermindert sich soweit, dass England 
einen kleineren Werth an Tuch ausführt^ als der Geld- 
werth des eingeführten Leinens beträgt So ändert sich 
die HandeUbilanz zu Gunsten Deutschlands, das Leinen 
steigt, das Tuch, sinkt im Preise. Wenn endlich Tuch 
und Leinen sich wieder bezahlen, tragen die eng- 
lischen Leinencousumenten einen Theil des Ausfuhrzolls 
auf Tuch. 

In gleicherweise beweist Hill, dass ein Einfuhrzoll 
unter umständen die ausländischen Consumenten treffen 
könnte. Nur in zwei Fällen giebt Mill zU| dass einEin- 



1) Buch 6, pag. 819-827. 
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fahrzoll auch die ausländischen Producenten treffen könnte, 
erstens wenn die ausländische Waare einen Monopolpreis 
hat und dann, wenn der Ertrag des Bodens oder der 
Bergwerke besteuert wird. Dann kann die Steuer so hoch 
sein, dass sie von der Bebauung des Bodens und der 
Bergwerke geringerer Qualität abhält, weil die Nachfrage 
nach den Erzeugnissen gesunken ist;. Dann sinkt aller- 
dings der Preis der ausländischen Erzeugnisse und di^ 
Rente der GrundeigenthOmer vermindert sich. * 

Wie nun Mi 11 selbst anerkannt hat, ist es kaum 
denkbar, dass die Einfuhr durch einen darauf gelegten 
Zoll nicht litte. Es wurde daher fast immer gelingen, 
durch Besteuerung der Einfuhr einen Theil der Steuerlast 
auf die Angehörigen eines anderen Staates zu wälzen. 

Abgesehen davon, ist nicht zu leugnen, dass die von 
Hill geschilderten Wirkungen einer Besteuerung der 
Ein- und Ausfohr in der That denkbar sind. Sie werden 
aber iü der Praxis nur selten eintreten und immer von 
kurzer Dauer sein. Dass in der B.egel die Besteuerung 
der Einfuhr die Einfuhr, eine Besteuerung der Ausfuhr 
die Ausfuhr verringert, wodurch die Handelsbilanz der aus- 
und einftthrenden Länder sich ändert, ist nicht zu bezweifeln. 
Zwei Fehler indesseü scheineia uns der MilVschen Aus- 
führung zu Grunde zu liegen, erstens wiederum die Nicht- 
b^tcfatung der Bteuerverwendungen, dann aber die An- 
nahme, dass die Producenten auch der Industrieerzeugnisse 
durch verminderte Nachfrage nach Aus- und Einfuhrartikeln 
nicht leiden würden. Bleiben wir bei dem MilTschen 
Beispiel und behalten wii* im Auge, dass Tuch und Leinen 
nach MilTs eigener Annahme nur an Stelle von Aus- 
und Einfuhr im Allgemeinen gesetzt sind. Betrachten 
wir nun zunächst den von Mill statuirten Fall eines auf 
englisches Tuch gelegten Ausfuhrzolls. Gesetzt also nun 
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den Fall^ dass die Ausfnhr engliscfaen Tnchs sich in der 
That trotz des Zolls nicht Yerringerte nnd dass in Folge 
dessen die Handelsbilanz sich zn Gunsten Englands änderte. 
Die Yertheuernng des englischen Tuchs in England selbst 
würde hier doch nur deshalb eintreten, weil derselben 
Menge Waaren in England eine grössere Menge Geld 
gegenüberstände. Was aber nun würde mit diesem 
Geldüberschuss geschehen, der sich in diesem Falle in den 
Händen der Regierung befinden würde? Ganz abgesehen 
von dem Falle, dass der yergrOsserte Gonsum der Regie- 
rung gleichfalls auf Einfuhrartikel, z. B. auf eingeführtes 
Kriegsmaterial, gerichtet sein könnte, wodurch die Handels- 
bilanz wieder ihren yorigen Stand erreichen würde, ist 
eine erhöhte Gonsum tion der R^erung, auch wenn sie 
im Lande geschieht, kaum denkbar ohne eine Yermehrung 
der werthschaffenden Arbeit im Yolke, da man sich stets 
vor Augen halten muss, dass den inländischen Staats- 
bürgern im Yorliegenden Falle durch die Steuer nichts 
entzogen ist 

Mag nun die Steuer zur Erhöhung der Beamten- 
gehälter, zur Vermehrung des stehenden Heeres, zur Ver- 
besserung des Communicationswesens oder zu irgend einem 
anderen Zweck erhoben sein, immer wird die Nachfrage 
nach wirthschaftlichen Gütern im Lande vermehrt. Durch 
Aufbesserung der Beamtengehälter wird deren Nachfrage 
nach Gonsumtionsgegenständen vermehrt und die auf 
Production der letztern gerichtete Thätigkeit erhöht; durch 
Vergrösserung des stehenden Heeres würde die Nachfrage 
der Regierung auf Equipirungs- und BewafFnungsgegen- 
stände sowie auf Nahrungsmittel in- erhöhtem Masse 
gerichtet sein, was wiederum befruchtend auf die Production 
zurückwirken müsste. Die Verbesserung der Gommuni- 
cationswege würde die Nachfrage nach Arbeitern steigern 
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und deren Lohn in die Höhe treiben, was wiederum die 
Production vonBedtirfnissgegenständen der Arbeiter beleben 
inüsste. Es wäre dieser Fall keineswegs gleich dem Falle 
einer Entwerthung der Edelmetalle, da deren Werth ein 
internationaler ist und nur durch Vermehrung der Edel- 
metallmenge überhaupt sinken kann. Es würde also durch 
die im vorliegenden Falle nach England stattgehabte Geld- 
einfuhr der Werth der englischen Waaren nicht gestiegen 
sein, da der vergrösserten Geldmenge in England sehr 
bald eine entsprechend grössere Waarenmenge gegenüber- 
stehen würde. Es würde also auch der Preis des eng- 
lischen Tuches in Deutschland nur um den Betrag des 
Zolles steigen können. Ebenso zweifelhaft ist das Billiger- 
werden des deutschen Leinens, überhaupt das Billigerwerden 
der deutscheu Waaren. Allerdings würde, wenn die Nach- 
frage nach englischem Tuch in Deutschland dieselbe bliebe, 
zunächst eine kleinere Menge Geld einer grösseren Waaren- 
menge gegenüberstehen. Vorübergehend würden dadurch 
vielleicht die Waarenpreise sinken, unmöglich aber könnte 
das Angebot an Waaren trotzdem dauernd das gleiche 
bleiben. Die Production würde entmuthigt, das Angebot 
an Waaren vermindert werden, so lange bis Angebot und 
Nachfrage wieder gleich sind und die Preise des deutschen 
Leinens ihren alten Stand erreicht haben. Die Steuer kann 
niemals nur in Geld, sie kann immer nur durch Verzicht 
auf einen Genuss bezahlt werden oder durch stärkere 
Anspannung der wirth schaftlichen Kräfte. Es lässt sich 
unmöglich annehmen, dass die deutschen Consumenten das 
vertheuerte englische Tuch in gleicher Menge wie früher 
cönsumiren und gleichzeitig in der Lage sein sollen, auch 
die in Deutschland selbst producirten Bedürfnissgegenstände 
ganz in derselben Quantität weiter zu geniessen. Der Werth 
des Geldes ist, wie gesagt, ein internationaler. Würde 
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man zu irgend einem Zeitpunkt in Deatschland Waaren 
für weniger Geld erhalten können, als in anderen L&ndern, 
80 müBBte die Ausfuhr von Waaren aus Deutschland 
sofort sich heben. Mill stellt England und Deutschland 
im angezogenen Beispiele einander wie zwei isolirte Staaten 
gegenüber. Bei consequenter Durchführung dieses Ge- 
dankens ist ein dauernder oder auch nur längere Zeit 
währender Abfluss von Girculationsmitteln aus einem Lande 
in das andere nur dann möglich, wenn das eine Land bei 
stets fortschreitender Yolkswirthschaft einer dauernd 
wachsenden Menge von Girculationsmitteln bedarf, das 
andere Land aber entweder in sinkendem Zustande sich 
befindet oder im alleinigen Besitz von Bergwerken ist und 
so die ausgeführte Edelmetallmenge für dasselbe nicht 
gleichbedeutend ist mit einem Verlust an Circulations* 
nütteln« sondern lediglich mit der Ausfuhr einer beliebigen 
anderen Waare. Im letzteren Falle wäre es also für die 
Waarenpreise in Deutschland gleichgültig, ob ein Theil des 
importirten englischen Tuches mit Geld oder ob der ganze 
Import mit Leinen bezahlt würde. In beiden Fällen aber 
kann der vermehrte Abfluss von Girculationsmitteln resp. 
Edelmetallen weder eine Erhöhung der englischen noch 
ein Sinken der deutschen Waarenpreise zur Folge haben. 
Der zweite von Mill statuirte Fall, dass, wenn in Folge 
des auf Tuch gelegten Ausfuhrzolls sich die Tuchausfuhr 
verringert und der Geldwerth des ausgeführten Tuches 
gleich ist dem des eingeführten Leinens, Deutschland die 
Steuer bezahlt und es dabei sein Bewenden hat, ist allere 
dings richtig, aber nur, wenn der Staat die Consumtion 
des in Deutschland nicht absetzbaren Tuches übernimmt. 
In diesem Falle würde nämlich die Gesammtproduction 
in England trotz des dorthin aus Deutschland fliessenden 
Zolles sich nicht vergrössern, da der englischen Regierung 

6* 
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aus Deutschland nur soviel an Zoll zufliessen würde, als 
die Differenz des jetzt und früher den englischen Tuch- 
fabrikanten zufliessenden Geldbetrages ausmacht. Die 
englischen Tuchfabrikanten aber würden unter allen Um- 
ständen verlieren^ es sei denn, dass der Betrag des Zolles 
auf Ankauf von Tuch verwendet würde. Sie würden 
zunächst dadurch verlieren, dass das einmal vorhandene 
Tuch, vorübergehend allerdings, zu einem geringeren Preise 
verkauft werden müsste, weil die Nachfrage darnach 
gesunken ist. Selbst wenn aber die Tuchproduction ein- 
geschränkt und der Preis desselben seine alte Höhe wieder 
erreicht hat, träfe die englischen Tuchfabrikanten ein Verlust, 
da die Einschränkung der Production für den Geschäftsmann 
immer gleichdeutend ist mit einem Verlust. Dieser Ver- 
lust würde erst dann gehoben sein, wenn ein Theil der 
Tuchfabrikanten sein Gewerbe aufgäbe und zur Herstellung 
derjenigen Gegenstände überginge, auf welche die neuge- 
schaffene Nachfrage der Regierung gerichtet ist. In diesem 
Falle also erleiden die englichen Producenten durch die 
Besteuerung der Ausfuhr unbedingt einen Verlust. Der 
dritte bei Besteuerung der Ausfuhr von Mill statuirte 
Fall, dass nämlich der Ausfuhrzoll eine solche Abnahme 
in der Nachfrage verursacht, dass Deutschland einen 
kleineren Geldwerth an Tuch bezieht, als früher, ist über- 
haupt schwer denkbar, da nach Mill 's Annahme die 
Steuer nicht allzu hoch sein kann, wenigstens nicht so 
hoch, um Deutschland zur Tuchfabrikation anzuspornen. 
Wenn es aber doch der Fall wäre, so würden doch un- 
fehlbar zunächst die englischen Tuchfabrikanten leiden, 
selbst wenn der ganze Betrag des Zolles auf Ankauf voa 
Tuch verwandt werden würde, da immer ein Rest von 
unverkäuflichem Tuche übrig bliebe, der Preis des Tuches 
daher unbedingt sinken müsste. Da nun wegen der ge- 
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ringeren Oonsumtion englischer Waaren auch die Production 
derselben abnehmen mOsste, die früher auf englische Waaren 
gerichtete Nachfrage aber sich nun in Deutschland in eine 
vermehrte Nachfrage nach deutschen Waaren verwandeln 
würde, so müsste sich die Production deutscher Waaren ver- 
mehren, und eine Vertheuerung deutscher Waaren auf die 
Dauer w^Orde nicht eintreten. Der Fall eines durch vermin- 
derte Nachfrage nach englischem Tuch bewirkten Ueher- 
schusses von Zahlungsmitteln in Deutschland ist analog dem 
andern, dem Falle nämlich^ dass, wenn Tuch in Deutschland 
selbst fabricirt wird, der Fabrication desselben aber sich mit 
der Zeit Schwierigkeiten entgegen stellen, der Preis des Tuches 
so hoch steigt und die Nachfrage darnach in solchem Grade ab- 
nimmt, dass, wie Mill voraussetzt, jetzt ein kleinerer Geld- 
betrag für Ankauf von Tuch verwandt wird, wie früher. Wür- 
den nun hier auch die Preise der übrigen Waaren steigen, weil 
einer kleineren Menge von Waaren dieselbe Monge von Zah- 
lungsmitteln gegenübersteht? Steigen würden die Waaren- 
preise allerdings, aber im Grunde nicht, weil mehr Zahlungs- 
mittel vorhanden sind, da der Preis der Edelmetalle ein inter- 
nationaler ist, sondern, weil der jetzt nicht mehr auf Tuch 
gerichtete Theil der Nachfrage sich in eine vermehrte 
Nachfrage nach anderen Waaren verwandeln würde, 
welcher ein gleich grosses Angebot zunächst nicht gegen- 
über stände. In Folge dessen würde die Production der 
anderen Waaren sich heben, so lange bis das Angebot 
der vermehrten Nachfrage entspricht. Dann aber würden 
auch die Preise ihren alten Stand erreicht haben. Ein 
Unterschied besteht aber doch zwischen den Folgen einer 
Vertheuerung inländischer Wanren durch der Production 
derselben sich entgegenstellende Hindernisse und der 
Vertheuerung ausländischer Waaren durch einen daran 
haftenden Ausfuhrzoll. Sinkt die Nachfrage nach dem 
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durch vermehrte Productionsschwierigkeiten vertheuerten 
inländischen Product so weit, dass ein geringerer Theil der 
nationalen Zahlungsmittel auf seinen Ankauf verwandt wird, 
so sinkt die Production des betreffenden Artikels, es wird also 
ein geringerer Theil nationaler Arbeit und nationalen Capitals 
in der betreffenden Production zur Verwendung kommen. 
Die ganze so frei werdende Quote des nationalen Capitals 
und der nationalen Arbeit wird für Herstellung anderer 
Producte frei werden, und der Erweiterung der übrigen 
nationalen Productionszweige steht kein Hinderniss ent- 
gegen. Anders vorhält es sich«, wenn ein ausländisches 
Product durch daran haftenden Ausfuhrzoll in dem Masse 
vertheuert wird, dass ein geringerer Theil der nationalen 
Zahlungsmittel auf seinen Ankauf verwandt wird. Hier 
entsteht allerdings zunächst nur ein üeberschuss an 
Zahlungsmitteln. Der Theil von ausländischer Arbeit 
uud ausländischem Capital, welcher bisher für die inlän- 
dische Consumtion thätig war, steht ihr künftig aber nicht 
mehr zur Verfügung. Allerdings wird auch hier Arbeit 
und Capital für die nationale Production frei werden, die 
Arbeit und das Capital nämlich, welches bei der Impor- 
tation des jetzt nicht mehr verlangten Theils des auslän- 
dischen Products thätig war. Jedenfalls wird aber eine 
geringere Menge von Arbeit und Capital im Ganzen für Her- 
stellung von Producten der nationalen Consumtion thätig 
sein, wie bisher, und sich ein Üeberschuss von nationalen 
Zahlungsmitteln ergeben. Wird nun in der That eine 
dauernde Vertheuerung der nationalen Producte eintreten? 
Wir wollen diese Frage an der Hand des Mi 11 'sehen 
Beispiels zu beantworten suchen, und zwar zunächst für 
den Fall, dass ausser Deutschland und England noch 
andere Staaten in Betracht kommen, und dann für den 
Fall, dass England und Deutschland als zwei gänzlich 
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isolirte und lediglich auf einander angewiesene Staaten an- 
gesehen werden. Es ist hier in b.eiden Fällen, wie gesagt, 
sehr schwer anzunehmen, dass die Consumenten einen 
Theil ihres VerfOgungsrechts über ausländische Waare 
aufgeben würden, nur um für die inländische einen höheren 
Preis KU zahlen, ohne deshalb mehr inländische Waare zu 
consumiren^ wie früher. Aber angenommen, es sei dennoch 
der Fall, es würde also die Nachfrage nach inländischer 
Waare gesteigert werden, ohne dass das Angebot inlän- 
discher Waare zunächst der vergrösserten Nachfrage ent- 
sprechen könnte. Der Preis sämmtlicher Waaren müsste 
dann allerdings steigen. Aber würde dann nicht im 
ersten Fall, wo ausser Deutschland und England die 
Existenz nach anderer Staaten angenommen wurde, mit 
Noth wendigkeit ein Zuströmen fremder Waaren erfolgen? 
Denn der Werth der Edelmetalle ist ein internationaler, 
er kann, abgesehen von den Transportkosten, in einem Lande 
nicht dauernd höher oder niedriger sein, als in allen andern. 
Er könnte in einem Lande nur dann dauernd höher sein, 
wenn alle anderen Bergwerke und Minen besitzen, und 
nur dieses eine nicht, und wenn gleichzeitig alle anderen 
den Export der Edelmetalle besteuern. Dauernd niedriger 
könnte, immer abgesehen von den Transportkosten, der 
Preis der Edelmetalle in einem Lande nur dann sein, 
wenn dieses eine die Bergwerke und Minen besässe und 
den Export ihrer Erzeugnisse besteuerte. Indessen muss 
von diesen beiden extremen Fällen, um die Untersuchung 
nicht ins Unendliche auszudehnen, abgesehen werden. Es 
würde also ein Zuströmen fremder Waaren erfolgön, die 
deutschen Waaren würden ihren früheren Preisstand wieder 
erreichen und die Consumtion in Deutschland würde ledig- 
lich eine veränderte Richtung angenommen haben. England 
würde allerdings leiden, aber nicht die englischen Consumenten 
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des deutschen Leinens würden die Steuer tragen, sondern 
zunächst die englischen Tuchfabrikanten, weil sie, bis das 
Angebot an Tuch sich mit der verminderten Nachfrage in 
Gleichgewicht gesetzt hat, ihr Tuch zu einem geringeren 
Preise verkaufen müssten. Allmählich aber wird die Pro- 
duction zurückgehen, die Nachfrage nach Capital und 
Arbeitskräften im Lande wird sinken, namentlich wird 
längere Zeit die Arbeiterbevölkerung leiden, bis endlich 
alle Gegensätze sich ausgeglichen haben, nur dass jetzt 
wahrscheinlich eine geringere Volkszahl und weniger 
Capital vorhanden sein wird, wie vor der Steuer. Be- 
trachten wir jetzt den zweiten Fall. England und Deutsch- 
land seien zwei gänzlich isolirte Staaten, die lediglich auf 
einander angewiesen sind. England belege nun seine 
sämmtlichen Ausfuhrartikel (denn Tuch und Leinen sind 
ja von Mi 11 nur für Aus- und Einfuhr im Allgemeinen 
gebraucht) mit einem Zoll, welcher so hoch ist, dass die 
deutschen Consumenten jetzt weniger Geld für Ankauf 
englischer Producte verwenden als früher. Es entsteht 
also ein Ueberschuss von Zahlungsmitteln in Deutschland, 
ohne eine entsprechende Erhöhung des Angebots au 
deutschen Waaren; der Preis sämmtlicher deutscher 
Waaren muss steigen, da ein Zufluss ausländischer 
Waaren nur aus England erfolgen könnte, hier aber 
sämmtliche Waaren durch den Ausfuhrzoll vertheuert 
sind. Wird aber diese Vertheuerung deutscher Waaren 
dauernd sein? Bei Beantwortung dieser Frage können 
offenbar drei Voraussetzungen gemacht werden, nämlich, 

1) dass die Bergwerke und Minen sich in England 
befinden, 

2) dass beide Länder das für den Bedarf an Circu- 
lationsmitteln nöthige Edelmetall selbst produciren. 
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stattfindet. 
Indessen fallen die beiden ersten Yoraussetsungen 
hier fort^ da, wenn die Bergwerke sich in England be- 
finden^ die englische Ausfuhr aber zurückgegangen ist, 
ausserdem an dem englischen Gelde ein Zoll haften würde, 
der Preis des Goldes in Deutschland nicht sinken oder, 
was dasselbe ist, der Preis der deutschen Waaren nicht 
steigen könnte. Der Fall widerspräche also der Voraus- 
setzung einer stark abnehmenden Ausfuhr aus England 
nach Deutschland. Die zweite Voraussetzung a{>er ist 
analog der dritten, da, wenn die englischen Waaren, also 
auch Qold, mit einem Ausfuhrzoll belegt sind, englisches 
Gold in Deutschland aber nicht mehr gelten kann wie 
deutsches Gold, das erstere nicht als Zahlung gegen 
deutsche Waaren gegeben werden kann. Es bleibt also 
nur der Fall unter der Voraussetzung zu untersuchen, 
dass die Bergwerke und Minen sich in Deutschland be- 
finden. Wird nun die Ausfuhr von Deutschland nach 
England in gleichem Masse fortgesetzt, die Ausfuhr aber 
von England nach Deutschland vermindert, so wird von 
dem als Waare aus Deutschland nach England fliessenden 
Golde ein grösserer Theil als bisher als Zahlungsmittel 
wieder nach Deutschland zurttckfliessen. Der Werth des 
Goldes in Deutschland wird sinken oder, was dasselbe ist, 
die Waarenpreise in Deutschland werden steigen. Werden 
aber auf die Dauer die letzteren sich auf dieser Höhe 
erhalten? Gewiss nicht. Denn die Entwerthung der 
Zahlungsmittel wird zurückwirken auf den Preis der Edel- 
metalle. Der Preis der Edelmetalle aber wird so weit 
gesunken sein, dass das auf ihre Gewinnung verwandte 
Capital nicht mehr den landesüblichen Gewinn abwirft. 
Die metallärmsten Gruben werden verlassen oder die 
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kostspieligste Gewinnungsart wird aufgegeben werden, 
und die so freiwerdenden Capital- und Arbeitskräfte wer- 
den sich denjenigen Productionszweigen zuwenden, auf 
welche die neugeschaffene inländische Nachfrage gerichtet 
ist. Leiden wird aber nur England. Zunächst werden 
die englischen Producenten einen Thell des Zolles tragen, 
im späteren Verlauf aber wird die ganze englische Volks- 
wirthschaft einen Schritt zurückgehen. Es ist also felsch, 
dass in solchem Falle die englischen Producenten durch 
den Ausfuhrzoll nicht leiden, und es ist falsch, dass die 
englischen Consumenten dauernd die Einfuhrartikel theurer 
zu bezahlen haben werden 

Ebenso wenig können wir zugeben, dass durch einen 
Einfuhrzoll die ausländischen Consumenten deshalb leiden 
werden, weil sie die in ihre Heimath eingeführten Con- 
sumtionsartikel theurer zu bezahlen haben würden. Der 
Beweis dafür ergiebt sich aus dem Vorstehenden von 
selbst, und bedarf daher keiner weiteren Ausführung. 

Das sind die wesentlichsten Punkte, in welchen sich 
die MiH'sche üeberwälzungstheorie von der Ricardo's 
unterscheidet. Der letztberührte Punkt musste theilweise 
als ein Fehler im Calcul bezeichnet werden. Die von 
M i 1 1 behauptete Wirkung der Steuern auf frühere Her- 
beiführung des stationären Zustandes ist aber lediglich eine 
Consequenz aus den Lehren seines Meisters Bicardo und 
hervorgerufen durch die rein privatwirthschaftliche An- 
schauung, den Arbeitslohn sowohl wie die Steuer als 
einen Theil der Productiouskosten anzusehen. Auf unbe- 
deutende einzelne Abweichungen der MilTschen üeber- 
wälzungstheorie von der Ricardo's einzugehen, würde 
uns hier zu weit führen. Das Gesammtresultat ist das- 
selbe wie bei Ricardo, der vorzugsweise Träger der 
Steuer der Gewinn. 
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Betrachten wir nun die T h f) n e n 'sehe Lehre von y. Thünen. 
den Wirkungen der Steuern, so finden wir den Gedanken, 
dass jede Steuer an sich ein Uebel sei, noch schärfer aus- 
geführt als bei Mill. Thünen spricht bereits von 
„Verwüstungen", welche jede Steuer, wenigstens jede neue 
Steuer, in der Volks wirthschaft anrichten soll. Thünen's 
ganze Steuerlehre behandelt eigentlich nur dicken Gedanken, 
und man kann nur erstaunt sein, wie ein solcher Geist 
auf solche Irrwege gerathen konnte. Die Thünen'sche 
Lehre besteht im Wesentlichen in Folgendem 0* 

Solche Abgaben, die mit der Grösse des Betriebes 
im Verhältniss stehen, also Consumtionssteuern, insofern 
sie die noth wendigsten Lebensbedürfnisse mit ergreifen, 
die Kopfsteuern, die Viehsteuern, die Gewerbesteuer, die 
Stempelsteuer u. A. belasten die Landgüter ohne Rück* 
sieht auf den Reinertrag des Bodens. Was zunächst die 
Wirkung solcher Steuern im isolirten Staat anlangt, so 
kann hier der Landbau nur bis 31,5 Meilen von der Stadt 
mit Vortheil betrieben werden, indessen ist die Landrente 
hier gleich Null, der Betrieb aber ist nur halb so gross, 
als der auf dem lO Meilen von der Stadt entfernten Gut. 
Da nun die Steuer nach der Grösse des Betriebes umge- 
legt ist, so wird das entfernte Gut, obwohl es keine Land- 
rente abwirft, die Hälfte der Steuer tragen müssen, mit 
welcher das näher von der Stadt belegene Gut, das eine 
Rente von 386 Thalern abwirft, belastet ist, zu tragen hat. 
Diese Steuer kann von dem Besitzer nur von seinem Ca- 
pital oder von den Zinsen desselben bestritten werden. 
Da aber hierdurch der Gewinn des Capitals unter den 



1) v. Thünen : Der isolirte Staat in Beziehung auf Landw. 
u. N. O. 3. Aufl. Berlin 1875. Die erste Auflage des ersten Theils 
erschien 1826, die erste Abtheilung des zweiten 1850, die zweite 
Abtheilung des zweiten 1863. 
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landesüblichen Satz sinken oder ganz verschwinden, oder 
aber das Capital selbst yernichtet würde, so müsste der 
Landbau soweit aufhören, als nicht durch die Landrente 
der Betrag der Steuer vollständig bezahlt werden könnte. 
Zwar würde in den verlassenen Gegenden immer noch 
Viehzucht getrieben werden können, dafür aber würden 
die entfernteren Theile des Kreises der Viehzucht ver- 
lassen werden. Die brodlos gewordene Bevölkerung und 
das der Verwendung entbehrende Capital strömen in die 
Stadt, können aber auch hier weder Arbeit und Subsi- 
stenzmittel noch Verwendung finden und müssen daher 
auswandern oder untergeben. Dann kehrt Alles zu sei- 
nem vorigen Gleichgewicht zurück, aber der Staat hat 
an Ausdehnung und Bevölkerung verloren und einen Theil 
seines Capitals und seiner Landrente eingebüsst — Ist das 
Abgabensystem von der Bildung des Staats an dasselbe 
geblieben, so haben solche gewaltsame Erschütterungen 
nicht stattfinden können. Wird die bestehende Besteue- 
rung angehoben, so wird die Wirkung eine der Wirkung 
der plötzlichen Einführung der Steuer entgegengesetzte 
sein. ') 

Eine in der Sache gleiche und nur in der Form ver- 
schiedene Wirkung muss eine solche Auflage in der Wirk- 
lichkeit haben. Auch hier muss der am wenigsten ren- 
tirende Acker in Folge der Auflage verlassen werden, 
vorausgesetzt, dass die Preise der Producte nicht steigen. 
Nur ist hier diese Wirkung nicht so leicht erkennbar und 
äussert sich namentlich in dem von Jahr zu Jahr ab- 
nehmenden Ertrage der Abgabe. Die Wirkung wird in 
der Wirklichkeit um so fühlbarer sein, als hier die für 
den isolirten Staat angenommene Consequenz der Bewirth- 



1) Theil I, pag. 327—331. 
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schaftuog Dicht besteht. Es wird eine Zeitlang der schlechte 
Acker auf Kosten des guten bebaut werden, es wird also 
ein Theil der Landrente verloren gehen und Pächter und 
Eigenthümer werden verlieren, bis eine bessere Einsicht 
doch zum Yerlassen des schlechtesten Bodens fohrt. Der 
so wie so unausbleibliche Verlust an Capital und Rente 
wird bei diesem langsamen üebergang grösser sein als 
bei einem plötzlichen. Andererseits wird in der Wirk- 
lichkeit^ wo in der Begel allmähliges Fortschreiten des 
Wohlstandes der Bevölkerung stattfindet, die Abgabe nicht 
zerstörend, sondern nur hemmend wirken. ') 

Das sind bei Thünen die Wirkungen von Abgaben, 
die mit der Grösse des Betriebes im Verhältniss stehen. 
Far den isolirten Staat werden nun die von Thünen 
angenommenen Wirkungen der Steuern in der That, wenn 
auch nicht ganz in dem von Thünen behaupteten Um- 
fange eintreten. Alle diejenigen Abgaben, welche den 
landwirthschaftlichen Oewerbsgewinn im Verhältniss des 
Betriebes belasten, müssen die Wirkung haben, eine Preis- 
steigerung des Getreides und anderer Waaren herbeizu- 
führen, was im isolirten Staate nicht möglich ist, oder 
eine theilweise Aufgabe der landwirthschaftlichen Pro- 
duction zur Folge haben. So müsste eine Kopfsteuer und 
jede andere Steuer, durch welche die dem Arbeiter un* 
entbehrlichen Gegenstände vertheuert würden, unbedingt 
auf den Capitalgewinn zurückfallen, und zwar in einem 
ungleichen Verhältniss zur Grösse des Gewinns. Denn 
der Arbeitslohn (a-|-y) muss im isolirten Staat unter 
allen Umständen gleich sein l/apT. Die Unternehmer selbst 
können niemals auf den Gedanken konmien, den Arbeitern 
einen geringeren Lohn auszahlen zu wollen, da ihr Gewinn 



1) I, pag. 331—335. 
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sofort sinken wQrde, sobald der Lohn unter ]/ä^ sänke, 
weil die Unternehmer stets bedacht sein werden, das Ma- 
ximum des möglichen Gewinnes zu erzielen, dieses Maxi- 
mum aber nur bei einen Lohn von |/ap erreicht werden 
kann. In der Formel 1/ap bedeutet a den Nothbedarf, 
d. h. den Bedarf, welchen der Arbeiter im isolirten Staate 
zur Fristung seines Lebens und des Lebens seiner Familie 
unbedingt nöthig hat; p hingegen bedeutet das Product 
seiner Arbeit, und zwar nicht etwa den Beinertrag der- 
selben, sondern das rohe Product ohne Abzug der Pro- 
ductionskosten. Der Arbeiter kann im isolirten Staat 
also nicht die geringste Steuer tragen, weil sein Lohn 
sonst sofort unter ]/ap sinken w&rde. Die Lohnsteuer, 
d. h. die von dem Arbeiter zu zahlende Kopfsteuer, müsste 
also ganz von den Unternehmern getragen werden. Die 
letzteren würden aber durch eine solche Steuer in einem 
ungleichen Yerhältniss getroffen werden, da die Kopf- 
steuer im ganzen isolirten Staate dem Geldbetrage nach 
gleich wäre, der Lohn aber dem Geldbetrage nach im 
isolirten Staate je nach der verschiedenen Entfernung des 
Gutes von der Stadt sehr V^erschieden ist. Ebenso würde 
eine Steuer auf die nothwendigen Lebensbedürfnisse der 
Arbeiter die Unternehmer in ungleichem Yerhältniss treffen. 
Wir halten nun die Formel )/ap für falsch und glauben, 
dass ihrer Auffindung ein Fehler im rechnerischen Calcul 
zu Grunde liegt. ') Selbst wenn man aber hiervon absieht, 
so wird die Steuer auch im isolirten Staate nicht so zer- 
störend wirken, wie Thünen annimmt. Denn wenn auch 
der Arbeiter im isolirten Staate absolut unfähig ist, eine 
Steuer zu trägen, so kann man das Gleiche von den ün- 



1) Wir verweisen auf* unsere Schrift; Die Thünen 'sehe 
Lehre vom Bildungsgesetz des Zinsj^sses und vom naturgemässen 
Arbeitslohn. Leipzig 1875, namentlich p^g. 30 — 40. 
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ternehmern und Capitalisteo doch nicht behaupten. Eine 
Steuer^ welche diese Glasse im Yerhältniss ihres Beinein- 
kommens träfe, könnte nach den Voraussetzungen des iso- 
lirten Staates sehr wohl von derselben getragen werden. 
Gesetzt nun die Gewerbesteuer , die Stempelsteuer^ etc. 
träfe die Unternehmer ebenso wenig im Yerhältniss ihres 
Reineinkommens^ wie die Kopfsteuer und die Steuer auf 
nothwendige Bedürfnissgegenstände, so würde doch ein 
Theil aller dieser Steuern die Unternehmer in gleichem 
Yerhältniss zu ihrem Reineinkommen treffen. Angenom« 
men, die am günstigsten situirten Unternehmer^ z. B. 
die Besitzer und Pächter der in unmittelbarer Nähe 
der Stadt belegenen Güter, würden mit einem Procent 
ihres Einkommens durch die Steuer getroffen werden, 
so wäre doch dieser Satz von einem Procent des 
Reineinkommens ein solcher, mit welchem die Steuer 
jeden Unternehmer des ganzen isolirten Staates treffen 
würde. Es wäre daher wenigstens denkbar, dass 
der landesübliche Gewinnsatz in Folge dessen um ein 
Procent herunterginge. Diejenigen Unternehmer, welche 
in höherem Yerhältniss zu ihrem Reineinkommen getroffen 
würden, müssten bei der im isolirten Staate herrschenden 
Consequenz der Bewirthschaftung den Betrag der Mehr- 
belastung allerdings unter allen Umständen yon sich ab- 
zuwälzen suchen. Aber ein Procent ihres Reineinkommens 
würden sie vielleicht doch beizusteuern bereit sein. Mög-^ 
lieber Weise würde also der bebaute Boden nicht so weit 
verlassen werden, um den ganzen Betrag der Steuer^ 
sondern nur so weit, um einen Theil dieses Betrages 
auf die Grundrente fallen lassen zu können. Es würde also 
vielleicht die Wirkung der Steuer weniger zerstörend sein, 
als Thünen annimmt. Aber zerstörend würde die Steuer 
im isolirten Staate unter allen Umständen wirken. Doch 
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liegt unseres Erachtens der örund für diese Wirkung 
nicht in der Besteuerung sondern in den Voraussetzungen 
des isolirten Staates. Was wir bei Bekämpfung der Mi IT 
sehen Behauptung von der Hinwirkung der Besteuerung 
auf frühere Herbeiführung des stationären Zustandes an- 
führten, hat auf den isolirten Staat keine Anwendung. 
Denn der Zustand des isolirten Staates ist bereits stationär. 
Während nun in der Wirklichkeit die rationelle Verwen- 
dung der Steuern nicht nur den Eintritt des stationären 
Zustandes nicht verhindern, sondern sogar ein Land, das sich 
bereits im stationären Zustande befindet, wieder ent- 
wickelungsfähig machen könnte, ist solches im isolirten 
Staate undenkbar. Denn der isolirte Staat befindet sich 
nicht nur im stationären Zustande, sondern die weiteren 
Voraussetzungen desselben sind: vollständige Abge- 
schlossenheit von der übrigen Welt, gleichbleibende Technik 
und äusserste Consequenz der Bewirthschaftung. Schon 
die Erhebung einer neuen Steuer widerspricht hier noth- 
wendig den Voraussetzungen des isolirten Staates, da sich 
kein einziger Zweck denken lässt, für welchen eine neue 
Steuer verwandt werden könnte. Eine Ausgabe für mili- 
tärische Zwecke ist unmöglich; denn das Halten einer 
Militärmacht hat bei der vollständigen Abgeschlossenheit 
des isolirten Staates keinen Sinn. Die Vervollkommnung 
der Technik ist unmöglich. Die Erhöhung der Beamten- 
gehälter ist auch nicht denkbar, da weder die Preise im 
isolirten Staat noch die Bedürfnisse seiner Bürger einer 
Veränderung fähig sind. Erweiterte Ausgaben für Jugend- 
untericht, Hebung der öffentlichen Moral, ja sogar für 
Wissenschaft und Kunst sind gleichfalls nicht gut möglich 
und theils durch die Voraussetzung der unveränderten 
Technik, theils durch die der äussersten Consequenz 
in der Bewirthschaftung verboten. Denn wie wir bei 



Digitized by 



Googl( 



97 ^ 

Besprechung der MiU'schen Hypothese ausfohrten, 
kann die Hebung der Moral und die Pflege der 
Wissenschaft und Kunst nicht ohne Einfluss auf die 
wirthschaftliche Entwickelung des Volkes bleiben, also 
auf das, was Thünen Consequenz der Bewirthsohaftung 
nennt ; also muss genau genommen bei höchster Gonsequens 
der Bewirthsohaftung die denkbar weiseste Benutsung der 
wirthschaftlichen Kräfte, die vollendetste Mftssigung im 
Genuss und die treueste Pflichterfüllung jedes Einzelnen 
angenommen werden. Würde z. B. ein Theil der Arbeiter 
des isolirten Staates sich einem lasterhaften Lebenswandel 
hingeben und ihre Arbeit yernaohlässigen , so würden die 
vorhandenen Arbeitskräfte der Nachfrage nicht mehr 
genügen, der Lohn würde steigen, der von der äussersten 
Wirthschaftsconsequenz geforderte Lohn ]/ap also nicht 
mehr im isolirten Staate bestehen können. Yermehrte 
Ausgaben für Wissenschaft und Kunst sind eigentlich 
durch die Voraussetzungen der beharrenden Bevölkerung 
und der unveränderten Technik unmöglich gemacht, denn 
eine vermehrte Zahl, von Gelehrten und Künstlern ist 
nicht denkbar, ohne dass ein Theil der übrigen Staats- 
bürger seinen Beruf änderte, was nicht möglich ist, da 
im isolirten Staat jeder Bürger seinen bestimmten Platz 
hat, welchen er nicht verlassen darf, ohne die Harmonie 
des Ganzen * zu stören. Es ist also im isolirten Staat ein 
Portschritt der Kunst und Wissenschaft nur so denkbar, 
dass der Maler immer schönere Bilder malt, der Bildhauer 
seine Kunstwerke in immer grösserer Yollendung herstellt, 
was übrigens bei gleichbleibender Technik auch schwer 
anzunehmen ist, dass der Gelehrte zu immer tieferer 
Erkenntniss gelangt. Aber die Herstellung künstlerischer 
Schöpfungen, die Inangriffnahme wissenschaftlicher Unter- 
nehmungen mit grösseren Mitteln, als bisher für diese 

7 . 
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Zwecke geopfert wurde, ist im isolirten Staate nicht deok- 
bar, da Arbeit und Capital für solche Zwecke nicht zur 
YerfOgung stehen würden. Es ist also mit einem Wort 
keine Verwendung neuer Steuern im isolirten Staate denk- 
bar, daher auch keine Erhebung neuer Steuern. Würden 
sie doch erhoben , so würde ihre Wirkung allerdings zer- 
störend sein, wenn auch nicht so zerstörend, wie Thünen 
sie schildert. In der Wirklichkeit aber ist immer eine 
rationelle Steuerverwendung denkbar, und daher wirkt die 
Steuer als solche weder zerstörend noch hemmend auf 
die Entwickelung der Volkswirthschaft. Allerdings kann 
eine plötzliche Steuererhöhung z. B. zu Kriegszwecken so- 
wohl zerstörend als hemmend auf die Volkswirthschaft 
wirken, dann aber ist es nicht die Steuer sondern der 
Krieg, dem diese schlimme Wirkung zuzuschreiben ist. 
Demnach muss man also behaupten, vorausgesetzt dass 
der Krieg ein gerechter und nicht ein Eroberungskrieg 
gewesen ist, dass ohne die Steuer eine erfolgreiche Landes- 
vertheidigung nicht möglich und das Land feindlicher 
Invasion ausgesetzt gewesen wäre, dass also bei Nicht- 
erhebung der Steuer das Staatswesen und die Volkswirth- 
schaft in noch höherem Masse zerstörenden und hemmenden 
Einflüssen ausgesetzt gewesen wären. 

Während also im isolirten Staate jede neue Steuer 
zerstörend wirken muss, wird solches in der Wirklichkeit 
in der Regel auch dann nicht stattfinden^ wenn die Steuer 
so ungerecht veranlagt ist, wie Thünen im vorliegenden 
Fall angenommen hat. Denn geringe Ungleichheiten in 
der Steuerbelastung werden in der Wirklichkeit ertragen. 
Ein ünbebautliegenlassen von Grundstücken wird aus den 
bei Besprechung der Ricard o'schen Lehre angeführten 
Gründen nur sehr selten stattfinden. Allerdings aber kann 
jede ungleiche und ungerechte Steuer, wenn sie sehr hoch 
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und drückend ist^ den Gewerbfleiss lähmen und daher 
störend auf die Entwickelung der Volkswirthschaft ein- 
wirken. In der Wirklichkeit würde also eine den land- 
wirthschaftlichen Betrieb belastende Steuer zwei Wirkungen 
haben können. Entweder sie würde eine Erhöhung der 
Getreidepreise herbeiführen^ was aber sehr selten der Fall 
wäre, oder sie würde die Grundrenten der Güter in un- 
gleichem Verhältnisse treffen, was eine Gapitalwerthmin- 
derung der mehrbelasteten Güter zur Folge haben müsste. 
Dieser letzteren Wirkung würde aber ein anderer Factor 
entgegenwirken, nämlich die Vortheile, welche dem Staats- 
ganzen und den einzelnen Staatsbürgern aus der Ver- 
wendung der Steuern erwachsen. 

Bisher hatte Thünen eigentlich nur die Wirkungen 
einer ungleich vertheilten Abgabe besprochen. Indessen 
yerallgemeinert er die hier gewonnenen Sätze und kommt 
dadurch zu folgendem Gesammtresultat: „Die Wirkung, 
„welche eine Abgabe bei ihrer ersten Einführung äussert, 
„muss von der, welche sie in ihrem letzten Erfolg hervor- 
„bringt, genau geschieden werden, weil zwischen beiden 
„ein grosser unterschied stattfindet. 

„Die erste Einführung einer Abgabe bringt Verarmung 
„und Unglück unter das Volk, weil das um den Betrag 
„der Abgabe verminderte Gesammteinkommen 
„noch unter dieselbe Menschenzahl vertheilt 
„werden soll, und weil die überflüssig gewordenen, 
„nicht mehr zu ernährenden Menschen nicht freiwillig 
„auswandern, sondern erst durch einen für Alle verderb- 
„lichen Kampf um die Existenz gleichsam ausgeloset 
„werden müssen, indem diejenigen, die in diesem Kampf 
„unterliegen, zur Auswanderung gezwungen werden. 

„Ist aber durch Auswanderung oder durch Verminde- 
„rung der Ehen die Menschenzahl mit dem Völksein- 
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„kommen wieder ins Gleichgewicht getreten; so ist es 
„keineswegs nothwendig, dass irgend ein Mitglied der 
„activen Stände (den Grundbesitzer rechne ich nur in der 
„Eigenschaft als Administrator seines Gutes ^ aber nicht 
,4q der Beziehung als Empfänger der Landrente zu den 
„activen Ständen) schlechter zu leben braucht, d. h. für 
„seine Arbeit weniger Genussmittel erhalte, als vor der 
„EinfQhrung der Abgabe. Denn es hängt von dem Charakter 
„des Volks ab, bis zu welchem Grade es Entbehrungen 
„und Anstrengungen ertragen will, ehe es sich zur Aus- 
„wanderung oder zur Verminderung der Ehen entsehliesst/' 
„Die schon lange bestehenden Abgaben sind also fQr die 
„Individuen keineswegs ein Unglück; aber der Staat selbst 
„hat durch diese Abgaben der Vermehrung der Menschen 
„und des Nationalvermögens Schranken gesetzt — er hat 
„nicht die Macht, den Reichthum und die Bevölkerung 
„erlangt, die er ohne diese Abgaben erlangt haben würde". ') 

Deutlicher kann man es nicht aussprechen, dass 
jede Abgabe ein Uebel ist, mag die Abgabe auch 
noch so gerecht vertheilt, mögen ihre Erträgnisse noch so 
rationell verwendet werden. Die Antwort auf diese Aus- 
führungen kann nur die der Thünen'schen Behauptung 
entgegengesetzte sein, dass, wenn eine rationelle Steuerver- 
wendung vorausgesetzt wird, der Staat ohne die Steuer 
unter keinen Umständen die Macht, den Reichthum und 
die Bevölkerung erlangt haben würde, die er bei Bestehen 
dieser Abgaben erlangt hat. 

Ganz in derselben Weise wird von Thünen die 
Wirkung einer Auflage auf Gewerbe und Fabriken ge- 
schildert, wiewohl manche Bemerkungen, wie z. B. die 
über die Abhängigkeit der Wirkungen einer Steuer von 



1) pag. 340—341 a. a. 0. 
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dem in anderen Staaten bestehenden Steuersystem, durch- 
aus unangreifbar sind. Bei der Besprechung der Con- 
sumtions- und Kopfsteuern, die ja nach seinem System, so 
weit sie den gemeinen Arbeitslohn treffen, unter allen 
Umstanden auf den Unternehmer übergewalzt werden 
müssen, und daher bei ihrer Einführung im isolirten 
Staat die entfernteren Aecker unbebaut liegen bleiben, 
schildert Thünen in lebhaften Farben den Unterschied 
zwischen den Wirkungen einer längere Zeit bestehenden 
Abgabe und denjenigen, welche die Abgabe unmittelbar 
nach ihrer Einführung ausübt. Er kommt dabei zu dem 
Schluss, dass die Ungleichheit der Abgaben ein weit 
geringeres Uebel sei, als die häufige Veränderung derselben. 
Dieser Ausspruch lässt sich nur verstehen, wenn man 
sich stets gegenwärtig hält, dass nach Thünen jede 
Abgabe ein Uebel ist. Thünen kommt also, allerdings 
auf einem ganz anderen Wege, zu demselben Resultat, zu 
welchem eine andere Gruppe von Finanztheoretikern, wie 
wir sehen werden, dadurch gelangte, dass sie daran ver- 
zweifelte, überhaupt bestimmen zu können, auf wen eine 
Abgabe schliesslich fallen würde, und dass daher nach 
Ansicht dieser Theoretiker jede neue Abgabe Verkehrs- 
störungen im Gefolge haben musste. 

Schliesslich spricht sich Thünen auch gegen die 
Besteuerung der Landrente aus, da dieselbe schwierig zu 
ermitteln ist und die Erhebungskosten einer solchen Steuer, 
falls sie überhaupt durchführbar wäre und den Verände- 
rungen der Rente folgte, zu hoch sein würden, auch eine 
solche Steuer von Verbesserungen der Bodencultur, soweit 
aus den letzteren ein Theil der Rente fliesst, abhalten 
müsste. Das ist natürlich ganz richtig. Indessen kann 
die letztere Einwirkung der Steuer, nämlich auf Hemmung 
des Fortschritts der Bodencultur, nur für den Fall zuge- 
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geben werden, dass die Reinerträge sonstiger Capital Ver- 
wendungen keiner Besteuerung unterliegen^ und bildet 
daher lediglich ein Argument für den Satz, dass jede aus- 
schliessliche Besteuerung einer einzigen Einkommensart 
schädlich und daher zu yermeiden ist. 



Es ist nicht unsere Absicht, eine genaue Dogmen- 
geschichte der Lehre von der Steuerüberwälzung zu liefern. 
Wir wollen vielmehr lediglich die wichtigsten seit Ad. 
Smith über diese schwierige Frage aufgetretenen Anschau- 
ungen einer Kritik unterziehen. Wir haben daher absicht- 
lich mit Unterbrechung der chronologischen Ordnung nach 
Besprechung der Ricardo'schen Lehre die beiden Theo- 
retiker betrachtet, welche als die consequentesten Ver- 
treter der Ricardo'schen Ueberwälzungslehre angesehen 
werden müssen. Mag auch Thünen seine Grundrenten- 
theorie unabhängig von Ricardo aufgestellt haben, mag 
auch seine Lohntheorie von der Ricardo' s wesentlich ver- 
schieden sein, immer ist der Boden, auf dem er baut, 
derselbe, da auch aus seiner Lohntheorie sich für die 
Steuerüberwälzung genau dieselben Consequenzen ergeben, 
wie aus der Ricardo's. 

Bei Besprechung der Smith'schen und Ricard o'- 
schen Lehre trat uns als eine Eigenthümlichkeit beider 
Schriftsteller entgegen, dass beide die Wirkungen der 
Steuern genau verfolgen zu können meinten, dass also 
nach Ansicht beider der practische Pinanzmann, welchem 
die nöthigen theoretischen Kenntnisse zur Seite stehen, 
in der Lage sei, durch eine geschickte Wahl des Steuer- 
systems diejenige Steuerkraft wirklich zu treflfen, welche 
er zu treflfen beabsichtigt. Diese Sicherheit, welche Ad. 
Smith und Ricardo dem Calcul zuschrieben, macht abet 
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allmalich in den steuertheoretischen Schriften einer anderen 
Anschauung Platz. Nehen der Smith — Ricardo'echen 
Richtung ging seit Ganard eine andere her, deren conse- 
quenteste Vertreter gänzlich daran verzweifeln zu müssen 
glaubten, die Wirkung einer Steuer und deren schliess- 
lichen Träger bestimmen zu können. Diese letztere Rich- 
tung wollen wir im Gegensatze zur positiven Smith 's 
und Ricard o's die negative nennen. Ausser diesen beiden 
Extremen giebt es noch eine Gruppe von Pinanztheorikern, 
die zwar auch der Ansicht ist, dass die schliessliche Ver- 
theilung der Steuerlast durch den Verkehr erfolge, doch 
aber den Grundsatz aufstellt, dass die Herstellung der 
Gleichmässigkeit in der Besteuerung, soweit sie nach 
menschlichen Kräften getrieben werden könne, das Streben 
der Steuergesetzgebung bilden müsse. Wir wollen nun 
zunächst einige ältere deutsche Finanztheoretiker be- 
trachten, die sich im wesentlichen auf Ad. Smith stützen, 
zum Theil aber auch originelle Ideen entwickelt haben. 
Sie gehören theils'der positiven Richtung an, theils nehmen 
sie eine vermittelnde Stellung ein. 
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Die Steaerüberwälzung bei den älteren 
deutschen Theoretikern. 

Charakteristisch ist bei den älteren deutschen Ver- 
tretern des Industriesystems ein Hin- und Herschwanken 
zwischen Ad. Smith' sehen und Ricardo'schen An- 
schauungen, woraus sich denn auch für die Steuerlehre 
und für die Ueberwälzungstheorie Widersprüche aller Art 
ergeben. Sehr auffallend treten diese Widersprüche bei 
V. Jacob. V. Jacob hervor, namentlich in seiner Schilderung der 
Wirkungen der Grundsteuer. Ganz der Ricardo' sehen 
Grundrententheorie gemäss behauptet Jacob, dass durch 
eine bloss nach der Morgenzahl der Aecker umgelegte 
Grundsteuer den Consumenten mehr entzogen werde, als 
die Steuer dem Staat einbringe, indem durch sie die Grund- 
rente des besseren Bodens erhöht werde. Trotzdem er- 
klärt Jacob mit Smith den Zehnten für eine sehr un- 
gleiche Abgabe, da durch denselben der Ertrag von un- 
fruchtbarem Boden in gleicher Weise besteuert würde, 
wie der von fruchtbarem. Sobald aber Boden in Anbau 
genommen wird, welcher unter den bisherigen Verhältnissen 
einen Zehnten nicht entrichten konnte, so wird der Preis 



1) y. Jacob: Staatsfinanzwissenschafb. Halle 1821. 
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des Getreides durch den darauf lastenden Zehnten ge- 
steigert Aber auch dann ist der Zehnte eine höchst 
ungleiche Abgabe, da er nach Jacob die Grundrente der 
Besitzer des besseren Bodens erhöht und den Taschen der 
Consumenten mehr entzieht, als er dem Staate einbringt. ') 
Diese sonderbare Anschauungsweise Jacobs erklärt sich 
dadurch, dass er annimmt^ es gäbe eine bestimmte Art 
Boden, die einen Zehnten vertragen könne, und eine an- 
dere Art, die es nicht könne. Zunächst also wird der 
Zehnte nach ihm vom Grundeigenthümer bezahlt und der 
Boden, der keinen Zehnten yertragen kann, bleibt unbe- 
baut. Erst wenn der Ertrag des besseren Bodens nicht 
ausreicht, erfolgt ein Steigen der Getreidepreise. Natür- 
lich steigt dann aber auch der Preis des auf dem besseren 
Boden gebauten Getreides. Von diesem Augenblick an 
erst ^trägt der Gonsument zur Steuer bei und zwar na- 
türlich bedeutend mehr, als der .Staat durch die Besteue- 
rung des Ertrages vom schlechteren Boden gewinnt. 
Daher sagt Jacob auch: „Um zu bewirken, dass der, 
welcher den Zehnten einnimmt, etwa 10,000 Thaler mehr 
empfängt, werden die Consumenten vielleicht Millionen 
mehr bezahlen müssen." Es liegt auf der Hand, dass 
diese Anschauungsweise sich weder mit der Ricardo - 
sehen noch mit der Smith 'sehen Grundrentenlehre ver- 
trägt. Denn nach Smith fällt jede Grundsteuer auf die 
Rente, nach Ricardo aber ist jede Grundsteuer abwälz- 
bar, wird jeder Zehnte von den Consumenten getragen, 
kann das ünbebautliegenlassen des schlechtesten Bodens 
die Consumenten nicht entlasten^ sobald nur die Steuer 
von dem auf jedem bebauten Boden gewachsenen Getreide 
erhoben wird, da es nach Ricardo hierbei nur auf die 
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relative nicht auf die absolute Fruchtbarkeit des Bodens 
ankommt. So lange noch nicht aller Boden bebaut ist, 
wird der zuletzt bebaute Boden der schlechteste sein und 
nur Capitalgewinn, keine Rente abwerfen, mag er an sich 
noch so gut sein. Ebenso unklar ist Jacob' s Ansicht 
von den Wirkungen der Grundrentensteuer. Er meint 
allerdings zunächst^ dass eine Besteuerung der G-rund- 
renten^ sowohl der natürlichen als der künstlichen^ (mit 
letzterem Ausdruck bezeichnet er diejenige Rente, die nur 
durch menschliche Thätigkeit, also durch Capital und 
Arbeit gewonnen werden kann) auf die Grundbesitzer falle. 
Indessen fügt er hinzu, dass, wenn die Grundsteuer die 
Rente ganz absorbirt habe, sich die Consumenten werden 
entschliessen müssen, im Preise des Getreides etwas als 
Rente zu bezahlen, so dass. also nach Jacob auch eine 
Grundrentensteuer unter Umständen abwälzbar ist. Für 
diese Behauptung liegt weder in der Smith 'sehen noch 
in der Ricardo'schen Grundrentontheorie eine Begrün- 
dung, und ist eine solche auch von Jacob nicht geliefert 
worden, da der Bezug einer Rente, also eines Extraein- 
kommens, unmöglich als die Bedingung der Bodenbebauung 
angesehn werden kann. Auch Jacob's Ansichten von 
den Wirkungen einer Besteuerung des landwirthschaft- 
lichen Gapitalgewinns sind zum Theil schief. Zwar kann 
man ihm vollständig zugeben, dass der aus dem im Boden 
fixirten Capital fliessende Theil der Grundrente nur dann 
besteuert werden dürfe, wenn gleichzeitig alle Gapital- 
renten und ünternehmergewinne einer gleichen Besteue- 
rung unterliegen, und dass, wenn dieses nicht geschieht, 
diese Art der Besteuerung der Vervollkommnung der Land- 
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wirthschaft entgegenwirke. ') Wenn Jacob weiter meint, 
dass hierdurch der Preis der ländlichen Produote steige 
und die Gousumenten schliesslich die Steuer zahlen, so 
entspricht das wenigstens der Anschauung Ricardo's' 
Wenn aber Jacob-) meint, dass, auch wenn die Preise 
gestiegen sind, das Land dennoch fortgesetzt kärglich mit 
Ackerproducten versehen werden würde, damit die hohen 
Preise bleiben, welche zur Bezahlung der hohen Abgaben 
nothwendig sind, so beweist er dadurch nur, dass ihm 
das eigentliche Wesen der Ricardo' sehen Grundrenten- 
theorie sowohl, als die Lehre von der Oewinnausgleichung 
nicht vollständig zum Verständniss gekommen sind. Denn 
sind erst die Preise gestiegen, so fällt ja nach dem Ri- 
card o 'sehen Princip jeder Grund fort, welcher verhindern 
könnte, dass zur Bebauung schlechteren Bodens oder zu 
kostspieligerer Bebauungsart vorgeschritten werden würde. 
Die Störung des landwirthschaftlichen Betriebes würde 
lediglich darin bestehen, dass der Landbau vorübergehend 
auf extensivere Betriebsformen zurückgeworfen werden 
könnte, dass dadurch die Bevölkerung (vorausgesetzt na- 
türlich, dass die Getreideeinfuhr nicht freigegeben sei) in 
ihrem Wachsthum gehemmt werden, nicht aber darin, dass 
auch bei gestiegenen Getreidepreisen die Bebauung eine spär- 
liche bleiben müsste. 

Seite 549 sagt Jacob: „Der Fleiss, die Kenntnisse, 
„die Geschicklichkeit und Kräfte, welche angewandt werden, 
„um sich durch deren Anwendung ein reines Einkommen 
„zu verschaflFen, heisst Industrie-, Erwerbs- oder 
„Kunstarbeit, und das reine Einkommen, welches die Er- 
',werbskunst sich verschafft, Industrierente, Erwerbsrente, 
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„Arbeitsrente/' Jacob identificirt also den Begriff der 
Rente und den des reinen Einkommens, was sich freilich 
dadurch erklärt, dass nach ihm das reine Einkommen 
dasjenige ist, welches dem Empfänger des Einkommens 
nach Bezahlung der Kosten, welche die Instandhaltung 
seines Stammcapitals erfordert, übrig bleibt Da nun 
unter Stammcapital von ihm auch der Besitz persönlicher 
Eigenschaften und Arbeitskräfte verstanden wird, so fällt 
sein Begriff des reinen Einkommens so ziemlich mit dem- 
jenigen des Rose her 'sehen freien Einkommens zusammen. 
Man mag es daher Jacob zugeben, dass die Besteuerung 
der Industrierente nicht abwälzbar sei, unter der Voraus- 
setzung, dass jedes reine Einkommen nach gleichen Prin- 
cipien besteuert wird. Wenn aber Jacob ') meint, dass 
die Besteuerung des Reineinkommens schliesslich durch 
Erhöhung des Preises der Producte abgewälzt wird, sobald 
die Abgabe die ganze Rente oder mehr als die Rente 
verzehrt, so ist diese Vorstellung doch ziemlich confus. 
Denn wenn man annimmt, dass ein beliebig grosser Theil 
der Rente besteuert werden könnte, ohne eine Erhöhung 
der Productenproise herbeizuführen, so ist nicht einzusehen, 
warum die Absorbirung der ganzen Rente eine solche 
Folge haben sollte, sobald nur nicht mehr als die Rente 
durch die Abgabe hinweggenommen würde. Denn bei 
Besprechung der Wirkungen der Consumtionssteuern fasst 
Jacob beide Möglichkeiten ins Auge, sowohl die, dass 
Jedermann im Staate ein reines Einkommen bezieht, als 
die andere, dass es Personen giebt, welche kein reines 
Einkommen beziehn. Darum ist es vollständig unerklär- 
lich, warum eine Absorbirung der Rente durch die Steuer 
eine Erhöhung der Preise herbeiführen soll. Recht gut 
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sind übrigens die Jacob 'sehen Ausfobrungen, in welchen 
er sich mit Entschiedenheit dagegen erklärt, dass man 
die schliessliche Steuervertheilung dem Verkehr überlasse. 
Er giebt allerdings zu, dass oft die directen Steuern zu 
indirecten und die indirecten zu directen werden, ohne 
dass der Staat dieses beabsichtigt. Er meint aber, dass 
eben daher die Finanzwissenschaft die Steuern nach allen 
ihren Wirkungen zergliedern müsse, damit der Staatsmann 
genau beurtheilen lerne, ob er seine Absicht durch directe 
oder indirecte Besteuerung erreicht. Es sei daher eine 
schlechte Maxime der Finanzpolitik, die Gerechtigkeit und 
Billigkeit der Besteuerung einer stillen Yertheilung durch 
den Verkehr zu überlassen, vielmehr erfordern die echten 
Grundsätze derselben, die Steuern so zu berechnen und 
so umzulegen, dass sie denjenigen allein treffen, den sie 
nach der Absicht und nach der Erklärung des Finanz- 
gesetzes treffen sollen, und dass es in Niemandes Gewalt 
gegeben werde, die Steuer, welche ihm zugedacht oder 
aufgelegt ist, von sich auf andere zu wälzen.*) Freilich 
ist diese Forderung Jacob 's in dem von ihm gewünschten 
Masse unerfüllbar. 

Einige recht interessante und originelle Ideen sind 
in Betreff der TTeberwälzung von KrehP) aufgestellt KrehL 
worden, wiewohl dieselben nur noch historisches Interesse 
beanspruchen können. Krehl nennt die Ueberwälzungs- 
lehre einen Irrsatz, aber nicht deshalb, weil er die üeber- 
wälzbarkeit leugnet, sondern deshalb, weil in der Lehre von 
der Ueberwälzbarkeit der Steuern zwar die Anerkenntniss 
lag, dass die Allgemeinheit des Steuergesetzes noth wendig sei, 
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grade aber durch diese Lehre die Allgemeinheit der Be- 
steuerung unausgesprochen bliebJ) Bei seiner Unter- 
suchung darüber, was wohl als Massstab der Steuer anzu- 
sehen sei, entscheidet er sich weder für Vermögen und 
Einkommen als Steuermassstab, noch für die Höhe des 
des Staatsschuizes. Statt dessen sieht er das Mass der 
Benutzung der Staatsanstalten als den reinen Grund 
der Steuerpflicht und als Steuermassstab an. Er verwirft 
also die Besteuerung nach dem Grundsatz der Leistung 
und Gegenleistung oder, richtiger gesagt, er fasst diesen 
Satz in einem höheren Sinne. Bei genauer Prüfung wird 
man sich unseres Erachtens der Erwägung nicht yer- 
schliessen können, dass es ziemlich auf dasselbe heraus- 
kommt, ob man die Steuerpflicht aus der blossen Existenz 
des Staats ableitet, oder aus der Benutzung der Staats- 
anstalten, sobald es dem Staatsbürger nicht möglich ist, 
ohne Benutzung dieser Anstalten irgend eine wirthschaftliche 
Handlung vorzunehmen. Krehl's Ausdrucks weise mag 
ungeschickt sein, in der Sache nähert er sich durchaus 
den Anschauungen der modernen Finanztheorie. Als 
Staatsanstalten betrachtet Krehl ebenso diejenigen Ein- 
richtungen des Staates, welche überhaupt den Erwerb ron 
Vermögen und Einkommen und den Genuss von Gütern 
ermöglichen (Rechtsschutz), als auch diejenigen Massregeln, 
welche der Staat zur Förderung des Erwerbs ergreift» 
Sonderbarer Weise will aber Krehl nur den Genuss und 
Erwerb nicht auch den blossen Besitz besteuern, wiewohl 
nicht einzusehen ist, wieso das todte Capital nicht ebenso 
des Rechtschutzes bedarf, wie das werbende Vermögen. 
Als Grund hierfür führt er an, dass das todte Capital 
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keinen Ertrag abwirft. Wenn er aber als Grund der Be- 
steuerung der Consumtion angiebt, dass hier ein Erwerb 
vorausgegangen sei (pag. 35), so gilt doch dasselbe ohne 
Zweifel auch far das todte Capital. Alle diejenigen Steuern» 
welche überwälzbar sind, nennt Krehl universelle Steuern, 
und unterscheidet zwischen directen (Orundsteuer, Patent- 
steuer) und indirecten (Consumtionssteuern). Er ver- 
wirft beide, weil beide indirect seien, und entscheidet sich 
für allgemeine directe Besteuerung, wodurch jedem seine 
Steuerquote unmittelbar angelegt, aber auch jedem die 
SteuerOberwälzung in gleichem Grade erschwert werde' 
(8. 46). Der Grund für diese Entscheidung liegt in seiner 
Betrachtungsweise des Processes der Steueraberwalzung. 
Er meint nämlich, dass bei einer Aufwandsteuer der Gon- 
sument, bei einer directen universellen Steuer der Produ- 
cent prägravirt erscheine. Denn bei der Aufwandsteuer 
könne durch Verabredung derProducentendemConsumenten 
nicht nur der Betrag der Steuer, nicht nur ein Zins fflr 
die gemachte Steuerauslage, sondern auch der Betrag, 
welchen der Producent als Gonsument für eigene Waare 
zu zahlen hätte, aufgebürdet werden. Diese Wirkung 
hätte die indirecte universelle Steuer, weil der auf jeden 
Theil des verkäuflichen Products entfallende Betrag der 
Steuer genau berechnet werden kOnne. Bei der directen 
universellen Steuer verhält sich die Sache nach Krehl 
umgekehrt, weil hier dieser allgemeine Massstab fflr die 
Erhöhung des Preises der Producte fehlt, eine Verab- 
redung der Producenten mithin .unmöglich ist, wodurch 
es leicht geschehen kann, dass durch diese Steuer der 
Producent prägravirt wird (Seite 41—46). 

So schief diese Anschauungsweise ist, so wenig der 
lediglich auf eine mögliche Verabredung der Producenten 
sich stützende Beweis einer Widerlegung werth erscheint, 
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80 sehr es möglich ist, dass die Consumtionssteuer nur 
jBum Theil übergewälzt, zum Theil aber vom Steuerzahler 
getragen wird, so ist dooh bemerkenswerth , dass Krehl 
einen offenen Blick fQr das Verderbliche, das wenig 
Wünschenswerthe und das möglichst zu Vermeidende der 
mit der Steuerüberwälzung verbundenen wirthschaftlichen 
Verkehrsk&mpfe zu haben scheint. Im weiteren Theil 
seiner Arbeit behandelt Krehl die Frage der Steuer- 
amortisation. Er wendet sich speciell gegen Sartorius 
von Waltershausen, welcher in einer Abhandlung „über 
die gleiche Besteuerung in Hannover'' den Satz ausgeführt 
hatte, dass die Besteuerung der Grundstücke .d^^^ Capital- 
werth derselben mindere, dass die Besitzer dkr nach üm- 
legung der Steuer verkauften Güter nichts zur Steuer bei- 
tragen und dass daher die Aufhebung einer lange be- 
stehenden Grundsteuer als ein ungerechtfertigtes Geschenk 
zu betrachten sei. Abgesehen nun von der staatsrecht- 
licheü Seite der Frage, welche uns hier nicht interessirt, 
und über welche Krehl auch einigermassen wunderliche 
Ansichten hat ^), sind die steuertheoretischen Ausführungen 
KrehTs gegen die Behauptungen des Sartorius durchaus 
stichhaltig und entsprechen durchaus den Anschauungen, 
die sich bis jetzt in der Wissenschaft erhalten haben. 
Krehl giebt die durch Minderung des Capital werths er- 
folgende Stoueramortisation nur für den Fall zu, dass 
durch die Steuer ein Gründstück gegenüber dem andern 
prftgravirt wird, oder dass eine Mehrbelastung des Grund 
und Bodens gegenüber .der Belastung anderer Erwerbs- 
gelegenheiten stattfindet, führt aber weiter aus, dass von 
einer Oapitalwerthminderung der Grundstücke da nicht 
die Rede sein könne, wo alle Grundstücke und alle übrigen 
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Erwerbsgelegenheiten in gleichem Masse »ur Steuer heran- 
gezogen würden (Seite 96 — 108). Diesen Gbdanken sehen 
wir wie einen rotben Faden durch das Krehrscbe Buch 
sich hindurchziehen, an ihm'proft er die Gleichmässigkeit 
oder Ungleichmässigkeit der Belastung des Grund und 
Bodens^ der Ertragssteoern , der Immobiliensteuern etc. 
Im Ganzen muss anerkannt werden, daes Erehl die 
Yolkswirthschaftlichen Wirkungen der Steuern in mancher 
Beziehung richtig erkannt hat Aber wenn er sieh auch 
im Einzelnen vielfach irrte ^ so ist doch sein Resultat, 
nämlich die Forderung einer allgemeinen directen Be* 
Steuerung vorzugsweise aus seiner Ansicht von den sohäd«- 
lieben Wirkungen der wirthschaftlicben YerkebrskAmpfe 
entaprungen, und auch wir sind der Ansicht, dass .grade 
hieraus das beste Argument für die Aufstellung einer 
solchen Forderung abgeleitet werden muss, wiewohl auch 
durch Einführung allgemeiner directer Besteuerung den 
SteuerOberwftlznngskämpfen nicht dauernd, sondern nur 
nach einer Richtung hin ein Ende gemacht wird. 

Wir kommen jetzt zur Betrachtung zweier Finanz* 
theoretiker, die bereits eine vermittelnde Stellung zwischen 
der positiven und negativen Richtung in der üeberw&l- 
zungslehre einnehmen. Zuerst ist hier 

Lotz') zu nennen. Er räumt zwar den Wirkungen Lotz. 
des Verkehrs einen bedeutenden Einfluss auf die schliess- 
liehe Yerth eilung der Steuern ein, zieht aber daraus nicht 
den Schluss, dass die Yertheilung lediglich durch den 
Verkehr zu erfolgen habe, sondern meint nur, dass zwar 
die letzte Ausgleichung dem Verkehr zu überlassen sei, 
dass aber die Herstellung der Gleichmässigkeit, soweit 
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sie nach menschlichen Kräften getrieben werden könne, 
das Streben jedes gewissenhaften Finanzmannes bilden 
o^asse (Seite 160 u. 161). Das Eindringen in die In- 
dividualität jedes einzelnen Pflichtigen soll er vermeiden, 
vielmehr nach der classenweisen Ermittelung der Ein- 
kommen die Individualitäten sich selbst Oberlassen und 
von dem Gange des Verkehrs die Ausgleichung bestehen- 
der Ungleichheiten erwarten, um so mehr, als selbst die 
sorgfältigst berechnete^ Ausgleichung doch nichts weiter 
zn g^ben vermag, als nur momentane Gleichheit, die der 
Verkehr in jedem Augenblicke zu zerrütten droht, während 
andererseits durch die Wirkungen des Verkehrs sich 
eine möglichste Gleichheit des Abgabenwesens selbst da 
bildet, wo die höchste Ungleichheit zu herrschen scheint 
(S. 153- 155). 

Hiermit hat also Lotz der Steuerüberwälzung eine 
grosse Bedeutung für die Vertheilung der Steuerlast ein- 
geräumt Wie sich Lotz diese elassen weise Einsteuerung 
denkt, werden wir weiter unten sehen« Der Verkehr also 
soll nach Lotz die schliessliche Vertbeiluug der Steuern 
bewirken. Je mehr nun die Regierung in den Gang des 
Verkehrs einzugreifen sucht, desto mehr arbeitet sie der 
von ihr beabsichtigten gleichmässigen Vertheilung ent- 
gegen. Hiernach sollte man von Lotz den Vorschlag 
eines möglichst einfachen Steuersystems erwarten, etwa 
eine allgemeine dirccte Einkommenssteuer. Statt dessen 
sehen wir ihn nicht nur die einzige Steuer der Physio- 
kraten, sondern ebenso auch die Consumtions- und Ein- 
kommenssteuer mit Entschiedenheit verwerfen, wie er sich 
denn überhaupt gegen die meisten der bestehenden 
Steuern ausspricht. Er verwirft die Steuertheorie der 
physiokratischen Schule, wie überhaupt die Idee einer 
einzigen Steuer, Die einzige Grundsteuer würde nach 
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Lot& grade auf ein Eingreifen der Regierung in den Gkng 
des Yerkehrs hinauslaufen, indem die Omndbesitzer in 
Folge einer solchen Steuer you den üeberschfissen ihrer 
Betriebsamkeit grössere Quantitäten in Verkehr bu bringen 
gendthigt wftren^ als sie sonst gethan haben wQrden. 
Dazu kommt, dass naeh Lotz der allein abgabenpflichtige 
Grundbesitzer oft genOthigt sein wird, seine üeberschOsse 
zur Unzeit in Verkehr zu bringen und sie unter ihrem 
angemossenen Preise wegzugeben. Wenn es also auch, 
meint Lotz, fiilseh ist» das Streben nach möglichster 
Gleiehmftssigkeit der Besteuerung zu weit zu treiben, so 
verfehlt sei es doch, Alles vom Verkehr erwarten zu wollen 
(Seite 155—160). Lotz schliesst seine Polemik g^en die 
physiokratische Schule mit der ganz richtigen Bemerkung, 
dass sich die Begierung bei Auflegung der Steuern um 
die Art und Weise der Genesis des Volkseinkommens nicht, 
zu kümmern habe, wie es doch die Physiokraten zu thun 
bestrebt waren, vielmehr habe die Regierung bei der Ver- 
tbeilung der Abgaben nur die Art und Weise zu berflck- 
sichtigen, wie sich jenes Einkommen unter die verschie- 
denen Volksclassen vertbeile (161 — 163). Mit gleicher 
Schärfe spricht sich Lotz gegen Gonsumtionsabgaben aus, 
indem er zunächst das Misslicbe dieser Abgaben darin 
findet, dass der Consument, namentlich der arme Consu* . 
ment, nicht nur die Steuer, sondern auch die durch den 
Steuervorschuss dem Producenten erwachsenen Kosten 
zu tragen habe. Lotz ist ferner der Ansicht, dass Con« 
snmtionsabgaben zum fiberwiegenden Theil von der armen 
Volksclasse getragen werden, weil, namentlich wenn die 
Abgabe von noth wendigen Verbrauchsgegenständen erhoben 
werde, beim Armen das Bedflrfniss nach dem besteuerten 
Gegenstande weit grösser, die Möglichkeit aber, sich der 
Steuer durch Einschränkung der Consumtion zu entziehen, 
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weit geringer sei, als bei in Reichoii. Dadurch gelinge es 
liduiig dem Reichen, die Steuer auf den Armen überzu* 
wftlzen; ja er könne noch dabei durch den niedrigen Lohn, 
zu welchem sich jetzt der Arme veinstehen müsse, gewinnen. 
Ebenso wie gegen die Consumtionsteuer, ja fast noch 
schärfer, spricht sich Lotz gegen die Einkommenssteuer 
aus, namentlich da dieselbe meist nach dem rohen Ein- 
kommen erhöben werde. Er sagt: „Die Gonsnmtionsstciier 
kann nur die Kraft zur Arbeit schwächen, die Einkommens* 
„Steuer zerstört aber selbst den Willen dazu. Denn nichts 
„anderes kann die Folge eines Abgabensystems sein, das 
„sich von allen Früchten unseres Plcisses gleich im Augen- 
„blick ihrer Erzeugung einen Tiicil anzueignen strebt, 
„das den floissigen gleichsam auf allen Schritten und 
„Tritten verfolgt und oft sogar schon da ernten will, wo 
„die BVüchte nicht einmal ganz reif sind, und der Gc- 
„winn, welchen der Pleissige aus seinen Unternehmungen 
„erwartet, noch nicht einmal zu völli^^cr Beständigkeit 
„und Festigkeit gediehen ist. Ein solches System ist zwar 
„geeignet den Floiss zu tödten und zu vernichten; aber 
„ihn zu wecken und ihn zu beleben, dazu ist es mit allen 
„seinen scheinbaren Vorzügen auf keine Weise fähig" 
(327). Uebrigens betrachtet Lotz die Einkommenssteuer 
auch als eine verkappte Consumtionssteuer, welche den 
Geizhals gleich der letzteren weniger trifft, als denjenigen, 
dessen Verzebrung zu seinem Einkommen in einem an- 
gemessenen Verhältniss steht. Offenbar meint hier Lotz, 
dass die Grösse des Einkommens in erster Linie aus dem 
Gonsum zu ermitteln sei, wie denn in der That die Schwierig- 
keit der Ermittelung des Steucrcapitals eine der grössten 
üebelstände der Einkommensteuer bildet, ein Schwierig- 
keit, welche, wenigstens bei unserer jetzigen Wirthscbafts- 
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organiBatioD, die in der Theorie der EiDkommensstcuer 
tiaebgerQbmte GloichmasBigkeit durchaus in Frage stellte 
üeber die Art der Besteuerung nun, welche dem 
Gange des Verkehrs sieh anzuschmiegen und dessen por- 
turbirende Wirkungen %u paralysiren geeignet sein soll, 
bat Lots höchst wunderliche Ansichten. Der Grund der 
durch die Abgaben hervorgerufenen VerkebrserschQtte«- 
rungen liegt nach Lote darin, dass die Abgaben nicht 
geradeau ans den GQterQberschOssen genommen werden 
können, sondern nnr durch das Medium des allgeAieinen 
Tanscb Vehikels, des Goldes. Er nennt daher die Idee des 
Marschalls Yauban von einem aHgemeineu königliehen 
Zehnten „sehr sinnreich, aber freilieb nicht ausführbar/' 
Obwohl nnn Lotz ohne Weiteres anerkennt, dass die Ab- 
gaben nicht anders als in Geld erhoben wertleo können» 
so sucht er doch durch die Art der Einschätzung das eH 
erreichen, was durch die Art der Erhebuog bei den jetit 
herrschenden Wirtbschaftsformen nun einmal nicht erreicht 
werden kann. Er wünscht in Folge dessen das Steuer*- 
capital nicht in Geld, sondern in natura d. b. in dem«* 
jenigen Werth geschätzt, in welchem der Contribuent sein 
Reineinkommen bezieht. Er schlägt überhaupt nur drei 
oder eigentlich nur zwei Steuern vor, nämlich eineGrnnd^ 
einkommenstener und eine Gewerbeeinkommensteuer, die 
letztere getheilt in eine Gewerbesteuer für eigentlich pro» 
dncirende Gewerbe und in eine solche für blosse Dienste 
leistende Gewerbe nnd für die sterilen ClasBen« Was zvl* 
nächst die Grundsteuer ^) anlangt, so findet inan m seiner 
Ansicht über die landwirthschaftlicbe Production überhaupt 
recht deutliche Anklänge an die physiokratische Schulei 
Daraus erklärt sieb wohl: auch, das» er in seiner Polemik 
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gegen die einzige Steuer der Physiokraten nur Neben- 
Bftcbliches anfahrte, den eigentlich wunden Punkt des Sy- 
stems aber unberührt Hess. Der Gewinn aus dem land- 
wirthsehaftlicben Qewerbeist nach Lotz ein wahres Gottes- 
geschenk, wenigstens soweit dieser Gewinn reines Ein- 
kommen ist Für abwftlzbar hält er die Grundsteuer kaum. 
Denn das könnte doch nur geschehen, wenn die Grund- 
besitzer ihren Boden unbebaut liegen lassen und sich einer 
anderen Bernfsart zuwenden wollten, wozu sich der Grund- 
besitzer jedenfalls schwerer entschliessen wird, als jeder 
andere Gewerbtreibende '). Wiewohl nun Lotz der An- 
sicht ist, dass die Grundrente durch die Steuer zum grOssten 
Theil absorbirt werden könnte, ohne den Portgang der Pro- 
dnction au vernichten, so ist er doch weit entfernt, auch 
nur einer Praegravation des Grundbesitzes gegenüber anderen 
Erwerbsgelegenheiten durch die Steuer das Wort zu reden. 
Nach Verwerfung jeder andern Art der Steuerbelegung ent- 
scheidet sich Lotz für eine Besteuerung nach dem reinen 
Ertrage der Grundstücke, und zwar soll das Steuercapital 
mit Rücksicht auf die zu vermeidenden Verkehrserachüt- 
terungen nicht in Geld, sondern nach dem Verhältniss des 
Naturalbetrages seiner Erzeugnisse berechnet werden. Die 
Yortheile einer solchen Einschätzung überschätzt Lotz 
eben so sehr, als er dio Schwierigkeit derselben unter- 
schätzt. Der reine Ertrag der Grundstücke besteht näm- 
lich nicht in Korn oder Heu oder Holz, sondern bei der 
Geldwirthschaft höherer Culturperioden ohne Zweifel in 
Geld. Die Auslagen schon für den Arbeitslohn sind zum 
grossen Theil in Geld geschehen, wie aber will man voll- 
ends die Zinsen des Belriebscapitals inProducten berechnen? 
Und doch müssen letztere vom Roherträge des Grund- 
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8iQck8 abgesogen werden, um den Reinertrag heranssu- 
rechoen. Die su vergleichenden OrOesen sind alao inntebsi 
incommeosurabel. Um sie sn vergleichen, mnss man den 
Rohertrag in Geld nmreehncn, den Betrag der Prodnctions* 
kosten davon abziehen und den Geldreinertrag wieder in einen 
Productenreinertrag umrechnen. Worin sollte aber dann 
der Vorsng vor oder anch nur der unterschied von einer 
Geldeinschfttsung gesehen werden können? Angenommen 
es ergfiebt sieb ein Reinertrag in Geld von 8000 Mark fQr 
ein Landgut; in Roggen umgerechnet, den Scheffel in 
8 Mark gerechnet, beträgt das 1000 Scheffel; der Steuer* 
fuss sei 2<'/o, so ist es offenbar gleichgoltig, ob ich 20 Scheffisl 
oder 160 Mark an Steuer su sahlen habe. Das giebt Lots 
auch zu, meint aber, dass der Unterschied erat beim Steigen 
oder Fallen der Preise hervortrete, dass, wenn die Preise 
seit der Eatastrirung des Grund und Bodens gesunken 
seien, der Besitzer durch die Steuer ungebohrlich belastet, 
wenn sie gesti^en, ungerechter Weise entlastet erscheine. 
Würde Lotz von dem Grundsatz ausgehen, dass die Ge- 
treidepreise überhaupt eine Neigung zum Steigen gegen- 
al>er anderen Producten und den Diensten hfttten, so könnte 
man ihm Recht geben. Es mOsste dann angenommen 
werden, dass die Grundrente wegen Steigens der Getraide- 
preise in stetem Wachsthum begriffen und dass daher eine 
von Jahr zu Jahr . steigende Geldsteuer gerechtfertigt sei. 
Dann hatte die Lotz' sehe Behauptung auch einen Sinn, 
dass eine so veranlagte Steuer sich länger brauchbar er- 
halten würde, als eine in Geld bemessene. So sieht aber 
Lotz die Sache nicht an, sondern er spricht von einem 
Steigen und Fallen der Preise. Man muss ihm nun zwar 
zugeben, dass der Unterachied zwischen der Yeraiilagung 
in Geld und Getreide auch hier hervortritt. Aber ist es 
wirklich ein Fortschritt, in diesem Falle die Steuer in Ge- 
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treide und nieht in Geld zu bemeasen? Wann steigt das 
Oetraide in der Regel im Preise? Offenbar im Falle eine* 
geringen Yorraths, z. B. bei Missernten. Dann sind also die 
Preise hoeh,:der Vorrath über der meisten Landwirthe wegen 
der Missernte so klein, dass ihre wirthschaftlicbe Lage durch* 
aus als keine günstige bezeichnet werden kann. Nach dem 
Lotz 'sehen Vorschlag müsste die Steuer nun liier erhöht, 
im entgegengesetzten Falle aber^ im Falle einer guten 
Ernte und niedriger Getreidepreise erniedrigt werden. 
Wie er der Ansicht sein kann, dass eine solche Be- 
steuerung sich dem Gange des Verkehrs anschmiegen 
wOrde, ist schwer zu verstehen. Durch so ungerechte 
BegCiinstigung und Belastung würden ohne Zweifel die 
SteuerOberwälzungskämpfe nicht beseitigt, sondern ver- 
sohftrfl; werden. Die zweite von Lotz vorgeschlagene 
Steuer ist eine Gewerbesteuer von den . eigentlich pro- 
ductiven Gewerben *), also vom Ertrage der Manu&eturen 
und Fabriken. Wiewohl er selbst zugiebt, dass hier eine 
Schätzung des B^inertrags in Produoten weit schwieriger 
ist , als bei der Landwirthschaft , so entscheidet er sich 
doch auch, hier für Naturalbesteuerung, „da auch hier das 
„eigentliche besteuerbare Einkommen nur in den Güter- 
„ttberschfissen liegt.^^ Wenn gegen diesen Satz schon bei 
dem Einkommen aus Grund und Boden Widersprush er- 
hoben werden musste, so muss das bei dem Einkommen 
ans Geworbsgewinn unzweifelhaft in noch höherem Masse 
geschehen. In der Landwirthschaft geschieht dieXöhnung 
der Arbeiter wenigstens zum Theil häufig in Producten^ 
der im Viehbestand steckende Theil des Betriebscapitals 
könnte, falls das Vieh auf dem Landgutc selbst gcaüchtet 
ist, allenfalls in Producten berechnet werden , auch die 
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Baulichkeiten und deren Reparaturen könnten inm Thei), 
falls das Material dazu von den Producten des Gutes 
genommen ist, in Producten ausgedrückt Werden. In den 
Gewerben ist das anders. Hier sind die Productionskositti 
gar nicht anders als in Geld zu berechnen und erscheinen 
daher völlig ineomniensurabel mit dem in Producten aus- 
gedrOokten Robertrage des Geschäfts. Es Iftsst sich also 
das gegen die Lots'sche Grundsteuer Vorgebrachte in 
verstärktem Masse gegen die von ihm vorgeschlagene 
Gewerbesteuer wiederholen. Gans besonders bemerkens- 
wertii ist hier eine Stelle, welche von dem mangelhaften 
Yerstandniss, das Lotz fOr die sociale Bedeutung der 
Ueberwälznng hat, deutlichea Zeugniss ablegt Er meint 
nämlich, dass es bei der von ihm vorgeschlagenen Steuer«- 
vei*atilagung unnöthig sei, zu ermitteln, welche Rente der 
Gesohäfisunternehmcr als Dirigent des Geschäfts beisiehe 
und ifthrt Seite 257 folgendcrmasseo fort: „da der steuer- 
,ypflichtige Gewerbsuntero^mer im Ganzen die Steuer für 
„alle seine Arbeiter zahlen muss, so ist es wirklich sehr 
„gleichgültig, ob jener Gewinn ausgemittolt wird oder 
„nicht. Der Unternehmer zahlt nicht mehr und Aiicht 
„weniger, als er und alle seine Arbeiter und Gesellen zu* 
„sammen zahlen mflssten, und da er dieses thut, so kann 
„es der Steuerbehörde sehr gleichgültig sein, wie sich die 
„reine Rente ihrer unter seiner Direction gemeinschaftlich 
„betriebenen Gewerbe unter sie und den Dirigenten ver* 
„tbeilt. Der Gewerbsuniernehmer und seine Arbeiter er* 
„scheinen als eine steuerbare Familie, deren Oberhaupt 
„der erste ist, und, was ihm als Ob^haupt zukommt, kano 
„ihm von niemandem, genommen werden/' D.h«. allere 
dings, sieh die Sache sehr bequem machen, keiü^eswegs 
aber, die Besteuerung dem Gange des Verkehrs anschnpiiegen. 
Denn wenn Lotz sich damit begnügt, die Arbeiter und 
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ihre Brotherrn als >,eine steuerbare Familie^' zu betrachten, 
80 beweist er damit, dass er keine Ahnung davon hat, 
dass die Steuerabundzuwälzungskftmpfe gerade innerhalb 
dieser Familie am heftigsten sind und das Familienyer- 
hftltuiss zu einem immer ungemttthlicheren gestalten. Er 
übergeht so den Eardinalpunkt der Steuerüberwälzung 
mit Stillschweigen und nähert sich dadurch sehr wesent- 
lich der negativen Richtung in der Steuerüberwälzungs- 
lehre. Die zweite Art der Gewerbesteuer, die dritte von 
ihm überhaupt vorgeschlagene Steuer, ist die Steuer vom 
Ertrage der blosse Dienste leistenden Gewerbe sowie die 
Steuer von den zur sterilen Glasse Gehörigen '). Selbst- 
verständlich muss diese Classe auch nach Lotz von ihrem 
Geldeinkommen besteuert werden, da ihre Leistungen nicht 
anders als in Geld bezahlt werden, und sie ihren Lohn 
nicht anders als in Geld bezieht. Ebenso wie Lotz 
Arbeiter und Brotherrn als eine steuerbare Familie be- 
trachtet, so will er auch die Grundeigenthümer , welche 
ihr Besitzthum verpachten, die Besitzer von auf ähnliche 
Weise an Andere überlassenen Gewerbsetablissements und 
die Verleiher von Geldcapitalen gänzlich von der Steuer 
befreit wissen. Der Hauptgrund, den er für diese For- 
derung anführt, besteht darin, dass, falls diese Einnahme- 
quollen besteuert würden, eine Doppelbesteuerung eines 
und desselben Fonds statt haben würde. In den ersten 
beiden Fällen ist die Rente nach Lotz schon in der 
Steuer vom Besitzthum besteuert , eine Steuer von der 
Zinsrente aber würde lediglich eine Erhöhung des Zinses 
herbeiführen. Lotz nimmt also a priori an, dass die 
Grundsteuer sich gleichmässig auf Rente und Pachtgewinn 
vertheile und dass die Zinsrentensteuer stets auf die 
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Schuldner obergewftixt werde. Indem Lots den Arbeits- 
lohn, die Orundrente und die Zinsrenle unbestoaert Itaaea 
will, weist er dem Verkehr eine Aufgabe bei der Yer- 
theilung der Steuerlast su, die er jedenfiills in gans anderer 
Weise losen wOrde. als Lots es erwartet. Denn da weder 
Arbeitslohn noch Orund* und Gapitalrente direet besteuert 
werden sollen, so können sie also nur dadurch su den 
Staatslasten beitragen, dass ihnen ihre Steuerquote duroh 
den Verkehr sugewftlzt wird. Durch ein solches Sjrstom 
könnten aber die Verkehrskftmpfe nicht gemildert, sondern 
würden lediglich in Permanens erklärt werden. Als einen 
Fortschritt in der Lösung des üeberwftlsungsproblems 
können wir mithin die Lotz'sche Lehre unmöglich 
bezeichnen. 

Ziemlich unselbststflndig und principlos sind die An- 
sichten über üeberwälzuDgsverhftltnisse bei y. Malchus. ■)v.Malchu8. 
Er nimmt im Allgemeinen hinsichtlich dieser Fragen die- 
selbe Stellung ein, wie Lotz. Auch er betont, dass ein 
üeberweisen der Steueniusgleichung an den Verkehr nicht 
als Princip aufgestellt werden dürfe, meint aber doch' 
dass die schliessliche Ausgleichung nicht zu umgehender 
Steuerungleichheitcn nicht anders, als durch den Verkehr 
stattfinden könne (156). Diese Anlehnung an Lotz be- 
schränkt sich jedoch bei Malchus nur auf die allgemei- 
nen Grundsätze, die Lotz hinsichtlich der BerOdcsich«- 
tigung, welche die Verkehrswirkungen bei der Steuer« 
gesetzgebung finden sollen, sowie hinsichtlich der Wir- 
kungen einzelner Steuern aufgestellt hatte. So ist Malchus 
gleich Lotz ein Gegner der Einkommenssteuer und meint, 
dass das Einkommen nur in seinen einzelnen Quellen er- 
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fassfc und durcH abgesonderte Belegung: einer jedeo be- 
steuert werden könnte. Gleich Lotss meint -Malehus 
fefuer, dasa die Capitalrentensteuer gewöhnlich auf die 
6ehuklner abgcwÄl«t werde, welche in diesem Falle dop- 
pelt besteuert erscheinen, indem sie einerseits von ihrem 
mit Hilfe des erborgten Capitals gewonnenen Einkommen 
andererseits aber in der Regel durch die Capital renten- 
Steuer besteiiert seien. In BetreflF der Wirkungen der 
Consumtionssteuern ist der von .Malehus eingenommene 
Standpunkt recht widerspruchsvoll» indem er einerseits 
angiebt, dass die Consumtionssteuern unter umständen 
ffir die ärmereii Classen drückend werden können, wie«- 
vohl Dach ihm der Grund dieses Druckes nicht in den 
Consumtionssteuern, sondern lediglich in dem üebergewicht 
des grösseren Vermögens und Einkommens über das. 
kleinere zu suchen ist, andererseits aber dennoch behaup- 
t^t, dass im Allgemeinen die Consumtionssteuern auf die 
Reichen zurückfielen, falls dieselben nicht eine exorbitante 
Höhe erreicht hätten (288 u. 289). Wiewohl nun Mal- 
ehus den Verkehrswirkungen bei der Steuervertheilung 
keine ausschliessliche Herrschaft einräumen will, so gicbt 
er doch keine Mittel an, durch welche der Einflu&s 
dieser Verkehrswirkungen zum Theil wenigstens paraly- 
sirt werden köuste. Bei Lotz war. hierzu wenigstens ein 
Versuch geimacht, wiewohl dieser Versuch nicht als ge^ 
lunge» bezeichnet werden konnte. Bei Malehus fehlt 
sogäA* ein solcher Versuch. Gegen die Lot z' sehe Idee, 
das Steitercapital und die Steuerquote nicht in Geld, son- 
dern womöglich in Producten festzusetzen, spricht sich 
Malebus, mit aller Entscbiedenbeit aus, da hierdureh, 
wie er ganz richtig bemerkt, ,,die Verwaltung in ein un- 
„absehbares Detail von Berechnungen verwickelt werden 
„würde, die ihren geregelten Fortgang hemmen, deJa«rieh^ 
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,,tigeii Eingang der Steuer gefthrden und mueb flir die 
,,Stcaerpfliehtigen in hohem Grade drOekend werden 
»ymOssten" (208). Feetiech ist so die Ausgleiehnng der 
Steuerlast durch die Wirkungen des Verkehrs doeb als 
Princip anerkannt. Wenn es daher auch als übertrieben 
bcBeicbnet werden kann, das« Röscher") ihm vorwirft, 
er schweige Yon der Steuerabwftixnng, ^die^r schwierig* 
,,8ten aber auch wichtigsten Frage der ganaen Steuer- 
„lehre'' gftnzHch, so mnss doch behauptet werden, dass 
die wichtige Frage von Halchus auffiiUend oberflfleblieli 
behandelt ist 

Der privstwirthschaftlichon Anschauung» dass die 
Steuer nichts Anderes sei, als eine Erhöhung der Produe» 
tionskosten der Wsiaren, welche wir am consequentestea 
bei Hill ausgebildet finden, begegnen wir auch bei 
Murhard'). Nach ihm ist die Wirkung der Stenem Murhard. 
eine unter allen ümst&uden ungünstige, selbst in dem 
Fall, wenn das Volk den Betrag der Steuern neu producirt 
Er richtet sich in seiner Polemik (50 — 53) sunftehst gegen 
diejenigen, welche in dem durch die Steuer bewirkten Ter* 
.mehrten €reldumlanf schon einen Vortheil für das Ghinse 
der Volkswirthschaft erblickten. Er hat hier ohne Zweifel 
denen gegenober Recht, die, wie Voltairey behauptet 
hatten, dass eine Steuer um deswillen keine eigentliche 
Last sei, weil sie durch die Staatsconsumtion wieder dem 
Volke zufliesse. In der Polemik gegen Bosch ') aber 
gebt M u r h ard entschieden zu weit. Bo so h hatte nämlich 
die Behauptung aufgestellt, dass die Steuer ein Sporn sei 



1) Geschichte der National- Oekonomik in Deutschland, 
München 1874, pag. 74a 

2) Theorie und Politik der Besteuemng, Göttingen 1834. 

3) Geldumlaut, Band n, pag. 450 ff. 
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fOr die Erhöhung der nationaleD Thfttigkeit, was ja auch 
in der Tbat der Fall sein kann. Die Richtigkeit des von 
Bosch anfgestellten Satzes ist um so weniger zu bezweifeln, 
als Bosch selbst sagt, dass riele unter den Besteuerten 
den Betrag der Steuer nicht zurOckverdienen können* 
Was Murhard gegen diesen Oedanken anfObrt, ist auch 
keine eigentliche Widerlegung. Denn er sagt nur, dass 
die Nation bei fortgeschrittener Bildung eines solchen 
Sporns nicht bodOrfo (54) und dass die Nation sich diese 
Arbeit hätte ersparen können, wenn die Steuer nicht 
erhoben worden wäre. Als unzulässig muss aber die Be«- 
trachtungs weise Murhard's bezeichnet werden, dass der 
Betrag der ersten, zum Erwerbe der Abgaben nöthigen 
Arbeit, fOr denjenigen verloren sei, der die Abgabe zahlen 
und arbeiten musste, um sie zahlen zu können. Denn 
wenn auch die Steuer zunächst immer als ein Opfer 
betrachtet werden muss, so darf doch die Arbeit, welche 
der Erwerb des Steuerbetrages kostete, unter keinen um- 
ständen als eine verlorene angesehen werden, es sei denn, 
dass der Betrag der Steuer nutzlos vergeudet wird, ein 
Fall, den man selbstverständlich nicht voraussetzen darf. 
Freilich ist auch Bosch 's Anschauungsweise nicht correct, 
denn Bosch geht von der Voraussetzung aus, dass die 
Abgabe oder ein Theil derselben nur bei der Oeldwirth- 
Schaft moderner Culturstaaton zurOckverdient werden 
könne, dass, wo die Abgaben in natura entrichtet worden, 
die Abgabe kein Sporn des Fleisses sein könne. Er hat 
sich also noch immer nicht von der Vorstellung frei machen 
können, dass die Geldbeträge, welche den Gowerbtreibenden 
durch Verwendung der Abgaben zufliessen, für das Ganze 
der Volkswirthschaft ein Gewinn seien. Das ist selbst- 
verständlich falsch, da die Verwendung der Abgabe keines* 
wegs nothwcndig die Gonsumtion im Ganzen vermehrt. 
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indem das, was jetzt die Regierung consumirt, ohne die 
Abgabe von den einzelnen Staatsbürgern eonsumirt worden 
wäre, welche jetzt auf einen Theil ihrer Consumtion in 
der Regel werden yerzichten müssen. Die Tbatsacbe aber, 
dass die Steuer ein Sporn zu vermehrter wirthschafcHcher 
Thfttigkeit werden könne, wird dadurch noch nicht in 
Frage gestellt. Wenn Murhard dagegen anfahrt , dass 
man ebenso gut behaupten könne, dass die Peitsche,- 
welche den Sclaven zu angestrengterer Arbeit ansporne, 
for den letzteren eine Wohlthat sei, so hat er damit ein 
recht schiefes Bild gebraucht, da die Arbeit des Sclaven 
seinem Herrn, die Arbeit des freien Mannes aber ihm 
selbst zu Gute kommt. Wenn Murhard die Arbeit, 
welche nöthig war, um den Betrag der Steuern zu ver- 
dienen, als eine verlorene betrachtet und mit Lotz darin 
obereinstimmt, dass eine starke Besteuerung ebenso wirke, 
wie natflrliche Unfruchtbarkeit des Bodens, so ist das 
genau derselbe Standpunkt» den wir bei Besprechung der 
Mi ir sehen Lehre zu rügen Veranlassung hatten. Auch er 
berOcksiehtigt nicht, dass die Verwendung der Steuer fUr 
das Staatsganze nicht nur eine Wohlthat, sondern die Be- 
dingung seiner Existenz ist. Also noch einmal: Die Steuer 
ist ein Opfer fOr den Einzelnen, aber nicht ein Verlust 
füi^ das Staatsganze. Ebenso falsch ist es, wenn Murhard 
sagt, die Steuer sei stets ein künstlicher Zusatz zum Schaffungs- 
kostenbetrage der Waaren. Allerdings sucht jeder Be- 
steuerte die Steuer auf den Preis seiner Produote oder 
Dienste aufzuschlagen, aber volkswirthschaftiich kann die 
Steuer unmöglich als ein Theil der Productionskosten an- 
gesehen werden. Ueberhaupt hat Murhard wenig Selbst- 
ständigkeit und bewegt sich lediglich in den Vorstellungen 
der Schule. Die starken Ausdrücke Roschers'), welcher 

1) pag. 847 a. a. 0. 
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ihn eioon ,,ußproductiven Scboler grosser Meister^' nennt 
und ihm ^^bomirtes Freibändlertbum" yorwirft, erscheinen 
somit Dieht ganz ungerechtfertigt Hinsichtlich der Wir- 
kungen der Grundsteuer und der Lohnsteuer stimmt er 
mit Smith überein. Erstere fällt nach ihm auf die Grund- 
rente, letztere erhöbt den Arbeitslohn. Die Zinsrentensteuer 
wirkt nach ihm auf Erhöhung des Zinsfosses. Eine eigen-* 
thQmliohe Verwirrung bemerken wir bei M urbar d in seiner 
Schilderung der Wirkungen einer Yerbrauobssteuer aui noth- 
wendige Gegenstände. Mit Smith und Ricardo behaupteter 
zunflcbst, duss durch eine solche Steuer der Arbeitslohn steigen 
mOsse. Wahrend aber nach Sm i t h die Erhöhung des Arbeits- 
lohfis theils die Grundrente, theils die Consumenten der 
Indnstriewaaren, nach Ricardo nur den Gewinn belastete, 
meint Murhard, dass hierdurch der Preis sämmtlioher 
Waaren steigen mOsste (608). Abgesehen davon, dass 
ein Steigen sämmtlicher Waarenpreise ein Unding ist, so 
lange nicht wenigstens eine Waare übrig bleibt, die nicht 
im Preise gestiegen ist, so ist auch das yon ihm gewählte 
Beispiel voü einer* Yerthcuerung sämmtlicher Waaren 
durch einen Getreidezoll um deswillen nicht zutreffend, 
weil, selbst bei gleicbgebliebenem Geldwerth, viel eher 
ein Sinken des Sachlohns der Arbeit oder des landes- 
üblichen Gewinnsatzes, als ein Steigen der im Lande pro- 
dncirten Waaren anzunehmen ist. Im Ganzen finden wir 
bei Murhard ausser dem schon erwähnten Mangel an 
Selbstständigkeit auch den Mangel eines festen Princips 
und bemerken lediglich ein Hin- und Herschwanken 
zwischen Smith'schen und Ricardo'schen Anschauungen. 
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Cap. V. 

Die negative Richtung in der Lehre von den 
Wirkungen der Steuern/) 

Diese Richtung ycrjsweifelt^ wie schon erwftbnt, daran, 
dass die Gesetzgebung überhaupt den Trftger der Steuer 
bestimmen kOnne. Nach ihr ist es also lediglich der Ver- 
kehr, der die Vertheilung der Steuern bewirkt. Ein noch 
so fein durchdachtes Steuersystem vermag doch nicht, den 
Einfluss des Verkehrs zu beseitigen oder auch nur, sich 
ihm anzuschmiegen. Die Folge einer solchen Anschauung 
konnte natürlich nur sein , jede Steuerveränderung für ein 
üebel zu erklären. Der Hauptgrundsatz dieser Schule 
war dahar: Alle alten Steuern sind gut, alle neuen 
— schlecht. 

Am schärfsten und entschiedensten sehen wir diese 
Anschauung vertreten durch von Prittwitz^). Er be- v. Prittwiti 



1) Der Urheber dieser Bichtung ist Ganard. Leider müssen 
wir darauf verzichten, in eine Besprechung der von ihm selbst 
aufgestellten Lelire einzugehen, da es uns unmöglich war, das 
Canard'sche Werk im Original oder in der Völk'schen Ueber- 
setzung zu erlangen. Auf der hiesigen Bibliothek ist es nicht 
vorhanden, und auch die Augsburger Verlagsbuchhandlung, bei 
welcher die Volk 'sehe Uebersetzung erschienen ist, ist, wie uns 
auf eine Anfrage mitgetheüt wurde, nicht mehr im Besitze eines 
Exemplars. 

2) Seine Theorie ist in zwei Werken niedergelegt: 1) Die 
Kunst reich zu werden, Ulm, ohne Erscheinungsjahr, und 2) Theo- 
rie der Steuern und Zölle, Stuttgart u. Tübingen, 1842. Wir citiren 
nach dem ersten Werk, weil das zweite in Betreff dieser Fragen 
nur Wiederholungen enthält. 

9 



Digitized by 



Googl( 



1 30 

hauptet*), dass die Steuern sich immer auf die ganze 
Masse der Gonsumenten vod selbst gleichmässig vertheilen 
oder vorweg von dem gesammten Volkseinkommen in 
Abzug zu bringen sind. Er hat ausserdem die sonderbare 
Ansicht, dass alle Steuern als ein Theil der Produetions- 
kosten bei den verschiedenen Arten des Erwerbes anzu- 
sehen seien, als solche von den Gonsumenten der Waa- 
ren getragen würden, auf den Wohlstand der Gon- 
sumenten aber, falls Gewerbefreiheit existirt, keinen 
Eiufluss üben, so dass die Vertheuerung selbst der 
ersten und dringendsten Bedürfnisse durch die Steuer die 
Lage der niederen arbeitenden Glasse auf die Dauer nicht 
verschlechtere (512). Um diese sonderbare Behauptung 
verstehen zu können, muss man berücksichtigen, dass 
Prittwitz eine Art allgemeinen Lohngesetzes für alle 
Classen der Bevölkerung aufgestellt hat, welches dem 
Ricardo'schen analog ist. Er meint nämlich, dass, wie 
der Lohn gemeiner Arbeit sich im Durchnitt nach der 
ortsüblichen Anschauung richtet, welche in einem be- 
stimmten Lande und zu einer bestimmten Zeit über die 
Höhe des Lohnes herrscht, welcher erforderlich ist, um 
dem Arbeiter den noth wendigen Unterhalt zu gewähren 
und sein Geschlecht fortzupflanzen, dass in ebenderselben 
Weise sieh auch der Lohn der qualificirten Arbeit, ja so- 
gar der Beamten und Geschäftsleute bilde. Auch sie 
würden ihren Beruf verlassen, auch ihre Zahl würde sich 
verringern, sobald sie das nach ortsüblicher Anschauung 
nothwendige Einkommen nicht mehr erhielten. Er ver- 
steigt sich zu folgendem drastischen Satz: „Eine Tage- 
„löhnerfamilie braucht, um zu existiren, nur Brod, Suppe, 
^einige Kleidungsstücke imd ein Obdach; die Familie 
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,,eines reichen EdelmanueB bedarf Güter, um sie unter 
„die Kinder zu theilen, Pensionen, Stellen und Standes- 
9,mäs8ige Heirathen. Die Furcht, einer zahlreichen Familie 
„nicht die Befriedigung aller dieser Bedürfnisse gewähren 
y,zu können, verhindert wirksamer, als alle anderen Mittel 
„die Vermehrung der Kinder. Nur im Yerhftltniss der 
„vorhandenen Mittel zur Befriedigung aller dieser Be- 
„dürfnisse in den verschiedenen Classen der Gesellschaft 
„nimmt die Menschenzahl in diesen Ländern, in diesen 
„Classen zu, oder bleibt stationär oder vermindert sich'^ 
(317). Demnach ist es also die Sitte und Gewohnheit, 
welche für einen längeren Zeitraum nicht nur die Höhe 
des Lohnes gemeiner Arbeit, sondern auch die Grösse der 
Mittel bestimmt, welche den Reichen und Wohlhabenden, 
den Grossindustriellen und Grossgrundbesitzern zur Ver- 
fügung steht. Also nicht die Menge der vorhandenen Be- 
dürfnissbefriedigungsmittel bestimmt die Höhe des mög- 
lichen Genusses, sondern umgekehrt, die Stärke des Be- 
dürfnisses bestimmt die Menge der unbedingt herbeizu- 
schaffenden Mittel. Demnach könnte es fast scheinen, 
das8> sobald nur das Bedürfniss nach erhöhtem Genuss 
sich mit genügender Lebhaftigkeit einstellte, es jeder ein- 
zelnen Gesellschaftsciasse möglich sei, jeden beliebigen 
Grad von Wohlstand zu erlangen. Diese Ansicht ist so 
überraschend, dass man auf den ersten Blick der Meinung 
sein könnte, Prittwitz habe beabsichtigt, Ricardo wegen 
seiner Lohntheorie zu persiffliren. In der That lässt sich 
keine schlagendere deductio ad absurdum denken, als 
Prittwitz sie hier unbewusst gegen Ricardo geliefert 
hat. Wegen der selbstverständlichen Widersinnigkeit der 
Prittwitz 'sehen Anschauung könnte es kaum als ein 
Mangel gelten, wenn man auf eine Widerlegung derselben 
verzichtete. Aber der Vollständigkeit wegen wollen wir 

9* 



Digitized by 



Google 



\^2 

doch den Oardinalfehler seines Gedankenganges hier kurz 
berühren. Zunächst kann es wohl keinem Zweifel 
unterliegen^ dass der Reicbthum einer Nation lediglich 
in Producten, und zwar in Producten der Arbeit 
besteht. Damit ist allerdings noch nicht gesagt^ dass 
der Werth des einzelneu Products lediglich durch 
die darauf rerwandte Arbeit bestimmt werde, auch 
gehört diese Frage nicht hierher. Aber der Reicbthum 
eines Volkes besteht nur in Producten der Arbeit, mag 
diese Arbeit gemeine oder qualificirte sein, mag ihr Pro- 
duct sich unter die einzelnen Glieder des Volkes ver- 
theilen, wie es wolle. Klar ist es von vornherein, dass 
die Genüsse, welche sich irgend eine Glasse von Bürgern 
erlauben darf, nicht grösser sein können, als der Verbrauch 
eines Theils desNationalproductes gewährt. Da nun die Ge- 
nüsse des Volkes ihre Grenze finden in der Grösse desNational- 
products, so kann, falls das Nationalproduct nicht wächst, der 
Antheil einer einzelnen Glasse am Nationalproduct, oder, was 
dasselbe ist, die durchschnittliche Lebenshaltung einer ein- 
zelnen Volksclasse nur steigen oder sinken auf Kosten oder zu 
Gunsten des Antheils einer anderen Glasse resp. deren 
durchschnittlicher Lebenshaltung. Wird nun, wie es doch 
durch die Steuer geschieht, ein Theil des Nationalproducts 
der privaten Oonsumtion entzogen, so können unmöglich 
alle Classeu der Gesollschaft denselben durchschnittlichen 
Lebensstand behaupten , den sie vor Erhebung der Steuer 
inne hatten. Wenn sie ihn aber dennoch behaupten, so 
liegt der Grund hierfür nicht in den unverändert gebliebenen 
Sitten und Gewohnheiten der einzelnen Glassen der Ge- 
sellschaft, sondern darin, dass durch Verwendung der Steuer 
den einzelnen Gliedern des Volkes wirthschaftliche Vor- 
theile zuflössen, welche das durch die Steuer den Einzelnen 
auferlegte Opfer aufwogen, oder darin, dass der durch die 
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Steuer erlittene VermOgeDsentgang die einzelnen OHeder 
des Volkes zu erhöhter wirtbsebaftlicher Thätigkeit an- 
spornte. In den beiden letzteren Fällen bat es aber keinen 
Sinn, wie P r itt w i tz es thüt, zu behaupten, dass ein stark 
besteuertes Land sich zu einem schwächer besteuerten yer- 
halte, wie ein etwas unfruchtbareres zu einem fruchtbareren. 
Werden aber die Erträgnisse der Steuern, z. B. fOr Kriegs* 
zwecke verausgabt, was in einem anderen Lande, etwa 
durch seine isolirte insulare Lage nicht nöthig ist, so wäre 
vielleicht der gedachte Vergleich möglich. Dann aber hat 
es wiederum keinen Sinn, wie Prittkwitz es thut, zu 
behaupten, dass sich darum in dem stärker besteuerten 
Lande die einzelnen Consnmenten nicht schlechter befinden 
werden, als in dem weniger besteuerten« Ceteris paribus 
mOssen sich allerdings die einzelnen Consumenten im stärker 
besteuerten Lande schlechter befinden , als im schwächer 
besteuerten, weil das unter sie zur Vcrtheilung kommende 
Gesammtproduct kleiner ist, als das im schwächer be- 
steuerten Lande zur Vertheilung kommende. Zwar ist 
es auch hier ungerechtfertigt, die Steuer als ein Uebel 
anzusehen, da das stärker besteuerte Land sich wahrschein- 
lich noch schlechter befinden würde, wenn die Steuern 
nicht erhoben und die Kriege nicht geführt worden wären. 
Aber die Behauptung, dass auch eine noch so hohe Steuer 
auf die Dauer keinen Einfluss auf die wirthschaftliohe 
Lage der einzelnen Volksclassen ausüben könnte, enthält 
trotzdem lediglich einen Irrthum. Die einzelnen Classen 
der Gesellschaft können sich auch durch verminderte 
Fruchtbarkeit unmöglich der Steuer entziehen, da es un- 
denkbar ist, dass bei verminderter Volkszahl, alle übrigen 
Verbältnisse gleich gesetzt, dieselbe werthschaffende Arbeit 
im Volke geleistet werde. Wenn also eine Volksolasse 
durch beharrliches Festhalten an ihrem Lebensstande die 
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sie treffende Steuer auf eine andere Classe fiberwälzt, so 
kann es nur dadurch geschehen, dass die andere Classe 
in ihrem Lebensstande zurücksinkt. Das unvermeidliche 
Eintreten eines Belastungs- und Entlastungskampfes in 
Folge der Steuer kann also nicht durch das blosse Fest« 
halten aller Yolksclassen an den gewohnten Genüssen so 
entschieden werden, dass schliesslich alle Yolksclassen die 
gewohnten Genüsse weiter gemessen und nur die Yolks- 
zahl sich verringert hat. 

Ueberhaupt giebt es kaum einen Irrthum der älteren 
Theoretiker, dem wir nicht auch bei Prittwitz begegnen. 
Nicht nur den starkverbrauobten Satz, dass die Steuer 
wie natürliche Unfruchtbarkeit des Bodens wirke, hören 
wir von ihm aussprechen, sondern auch den alten mer- 
kantilistiscben Irrthum, der bereits bei Busch bedeutend 
gemildert war, dass nämlich die Abgaben durch vergrös- 
serte Consumtion der Beamten den Producenteu unmittel- 
bar zu Gute kämen (515). 

Ebenso wenig wie Steuern auf nothwendige Gegen- 
stände die Lage der arbeitenden Ciassen verschlechtern, 
ebenso wenig können nach Prittwitz Luxussteuern die 
wirthschaftliche Lage der Wohlhabenden verändern. Die 
gleichförmige Yertheilung der Abgaben ist daher nach 
ihm ein Unding, oder stellt sich vielmehr beim Beharrungs- 
zustande eines jeden Abgabensystems von selbst ein. 
Jede Discussion darüber, ob der Producent oder Gonsu- 
ment die Steuer bezahle, ist, wie er meint, unnütz und 
führt nie zu einem befriedigenden Resultate, indem beim 
Beharrungszustande die Steuer zuletzt immer nur den 
Gonsumenten trifft (517). Ungerecht können Abgaben 
nur werden, wenn keine Gewerbefreiheit besteht, oder 
wenn Geburtsrechte und angeborene Unfähigkeiten den 
Besteuerten bindern, zu anderen Beschäftigungen über- 
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zugehen (518). Indessen haben nach Prittwitz nur alte 
Abgaben keinen schlechten Einfluss auf die Lage der ein- 
zelnen \olk&classen. Neue Abgaben sind so lange drOckend, 
bis die Ausgleichung sich vollzogen hat. Darum sind 
nach ihm ungleiche Grundsteuern, weil sie amortisirt^ 
Kopfsteuern, weil sie auf die Lohngeber übergewälzt sind, 
auf die Dauer nicht ungleich. „Jede Veränderung der 
»^Steuergesetzgebung ist mit grossen, wenn gleich vorüber- 
zugehenden Nachtheilen verknüpft; und da ausserdem jede 
»»althergebrachte Steuer mit der Zeit ihr Drückendes ver- 
»^liert, so kann zu einer Aenderung der Steuergesetzgebung 
,,immer nur dann Veranlassung sein, wenn entweder die 
»»Erhebung einer Abgabe mit zu viel Mängeln, Nachtheilen 
»»und Kosten verknüpft» oder ihr Ertrag ungenügend ist. 
^»Wenn man aber in diesem Fall zu einer anderen Steuer 
, »überzugehen geuö thigt ist» so giebt es nur ein Mittel, 
»»um Stockungen und dringenden und begründeten Be- 
,»8chwerden vorzubeugen, nämlich diese Aenderung nur 
»,successive» im Laufe mehrerer Jahre» nach einem be- 
„stimmten Princip einzuführen, so z. B. dass die alto ab- 
,»zuschaffende Steuer alljährlich um einen gewissen Pro- 
„centsatz vermindert» die neue alljährlich ebenso um einen 
»»gewissen Procentsatz vermehrt werde, und doch ver- 
„schmähen es die Finanzmänner fast immer, von diesem 
^»einfachen Mittel Gebrauch zu machen'* (523). 

Wiewohl der Kern der Prittwitz 'sehen Lehre 
kaum einer Widerlegung werth ist» so muss der von ihm 
so BchroflF vertretenen Richtung doch das Verdienst zu- 
erkannt werden» dass sie einen heilsamen und wohl auch 
nicht ungehört verhallten Warnungsruf gegen die grosse 
Sicherheit erschallen liess» mit welcher die älteren Finanz- 
theoretiker die Wirkung einer jeden Steuer vorausbestimmen 
zu können glaubten. Die Lehren der Oanard-Prltt- 
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witz' sehen Richtung mögen manchen Staatsmann von 
gewagten Steuerexperimenten abgehalten haben. 

Eine unleugbare Verwandtschaft mit den Ganard- 
Prittwitz'schen Ideen, finden wir bei Hoff mann *)• 
Ho£&nann. Hinsichtlich der Steuerüberwälzung sagt er Folgendes: 
,iDa8 Gesetz muss allerdings bestimmen, von wem dieStaats- 
„und Gemeindeverwaltungen die Steuern fordern dürfen, 
„das ist, wer die Steuer entrichten soll; aber die Gesetz- 
umgebung bemüht sich vergebens, festzusetzen, wer die Steuer 
„tragen müsse. Viele Steuern werden mit der ausgesprochenen 
„Absicht auferlegt, dass der vSteuerpflichtige ßie keineswegs 
„selbst tragen, sondern von Andern volle Vergütung dafür 
„empfangen solle« So bezahlt der Kaufmann Eingangssteuern 
„vom Zucker und Kaffee, der Bierbrauer und Branntwein- 
„brenner Tranksteuern vom Einmaischen des Malzes und 
„der Stoffe zur Branntweinerzeugung mit der vollen Berech- 
„tigung, den ganzen Betrag dieser Abgaben auf den Preis 
„des Zuckers und Kaffees, des Bieres und Branntweins 
„zu schlagen, und sich für deren Entrichtung von seinen 
„Abnehmern vollständig schadlos halten zu lassen. Bei 
„vielen anderen Steuern wird dagegen ausdrücklich beab* 
„sichtigt, Antheil für Rechnung des Staates oder der Ge- 
„meinde an einem Einkommen zu nehmen, das der Steuer- 
„Pflichtige bezieht. So soll der Gastwirth die Gewerbe- 
„steuer, der Gutsbesitzer die Grundsteuer wirklich aus 
„dem Einkommen zahlen, das, einer freilich nicht immer 
„zutreffenden Voraussetzung nach, seine Wirthschaft abwirft. 
„Allein es ist auch zwar bekannt genug, doch bei Weitem 
„nicht hinlänglich gewürdigt, wieviel an der Erreichung 
„dieser Absichten fehlt. Je mehr mannigfaltige Steuern 
„auf den Verbrauch von Bedürfnissen und Genussmitteln 



1) Die Lehre von den Steuern, Berlin 1840. 



Digitized by 



Googl( 



137 

„den Lebensunterhalt and Lebensgenuss yertbeuem» desto 
,,8tärker wächst das Bestreben, den Preis aller Dienste 
,,möglicb8t hoch zu stellen; und so bezahlen die Steuern 
,,yon Materialwaaren und Getränken nicht immer die 
,,Yerzehrer, sondern sehr oft auch diejenigen, welche die 
„Dienste dieser Verzehrer bedürfen'* (57 u. 58). Diese 
Ausfahrungen Hoffmann's sind im Grunde doch nichts 
Anderes, als eine Warnung, sich gar zu sehr auf die ror- 
ausgesetzten Wirkungen einer Steuer zu verlassen. Zwar 
meint auch er (59), dass sich in jedem Yolke eine Mei- 
nung darüber bilde, welcher Anspruch auf Lebensunterhalt 
und Lebensgenuss jeder Classe desselben gebühre. Auch 
nach ihm ist diese Meinung veränderlich, nach dem 
Verhältnisse der Bildung, worin diese Glassen fort- 
schreiten oder zurückweichen. Doch meint er nicht, 
dass deshalb eine alte Steuer eigentlich von niemandem 
getragen werde, sondern sagt, dass, wenn durch eine 
überlegene Macht einer Classe der Dienstleist^nden 
eine niedrigere Stellung ihrer Ansprüche abgenOthigt 
wird, dieses nicht geschehen könne, ohne die Be- 
schaffenheit ihrer Dienste herabzuwürdigen und dadurch 
die Arbeit factisch zu vertheuern. Dieser Gedanke hat 
unbedingt etwas Wahres, ebenso wie der andere (60), dass 
alte Steuern leichter getragen werden, als neue. Demnach 
ist die Hoffmann'sche Theorie bedeutend gemässigter als 
die Pritt witz*sche. Denn wenn auch nach ihm sich eine 
feste Meinung im Volke darüber bildet, welcher Anspruch 
an Unterhalt und Genuss jeder Classe gebühre, so giebt 
er doch zu, dass durch eine überlegene Macht den ein- 
zelnen Glassen eine niedrigere Stellung ihrer Ansprüche 
„abgenöthigt^' werden könne, dnss also das Festhalten 
an dem bisherigen Lebensstande allein noch nicht dafür 
bürge, dass nicht dennoch ein Herabsinken der durch- 
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sehnittliohen Lebenshaltung der einzelnen Glassen erfolgen 
könnte. Der Satz aber, dass die Verwaltung sieb vergebens 
bemOhe, zu bestimmen, wer die Steuer tragen solle, klingt 
doch recht trostlos, und eben hierin liegt die Verwandt- 
schaft mit den Canard-Prittwitz'schen Lehren. Das 
ist wohl auch der eigentliche Grund, warum er selbst von 
der Einkommenssteuer sich keine gleichmässigere Ver- 
theilung der Steuerlast verspricht, denn die Gründe, welche 
er dagegen anführt, dass nämlich das, was als Einkommen 
einer Haushaltung erscheint, zum Theil nur eine darch- 
laufende Post sei, und dass andererseits der aliquote Theil 
des Einkommens, welcher dem Empfänger zur Selbstver- 
wendung belassen bleiben muss, ein höchst verschiedener 
sei, sind doch etwas spärlich. 

Neue und selbstständige Gesichtspunkte sehen wir von 
Hoffmann in der Steuerüberwälzungsfrage jedenfalls 
nicht eröffnet, und im Ganzen mag Röscher') Recht 
haben, wenn er die Hoffmann'schen Vorstellungen von 
der Abwälzung der Steuern „ebenso übertrieben wie un- 
klar" nennt^). 



1) pag- '741 a. a. 0. 
Zachariae. 2) Zu dieser Richtung kann auch allenfalls Zachariä ge- 

rechnet werden. (Vierzig Bücher vom Staate, Heidelberg 1843, 
40. Buch, pag. 146). Zwar lässt Zachariä das GetrofFenwerden 
durch die Steuer nicht von der durchschnittlichen Lebenshaltung 
der einzelnen Volksclassen abhängig sein, aber insofern kann er 
doch zur negativen Richtung gezählt werden, als er den durch 
die Steuer hervorgerufenen Verkehrskampf als unvermeidlichbezeicli- 
net, den Ausgang dieses Kampfes für vollständig ungewiss halt 
und es für höchst „bedenklich*' erklärt, eine Aenderung mit den 
Abgaben vorzunehmen. 
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Die üeberwälzimgslehre bei den neueren 
Finanztheoretikern. 

Wenn, wie wir sahen» bei Ad. Smith and Ricardo» 
so wie bei deren consequeoleo Anhängem die Lehre von 
der üeberwalzung der Steuern einerseits den Hauptinhalt 
der Stenerlehre Oberhaupt bildete, andererseits aber doch eine 
zusammenfassende Behandlung der üeberwftlsungsTer- 
hältnisse fehlte, ist bei den neueren Theoretikern das TJm» 
gekehrte zu bemerken. Die Steuertechnik hat inzwischen so 
bedeutende Fortschritte gemacht, dass allmälig die steuer- 
technischen Fragen einen wesentlichen Theil aller steuer- 
theoretischen Erörterungen in Anspruch nehmen. Anderer- 
seits aber ist die Sicherheit geschwunden, mit welcher 
Smith und Ricardo die Wirkungen einer Steuer genau 
verfolgen zu können glaubten. 

Mag man auch die Canard-Prittwitz'sche Rich- 
tung lediglich als eine üebertreibung ansehen, so ist ihr 
doch das Verdienst nicht abzusprechen, dass sie auf das 
unzulängliche aller theoretischen Erwägungen aufmerksam 
gemacht hat, welche die Untersuchung von üeberwälzungs- 
Verhältnissen zum Gegenstande haben. Mussten auch wir 
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es als übertrieben und als eine gefährliche Lehre bezeich- 
nen, wenn man behauptet, die schliessliche Wirkung der 
Steuern sei gar nicht vorauszusehen , so ist so viel doch 
sicher, dass sich für die schliessliche Wirkung der Steuern 
nur allgemeine Grundgesetze feststellen lassen. In der 
Regel wird' der Ausgang des durch die Steuern hervor- 
gerufenen wirthschaftlichen Verkehrskampfes denselben 
entsprechen, im einzelnen Falle aber können andere hier 
wirksame volkswirthschaftliche Gesetze jeder Steuer eine 
andere Folge geben, als der Gesetzgeber es erwartete. 
Ad. Smith und Ricardo war es nur um die Feststellung 
der allgemeinen Grundgesetze zu thun. Wenn in einzelnen 
Fällen das Gesetz der Gewinnausgleichung nicht zur Gel- 
tung kam, so erschienen diese Fälle nur als Ausnahmen, 
welche die allgemeine Gültigkeit jenes Gesetzes nicht be- 
rührten. In der neueren Finanztheorie hingegen hat sich 
immer mehr die Erkenntniss Bahn gebrochen, dass jene 
Ausnahmen nicht eigentlich blos Ausnahmen von der all- 
gemeinen Regel sind, sondern dass zugleich mit dem 
Gesetze der Gewinnausgleichung noch andere Gesetze auf 
die Gestaltung und den schliesslichen Ausgang der Steuer- 
überwälzungskämpfe einwirken, welche eine nicht geringere 
Bedeutung beanspruchen, als das Gesetz der Gewinnaus- 
gleichung. Das Wesen und die Wirksamkeit nun jener 
anderen Gesetze kennen zu lernen, muss jetzt als die 
wichtigste Aufgabe jeder Untersuchung angesehen werden, 
welche die Erforschung von üeberwälzungsverhältnissen 
zum Gegenstande hat. Aber diese Erkenntniss hat sich erst 
allmälig Bahn gebrochen. Auch bei denjenigen Schrift- 
stellern, welche wir zu den neueren Finanztheoretikern 
zählen müssen, begegnen wir noch fortwährend veralteten 
Anschauungen. Auch neue Irrthümer haben die Erlangung 
einer vollkommeneren Erkenntniss verzögert. Erst Ad. Wag- 
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uer war es vorbehalteD, die Theorie der Steueraberwftlzuog 
soweit erschöpfend zur Darstellung zu bringen, dass eine 
weitere Vervollkommnung derselben unter der Herrschaft 
der jetzt bestehenden Wirthschaftsformen wohl kaum 
denkbar ist Das Gesetz der Oewinnausgleichung ist aber 
trotzdem für eine ganze Kategorie von Fällen das allein 
ausschlaggebende geblieben. 

Wir erwähnen zunächst einer sehr verdienstvollen 
Arbeit ttber SteuerOberwftlzung von Hermann 's Scboler 
Helferich ')• „Ueber die Einführung einer Gapitalsteuer Helierich. 
in Baden/' Der Verfasser giebt hier an der Hand der 
Hermann' sehen Freislehre eine ausserordentlich klare 
Schilderung der Wirkungen von Steuerprägravationen. Die 
Arbeit steht durchaus auf der Höhe der Wissenschaft, und 
die Resultate sind kaum angreifbar. Orade darum aber 
müssen wir uns darauf beschränken, ihrer an dieser Stelle 
nur kurz zu erwähnen. 

Eine sehr genaue Schilderung der Wirkungen grade 
der Oapitalrentensteuer findet sich auch bei Bier sack Biorsack. 
(„üeber Besteuerung" § 50— 57), Indessen ist dieses Ca- 
pitel^ wie überhaupt der ganze von den volkswirthschafb- 
lichen Wirkungen der Steuern handelnde Abschnitt ausser- 
ordentlich weitschweifig gehalten. Es werden eine Menge 
von möglichen Fällen aufgezählt, die, genau genommen, 
zur Klärung der Sache wenig beitragen. Andererseits sind 
einzelne Fragen, z. B. die von der Abwälzbarkeit der Lohn- 
steuer, so gut wie gar nicht behandelt. Biersack begnügt 
sich damit, zu sagen, dass eine Steuer, welche alle Theile 
des reinen Nationaleinkommens trifft, nicht abwälzbar sei, 
mit Ausnahme des Falles, wo solche Lohnarbeiter der 
Steuer unterworfen werden, deren Einkommen schon vor 



1) Tübinger Zeitschrift, Band III. Jahrg. 1846, pag. 291 ff. 
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Einfohrnng der Steuer in einem zur Subsistenz nothwen- 
digen Mindestbetrsg bestand. Nun ist aber klar, daas mit 
diesem Satze eigentlich nichts gesagt ist Denn zunächst 
ist die Höbe dieses Mindestbetrages nach Biersack's 
eigenem Eingeständniss (§ 161) gar nicht festzustellen, 
weshalb denn Bier sack auch die ganz willkürliche 
Grösse von 200 Gülden nennt, welche als Existenz- 
minimum in Abzug zu bringen sei. Aber, abgesehen da- 
Yon, ist für die lediglich auf das Existenzminimum 
beschränkten Arbeiter die Erzwingung eines um den Be* 
trag der sie treffenden Steuer erhöhten Lohnes nur nach 
einer langen Zeit schwerster Bedrängniss möglich. In- 
zwischen werden sie die Steuer zu tragen haben. Die 
Reduction des Angebots an Arbeitskräften ist ungl^eh 
schwieriger und langwieriger, als das Herausziehen von 
Capital aus einem durch die Steuer prägravirten Gewerbs- 
zweige und kann daher mit letzterem Vorgänge nicht ohne 
Weiteres zusammengestellt werden. Aehnlich verhalt es 
sich aber auch mit der Besteuerung desjenigen Lohnes^ 
der mehr beträgt, als zur Subsistenz nothwendig ist. Denn, 
wenn angenommen wird, dass eine auf alle Berufsarten 
gleichmftssig umgelegte Steuer nicht abwälzbar sei, so 
muss auch angenommen werden, dass die Arbeiter eine 
Steuer, durch welche ihnen ein grösserer Theil ihres Einkom- 
mens entzogen wird, als den anderen Besteuerten, stets abzu- 
wälzen in der Lage seien, was aber keineswegs immer der Fall 
ist. Wenn man von dem qualificirten Lohne etwa der Gelehrten, 
Künstler, Beamten etc. absieht und annimmt, es sei der 
Arbeitslohn gegenüber dem Einkommen aus anderen Be- 
rufsarten durch die Steuer prägravirt, so kann der Satz 
von der Ausgleichung der Gewinne hier keine Anwendung 
finden. Es bliebe nichts übrig, als anzunehmen, dass die 
Arbeiter, auch wenn ihnen nach Einführung der Steuer 
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mehr verbleibt, als zur Subsisteoz notbwendig ist» sich 
eher zur Auswanderung oder zu verminderter Ebeschlies- 
suDg, als zum Tragen der Steuer entscbliessen würden, 
wobei ein so hoher Grad sittlicher Bildung vorausgesetzt 
werden mtisste, wie ihn wenigstens bis jetzt der Arbeiter- 
Stand wohl keines Landes erreicht hat. Die Wirkungen 
einer den Arbeitslohn treffenden Steuer sind namentlich 
deshalb mit den Wirkungen anderer Steuern garnicht zu 
vergleichen, weil dem Arbeiter ein üebergang zu anderen 
Berufsarten gänzlich unmöglich ist. Für den Ausgang 
also des durch die Steuer zwischen den Arbeitern und 
Arbeitgebern hervorgerufenen Belastungs- und Entlastungs- 
kampfes kommt es nicht darauf an, ob die Steuer beiden 
Contribuenten einen gleichen oder ungleichen Theil ihres 
reinen Einkommens entzieht, sondern lediglich darauf, 
auf wessen Seite im gegebenen Falle das wirthschaftliche 
üebergewicht anzutreffen ist. Es kommen nun ohne 
Zweifel Fälle vor, in welchen sich dieses üebergewicht 
auf Seiten der Arbeiter befindet, so zu Zeiten bedeutenden 
Aufschwungs der Industrie oder des Handels, welche in 
der Begel Productionskrisen voranzugehen pflegen. Zu 
solchen Zeiten wird der Arbeiter die ihn treffende Steuer 
mit Leichtigkeit auf den Lohngeber überwälzen können. 
Solche für den Arbeiter günstige Verhältnisse des Arbeits- 
marktes sind aber nur vorübergehend. In der Regel wird 
das wirthschaftliche üebergewicht auf Seiten der Arbeit- 
geber zu finden sein. Darum wird in der Begel dem 
Arbeiter nicht nur die üeberwälzung einer ihn treffenden 
Steuerprägravation auf den Arbeitgeber nicht möglich 
sein, sondern er wird auch sehr oft gezwungen sein, die 
Steuer, welche nach Absicht des Gesetzgebers den Arbeit- 
geber treffen sollte, selbst dann zu tragen, wenn 
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diese Steuer keineswegs das Reineinkommen des Arbeit- 
gebers gegenober dem des Arbeiters prägravirt bat. 

Die Natur dieses wichtigstens Theils der Steuer-Ab- 
und -Zuwälzungskämpfe übersieht Bier sack vollständig 
und nimmt ohne Weiteres an, dass eine Steuerüberwälzung 
nicht möglich ist, falls eine Steuer allen Gliedern der 
Gesellschaft einen der Steuer gleichen Betrag ihres reinen 
Einkommens entzieht. Diese mangelnde Einsicht ist auch 
der Orund, weshalb Biersack nur immer von einer 
Fortwälznng der Steuern auf die Consumenten spricht^ 
den so oft eintretenden Fall einer Rückwälzung der 
Steuern Seitens der Producenten auf die von ihnen be- 
schäftigten Arbeiter aber gänzlich unbeachtet lässt. 

Obwohl die Oanard-Prittwitz'sche Richtung als 
beseitigt angesehen werden kann^ so hat sich doch 
auch in der neueren Wissenschaft eine Schule herausge- 
bildet, welche eine nahe Verwandtschaft mit jener Richtung 
deutlich erkennen lässt. Zwar verzweifelt diese neuere 
Schule nicht daran, über die schliessliche Yertheilung der 
Steuern überhaupt etwas sagen zu können, wol aber theilt sie 
mit Prittwitz den Fundamentalirrthum, dass schliesslich die 
Steuer von niemandem getragen werde. Freilich sind ihre Aus- 
gangspunkte von denen der Oanard-Prittwitz'schen Richtung 
durchaus vorschieden, und auch das Resultat ist insofern ein 
anderes, als die ältere Schule die schliessliche Steuerverthei' 
lung durch den Verkehr sich vollziehen Hess, die neuere hin- 
gegen den Begriff der üeberwälzung überhaupt für eine Be- 
griflEäverwirrung erklärt. Während die Canard-Prittwitz'sche 
Richtung die Steuer doch immer als ein Opfer ansah, 
welches aber nur von der Gesammtheit durch Verminderung 
der Kopfzahl der Bevölkerung und entsprechende Vermin- 
derung des Vermögens bei gleichgebliebener wirthschaft- 
licher Position der Einzelnen getragen wurde, fällt der 
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Begriff des Opfers bei der neueren Schule eigentlich ganz 
fort^ da nach ihr die Gesammtsumme aller Steuern all« 
j&hrlich als Mehrwerth der Production Ton dem Volke 
wirklich producirt werden muBs. Aber auch diese Mehr- 
production kann, genau genommen^ als kein Opfepr ange« 
sehen werden^ da nach den Lehren dieser Schule der 
Werth der Steuerverwendungen gleich sein muss dem 
Betrage der Steuern, da also die wirthschaftlicbe Leistung 
des Einselnen fOr den Staat ihm in der Verwendung der 
Steuern als gleicher wirthschaftlicher Werth wieder 
zufliesst. 

Der Begründer und Hauptvertreter dieser neueren nega- 
tiven Biegung in der Steuerüberwälzungslehre ist Lorenz Lorensvon 
Ton Stein '). Wiewohl der grosse Wirthschaftstheoretiker Stein« 
auch in dieser Frage einzelne bedeutende Wahrheiten 
ausgesprochen hat, so ist doch seine ganze Lehre und 
Auffassung von der Steuerüberwälzung nichts anderes, als 
ein grosser Irrthum. Ganz besonders befremdlich ist in 
diesem Falle bei ihm die ihm sonst so garnicht eigene 
Oberfiäohlicbkeit in der Kritik der Alteren Finanzsysteme. 

Stein beginnt seine Auseinandersetzungen gleich mit 
dem grundfalschen Satz, dass die Steuern ein Theil der 
Gestehungskosten jeder Production seien, und dass e^ an 
und für sich undenkbar sei, dass sie nicht wie jede Art der 
Gestehungskosten in den Verkehrswerth jedes Products 
hineingerechnet werden sollten. Wir hatten schon früher 
Gelegenheit, diese Auffassung als irrig zu bezeichneo« 
Bicbtig ist sie nur vom Standtpunkt der Privatwirthschiüft, 
Hier empfindet der einzelne Wirthschafter die Steuer aU 
eine Last und hat daher das natürliche Bestreben, sich dieser 
Last zu entledigen. Da ihm nun dieses Streben nur da* 



1) Lehrbuch der Finanzwissenschaft, I, pag. 49^^498« 
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durch gelingea kann, dass er den Betrag der Steuer auf den 
Preis Beiner Producte oder Dienste aufrechnet, so betrachtet 
der Privatwirth die Steuer als einen Theil seiner Selbstkosten. 
Factisch aber ist die Steuer, falls sie ihn wirklich trifft, nicht 
ein Theil seiner Productionskosten, sondern ein Theil seiner 
Ausgabe, eine Art der Verwendung seines Reinein- 
kommens. Zwar ist es richtig, dass der Privatwirth im 
Preise seiner Producte oder Dienste mindestens soviel er- 
halten muss, dass er ausser seinen Productionskosten auch 
noch den Betrag der Steuer erhalt. Das bedeutet aber 
nur, dass er die Steuer nicht zahlen kann, wenn er nicht 
den Betrag derselben vorher eingenommen hat. Das aber 
ist ein selbstverständlicher Satz. Rechnet man die Steuer 
zu den Productionskosten, so könnte man ebenso g^t 
den Wein und das Bier, die der Privatwirth geniesst, dazu 
rechnen. Denn auch auf diese Genüsse muss er verzichten, 
wenn ihm nicht im Preise seines Products die Mittel zu- 
fliessen, welche es ihm ermöglichen, sich dieselben zu ver- 
schaffen, ebenso wie er keine Steuern zahlen könnte, wenn 
er nicht den Betrag derselben vorher vereinnahmt hätte* 
Ganz anders verhält es sich mit den Productionskosten. 
Eine Erhöhung des Preises muss immer eintreten, sobald 
die Productionskosten sich erhöhen. Keineswegs aber hat 
jede Steuer eine Erhöhung der Productpreise zur Folge. 
Es ist daher falsch, zu sagen, dass die Steuer factisch ein 
Theil der Productionskosten sei. Richtig ist nur, dass 
der Privatwirth bestrebt sein wird, die Steuer auf den 
Preis seiner Producte und Dienste au&uschlagen , und 
dass er hierbei die Steuer so ansieht, als wäre sie ein 
Theil seiner Productionskosten. Factisch gehört die Steuer 
nicht zu den Auslagen, sondern zu den Ausgaben. 
Die Productionskosten müssen vom Rohertrage abgezogen 
werden, um das reine Einkommen zu finden, die Steuer 
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aber kann nur aus dem Beineinkommen gezahlt werden, 
welches unbedingt bereits yorbanden sein muss, um die 
Steuer zahlen zu können. Gewisse Analogieen bestehen 
allerdings zwischen der Steuer und den Productionskosten, 
aber nur in einzelnen bestimmten Fällen« Es hat nftmlich 
in einzelnen Fallen eine Erhöhung der Productionskosten 
nicht immer ein Steigen, eine Erniedrigung derselben nicht 
immer ein Sinken des Preises der Producte und Dienste 
zur Folge. Tritt nämlich eine Erhöhung der Productions- 
kosten in der Yolkswirthschaft dadurch ein, das eine yer- 
mehrte Gapitalanlage nur in weniger gewinnbringender 
Weise möglich ist, so kann allerdings diese Erhöhung der 
Productionskosten unter Umständen auf eine Verminderung 
des durchschnittlichen Gewinnes, also auf eine Verkürzung 
des Reineinkommens der Producenten hinwirken. Ebenso 
kann im einzelnen Falle der Betrag der Productionskosten 
wegen Ungeschicklichkeit oder Unfähigkeit, überhaupt 
durch nicht consequente Wirthschaft des betreffenden Pro- 
ducenten grösser sein, als er durchschnittlich zu sein pflegt. 
Auch hier kann diese Erhöhung der Productionskosten 
keinen Einfluss auf den Preis des Productes haben und 
muss lediglich den Gewinnsatz des betreffenden Pro- 
ducenten, also sein Beineinkommen verkürzen. Anderer- 
seits kann durch aussergewöhnliche Befähigung des Pro- 
ducenten der Betrag der Productionskosten in einzelnen 
Fällen geringer sein, als er durchschnittlich zu sein pflegt, 
wodurch sich sein Gewinn vorübergehend oder auf die 
Dauer um den Betrag einer ünternehmerrente im Schaf f le- 
schen Sinne vergrössert In einzelnen Fällen also fällt 
die Vermehrung der Productionskosten gleich der Steuer 
dem Beineinkommen zur Last, und wirkt eine Ver- 
minderung der Productionskosten gleich einer Steuer- 
erleichterung oder Steuerbegünstigung auf Erhöhung deft 
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Beiüeinkommens der Producenten hin. Das ist aber nur 
eine Analogie, die in einzelnen Fällen yorkommt. Im 
Grossen und Ganzen hat eine Erhöhung der Productions- 
kosten ein Steigen, eine Erniedrigung derselben ein Sinken 
der Preise zur Folge. Eiue Steuer aber hat diese Wir- 
kung in der Kegel nicht, sondern muss stets aus dem 
Reineinkommen derjenigen bezahlt werden, welche die 
Steuer wirklich zu tragen 'haben. Es ist daher falsch, 
wenn Stein sagt, dass jeder Einzelne im Eaufobject die 
Steuern zahlt, welche dasselbe dem anderen kostete. Schon 
die Vorstelluug, dass ein Object Steuern kosten könne, ist 
schief. Auch da, wo die Steuer am Object haftet, ist eine 
Person der Träger der Steuer. Richtig ist eine solche 
Vorstellung nur etwa bei den indirecten Verbrauchs- 
steuern. Hier aber hat die eigentliche Steuerzahlung sei- 
tens des Producenten überhaupt nicht stattzufinden. Es 
wird ihm also im Preise seines Products nicht die Steuer, 
sondern lediglich die Steuerauslage zurückerstattet. Was 
allerdings jeder Steuerträger im Preise seiner Producte 
und Dienste erhält, sind die Mittel zur Steuerzahlung 
Oberhaupt Aber das ist, wie gesagt , selbstverständlich. 
Das grosse Stein'sche Resultat, dass jede Steuer von 
jedem auf jeden übergewälzt wird, und dass es eine 
spedelle Steuerüberwälzung gar nicht giebt, ist daher, je 
nachdem man die Sache ansieht, falsch oder selbstver- 
ständlich. Selbstverständlich ist es insofern, als allerdings 
jeder Einzelne im Preise seiner Producte und Dienste die 
Mittel erbalten muss, Steuern zu zahlen; fsilsch ist das Resul- 
tat insofern, als die Besteuerung als solche keineswegs auf 
Erhöhung der Preise der Producte und Dienste , hinwirkt. 
Noch weniger als den bisher besprochenen vermögen 
wir den weiteren Ausführungen Stein's beizustimmen. 
Auf die Frage nämlich, wer denn eigentlich die Steuer 
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zahle, eiDe Frage, die allerdÜDgs besonders nahe liegt» 
wenn, wie Stein annimmt» jede Steuer yon jedem auf 
jeden übergewAlzt wird, hat Stein nur die Antwort» dasa 
der Produeent im Werth seines Erzeugnisses den Werth der 
auf demselbenlastendenSteuerproducirenmuss,wieden Betrag 
Yon Zins und Arbeitslohn. Man könnte nun diesen Sats auch 
lediglich für selbstyerstandlieh halten, insofern als der Betrag 
der Steuer allerdings unzweifelhaft jahrlich producirt werden 
muss; aber Stein hat hier nicht diesen selbstverständlichen 
Satz im Auge. Denn er sagt wOrüich: „Daraus nun 
„folgt der Satz, der den Anfangs- und Schlusspunkt der 
»Steuerpolitik Oberhaupt bildet. Die Oesammtsumme 
„aller Steuern muss alljährlich alsMehrwerth derProduction 
„von dem Volke wirklich producirt werden, oder, der 
„Werth aller Froducte der Yolkswirthschaft muss jährlich 
„ausser seinen sonstigen Gestehungskosten um so viel 
„grösser sein, als die Steuer beträgt, während der Werth 
„der Verwendung der Steuer — der Verwaltung — wieder 
„gleich- sein muss dem Betrage der Steuer.'^ Darnach 
könnte es ja fast scheinen, als gäbe es kein besseres 
Mittel, die gesanmite volkswirthschaftliche Production zu 
heben, als eine hohe Besteuerung. Denn wenn der Werth 
der Steuerverwendungen imjner gleich sein muss dem 
Betrage der Steuern, so wird dem Besteuerten durch die 
Steuer überhaupt kein Opfer auferlegt Wenn nun ausser- 
dem der Werth aller Producte der Volkswirthschaft jähr- 
lich ausser seinen sontigen Gestehungskosten um soviel 
grösser sein muss, als die Steuer beträgt, so ist klar, dass 
durch die Steuer der Werth des Volksvermögens einen 
Zuwachs erfahren bat. Das Widersinnige einer solchen 
Vorstellung liegt aber auf der Hand, üeberhaupt haben 
die beiden Sätze, dass die Gesammtsumme aller Steuern 
als Mehrwerth der Production alljährlich vom Volke hinzu- 
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producirt werden muss, und dass der Werth der Steuer- 
verwendong gleich sein muss dem Betrage der Steuer^ 
nichts mit einander zu thun, auch bildet der zweite Satz 
keine BegrOndung des ersten. Wäre auch der zweite Satz 
richtig, so würde daraus noch keineswegs folgen, dass 
der Werth der Producte der Volkswirthschaft darum 
gestiegen sei. Aber auch der zweite Satz ist in der «Fassung, 
die Stein ihm giebt, falsch. Auch wir sind der Ansicht, 
dass der Werth einer vernünftig und sittlich geordneten 
Verwendung der Steuern mindestens gleich sein muss 
dem Betrage der Steuern, und dass dieser Werth unter 
Umständen noch unendlich viel grösser sein kann. Aber 
das ist doch nur richtig, wenn man den Satz in einem 
höheren socialethischen Sinne auffasst. Dann sind allerdings 
die Steuerverwendungen für den Besteuerten unschätzbare 
Güter. Von diesem Standpunkt aus haben wir die Mill'sche 
und Thünen'sche Lehre, als sei die Steuer ein Verlust 
für die Volkswirthschaft und als würde die Volkswirth- 
schaft ohne die Steuer einen höheren Grad der Entwicke- 
lung erreichen können, verworfen. Die Steuer, selbst 
wenn sie für Kriegszwecke verausgabt wird, ist, wenn 
der Krieg ein gerechter war, eher ein Gewinn als ein 
Verlust für die Volkswirthschaft. Aber darum bleibt die 
Steuer doch ein Opfer für den Einzelnen, welches von ihm 
nur durch Verzicht auf einen Genuss oder durch erhöhte 
wirthschaftliche Thätigkeit gebracht werden kann, es sei 
denn, daes der Betrag der Steuern direct für Hebung der 
Volkwirthschaft verausgabt wird und so den Steuerzahlern 
in Form von wirthschaftlichen Vortheilen unmittelbar 
wieder zu Gute kommt. Unmöglich aber kann man ganz 
allgemein behaupten, dass der Werth der Steuerverwen- 
dungen gleich sein muss dem Betrage der Steuern, sobald 
man hierbei rein wirthschaftliche Werthe im Auge hat. 
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Dieser letztere Satz scheint somit gftDzlich in der 
Luft schwebend. Wenn Stein sagt, dass jeder Besteuerte 
beständig damit beschäftigt sei, zu berechnen, ob er durch 
seine Arbeit einen Werth produciren kOnne, gleich dem der 
Oestehungskosten plus der Steuer, so mag man ihm das 
noch zugeben; wenn Stein aber weiter meint, dass jeder 
Kauf, als Rückerstattung dieser Steuer des Producenten, ein 
Beweis sei, dass er eben dies vermocht habe, so ist diese 
Behauptung gänzlich unmotivirt, da unmöglich allen Steuer- 
zahlern die Macht zugeschrieben werden kann, sich den Betrag 
der Steuern im Preise ihrer Producte und Dienste zurück- 
erstatten zu lassen, da also nicht angenommen werden kann, 
dass die Producenten die Wiedererstattung aller sie tref- 
fenden Steuern als Bedingung des Verkaufs ihrer Producte 
hinstellen werden. Wagner ') hat daher yoUständig Reeht» 
wenn er meint, dass Stein sich in seiner üeberwälzungs- 
lehre fortwährend im Kreise drehe und Möglichkeiten fflr 
Wirklichkeiten nehme. Wie wenig Stein selbst mit der 
von ihm aufgestellten üeberwälzungstheorie anzufangen 
weiss, zeigt sich bei der Besprechung der einzelnen Steuern. 
Wenn er z. B. meint ^), dass die Capitalrentensteuer stets 
übergewälzt werde und niemals den Gläubiger, sondern 
immer den Schuldner treffe, so ist nicht einzusehen, wa- 
rum Stein seiner üeberwälzungslehre gemäss nicht das- 
selbe Ton jeder anderen Steuer behauptet, warum er nicht 
sagt, dass die Grundsteuer niemals den Grundbesitzer, die 
Gewerbesteuer niemals den Gewerbtreibenden , die Ein- 
kommenssteuer niemals den sie Zahlenden zu treffen ver- 
möge. XJeberhaupt ist nicht zu verstehen, wieso nach 
Stein' scher Annahme der Schuldner der Träger der Capi- 
talrentensteuer sein kann, da ihm ja nach Stein 's eigener 



1) Finanzwissenschalt, Theil II, pag. 260. 

2) Theü II, pag. 89. 
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Lehre der Betrag seiner Steuer im Preise seiner Producte 
rflokerstattet werden muss. S te i n ' s Lehre von der Steuer- 
überwäbsuDg ist der unbedingt schwächste Theil seines vor- 
trefflichen Handbuchs. Ganz besonders oberflächlich ist die 
von ihm gelieferte Kritik der älteren üeberwälzungs- 
theorieen. So sagt er von Lotz, dass derselbe „yom Gange 
des Verkehrs die Ausgleichuog der üngleicheiten erwarten*' 
wolle, und dass das im Grunde dieselbe Idee enthalte, die 
er selbst (Stein) ausgeführt habe, während, wie wir ge- 
sehen haben, Lotz nur die letzte Ausgleichung der Un- 
gleichheiten dem Verkehr überlassen will, keineswegs aber 
diese Ausgleichung durch den Verkehr zum Princip der 
Besteuerung erhoben wissen will. Jedenfalls findet sich aber 
bei Lotz keine Spur der St ein 'sehen Steuerproductionstheo- 
rie. Ferner wundert sich Stein darüber, dass Max Wirth 
über die „Abwälzung'^ noch eine eigene Theorie aufstellt, und 
meint trotzdem, dass man sich die Sache freilich am leich- 
testen mache, wenn man sie wie Held, Bergius und Neu- 
mann lieber garnioht untersucht. Ja wie soll manesdennan- 
fangen, um nicht von Stein getadelt zu werden? untersucht 
man die Frage genau, so wundert sich Stein, lässt man 
sie ganz unberührt, so ist's ihm auch nicht recht. Was 
übrigens die Behauptung Stein 's über Held und Bergius 
anlangt, so glauben wir unsererseits uns über dieselbe 
billig wundern zu müssen. Held hat keineswegs die 
Frage „lieber gar nicht untersucht," sondern im Jahre 1868, 
also 10 Jahre vor Erscheinen der letzten Auflage des 
Stein'schen Handbuches, die einzige bis jetzt existirende 
Monographie über Steuerüberwälzung geschrieben. Was 
Bergius anlangt, so findet sich bei ihm allerdings kein 
besonderes Capital über Steuerüberwälzung, bei den ein- 
zelnen Steuern aber hält er sich ziemlich genau an die 
1) Grundsätze der Finanzwissenschaft, Berlin 1865. 
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AusAhmiigeii Mill's hinsiehtlich der Wirkungen der 
Steuern. So behauptet er aosdrflcklich (294)» dass die Ein- 
fahrzOUe zum Theil auf die ausländischen Gonsumenten, 
die Ausfuhrzolle zum Theil auf die inlandischen Gonsu- 
menten fallen. Originalität ist allerdings in diesen Fragen 
bei Berg in 8 nicht zu finden, aber übertrieben ist es doeh, 
zu behaupten, dass er sie gar nicht untersucht ') 

1) Recht hat übrigens Stein, wenn er von ümpfenbach be- ümpleiibseh. 
hanptet, dass lezterer im Grande nichts anderes liefere, als das wich- 
tige Verbot einer verfehlten Besteaenmg. ümpfenbach (Lehr- 
buch der Finanzwissenschaft, Erlangen 1860, Band I, pag. 51—64) 
behandelt die JPrage in der That recht oberflächlich. Die wenigen 
von ihm angestellten Satze sind theils selbstverständlich, theÜB 
unrichtig. Er beschränkt sich im Wesentlichen darauf^ die Ca - 
nard-Prittwitz'sche iEtichtnng zu verortheilen, ebenso die von 
Lotz angestellte Behanptong, dass die Gesetzgebung beiEinftÜi- 
mng neuer Steuern auf ausgleichende Yerkehrswirkungen rechnen 
dürfe, zu bestreiten, und schliesslich jede directe Steuer, die wie 
eine indirecte wirke, sowie jede direct wirkende indirecte Steuer 
tür verfehlt und principlos zu erklären. Einigermassen wider- 
spruchsvoll ist seine Forderung, nach welcher er einerseits grosse 
Schonung und Umsicht bei Fiinfilhmng eines neuen Steuersystems 
angewendet wissen wül, andererseits aber dasselbe nach gründ- 
lichen Vorarbeiten doch mit einem Schlage eingeführt werden 
soll, wobei dann die Schonung sich darin äussern könne, dass die 
durch das bisherige falsche Steuersystem begünstigten Interessen- 
ten staatlich entschädigt würden; allerdings eine sonderbare 
StenerpoKtik. Ein specielles Eingehen auf einzelne Fragen der 
Ueberwälzungslehre ist bei ihm überhaupt nicht zu finden. Die 
Bemerkung, dass die Lehre vom Preise strictissime als Basis der 
Ueberwälzungslehre zu benutzen und ihre Anwendung im gege- 
benen Falle lediglich von der Finanzwiasenschafb zu zeig&EL sei, 
heisst doch die Sache zu summarisch behandeln. Das Problem 
der Steuerüberwälzung besteht eben darin, zu zeigen, welche An- 
wendung die Lehre vom Preise in den durch die Steuer hervor- 
gerufenen Verkehrskämpfen finden müsse, da, wie wir gesehen 
haben, die Art der Anwendung bei den verschiedenen Theoretikern 
eine so sehr verschiedene gewesen ist. 

Die St ein' sehe Lehre hat bisher nur wenig Anhänger ge- 
funden. Einer derselben, wenn auch kein unbedingter, ist 
Schmoller (die Lehre vom Eiokommen in ihrem Zusanmienhang Schmoller. 
mit den Grundprincipien der Steuerlehre. Tübinger Zeitschrift, 
Band XIX, 1863, pag. 1-86). Er sagt: „Jeder betrachtet in ge- 
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Die Behauptung Stein's, dass Hoffmann die Frage 
tactvoU umgangen habe, ist uns gleichfalls unverständlich. 
Hoffmann's Standpunkt in der Ueberwälzungslehre ist 
nahe verwandt dem Prittwitz' sehen. Was Hoffmann 
über d^e Frage sagt^ heisst nicht dieselbe umgehen^ son- 
dern Behauptungen aufstellen^ die, wie wir zu zeigen ver- 
sucht haben, schwerwiegende Gonsequenzen in sich bergen. 



„wissem Sinn die Steuern, die er zahlt, als Productionskosten und 
„sucht sie sich im Preise vergüten zu lassen, und da dies jeder thut, 
„so ist einfach jeder darauf angewiesen, soviel zu produciren, sich so 
„anzustrengen, dass er die vertheuerten Producte des andern kau- 
„fen kann. Kann der Arbeiter also auch die directen und in- 
„directen Steuern, die ihn treffen, auf seinen Lohnherm abwälzen, so 
„werdeÄ ihm daftlr wieder durch die Gewerbesteuer seine Kleider, 
„durch die Haus- und Wohnungssteuer seine Wohnung, durch 
„die Grundsteuer sein Brod vertheuert werden.** Er nennt die be- 
treffende Ausftlhrung St ein' s „ausgezeichnet", das Stein' sehe 
System und dessen Construction „vielleicht den grössten Fort- 
schritt, der seit Ad. Smith in der Finanzwissenschaffc gemacht 
wurde." 

Gleichzeitig aber hält Schmoll er die Ueberwälzung fllr 
stets ungewiss und unbestimmbar, wodurch er wiederum sowohl 
mit Stein wie mit sich selbst in Widerspruch geräth. Denn nach 
Stein ist es, wie wir sahen, undenkbar, dass den Producenten 
nicht im Preise des Products die Productionskosten plus der Steuer 
ersetzt würden. Schmoller aber hatte soeben gesagt, dass jeder 
darauf angewiesen sei, soviel zu produciren, dass er die ver- 
theuerten Producte des anderen kaufen könne, was doch unbedingt 
voraussetzt, dass die betreffenden Producte durch die Steuer 
wirklich vertheuert sind. Halt man erst die Ueberwälzung für 
unsicher, so kann man die Wirkung der Steuer auch nicht darin 
erblicken, dass jeder sich mehr anstrengen muss. Er kann dann 
die Steuer ebenso gut durch Einschränkung seines Genusses wie 
durch vermehrte Production bezahlen. In dem Vorwurf der In- 
consequenz, den er Stein macht, hat er, wie wir gesehen haben. 
Recht. Wenn er aber meint, dass Stein die vorher verworfene Ueber- 
wälzungslehre nur deshalb später wieder aufnimmt, um die Reinein- 
kommensbesteuerung retten zu können, so ist das unrichtig, da Stein 
es ausdrücklich für falsch erklärt, zwischen ül^erwälzbaren und nicht 
überwälzbaren Steuern — z. B. Zoll- und Einkommenssteuer — zu 
unterscheiden, und es fllr eine gründlich verkehrte Vorstellung hält, 
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üeberblioken wir nochmals die ganze Stein' sehe 
Steuerlehre, so können wir dieselbe lediglich als eine 
sonderbare Yerirrung bezeichnen, welche umsomehr auf- 
fällt, als die einschlagende Literatur mit befremdlicher 
Oberflächlichkeit behandelt ist. 

Ausser der St ein 'sehen Richtung giebt es in der 
neueren Wissenschaft hoch eine andere Lehre, welche wir 
gleich der von Stein aufgestellten eher als einen Bückschritt, 
wie als einen Fortschritt in der Erkenntniss bezeichnen 
möchten. Wir meinen die von Held aufgestellte lieber- Held, 
wälzungstheorie. Doch ist seine Lehre insofern weniger 
gefährlich wie die S t ei n'sche, als sein Hauptirrthum mehr auf 
dem Gebiet der theoretischen Yolkswirthschaftslehre zu 
suchen ist, die eigentliche üeberwälzungslehre aber kaum 
davon berührt wird. 

Im ersten Gapitel unserer Arbeit haben wir bereits 
Gelegenheit gehabt, auf das Unzutreffende der Kritik 
aufmerksam zu machen, welche Held an der bisher gel- 
tenden Preislehre und an dem Begriff der Productions- 
kosten geübt hat Bevor er nun auf die eigentliche Ent- 
wickelung seiner üeberwälzungslehre übergeht, kritisirt 
Held noch die bisher geltende Lehre von der Ausgleichung 
der Gewinne. Diese Kritik besteht in Wesentlichen darin, 



als isei es Au%abe der Finanzverwaltung, die Steuetti so einzu- 
richten, dass sie nicht übergewölzt werden können. Höchst be- 
deutsam und durchaus richtig ist es aber, wenn Schmoller es 
ftlr fialsch erklärt, im üeberwälzen einen Unterschied zwischen der 
Einkommenssteuer und anderen Steuern zu machen. Wer kann, 
wälzt die Einkommenssteuer in der That ebenso gut über, wie 
jede andere Steuer. Hinsichtlich der Ueberwälzbarkeit besteht 
zwischen den einzelnen Steuern kein principieller, sondern nur 
ein gradueller Unterschied. 
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dass er die Verschiedenheit der Gewinne als etwas Unge- 
wisses bezeichnet Das könnte man ihm zugeben, falls 
er damit nichts anderes sagen wollte, als das die Ausgleichung 
der Oewinne niemals eine vollständige sei, namentlich wenn er 
sich darauf beschränkt hätte, auszufahren, dass, wenn die Aus* 
gleichung in Bezug auf einen Erwerbszweig stattgefuden 
hat, inzwischen neue Erwerbszweige entstanden sind und 
die alten sich ihrer Natur nach verändert haben, so dass 
neue Yerschiedenheiten erzeugt sind. Das alles sagt nun 
Held auch in der That, doch ist damit nichts anderes 
gelehrt, als dass der Ausgleichungsprocess niemals zum 
Stillstande gelangt. Auch lässt sich nicht leugnen, dass 
Smith und vor allen Dingen Ricardo sich offenbar über 
die Schwierigkeit und die lange Dauer dieser ausgleichenden 
Bewegung nicht genügend Kechenschaft gegeben haben. 
Das ist schon mehrfach nachgewiesen, namentlich von 
Bernhardi'). Hiermit begnügt sich aber Held nicht, 
yielmehr meint er, dass die Ausgleichung nicht einmal 
annähernd wirklich eintritt, dass der für die erfolgte Aus- 
gleichung angeführte Grund, wonach sich die Froduction 
in den höhere Gewinne abwerfenden Geschäften vermehre, 
in den weniger gewinnbringenden vermindere, dass dieser 
Grund die Ausgleichung an sich gar nicht herbeiführen 
könne, weil, solange keine klare Berechnung der durch- 
schnittlichen Gewinne in den einzelnen Geschäften ge- 
macht ist, dieser Grund halb instinctiv in den Menschen 
wirken oder sie wie ein unerkanntes Fatum leiten mOsste. 
Diesem Einwände Held 's muss durchaus widersprochen 
werden. Zunächst ist daran zu erinnern, dass Held unter 
der Durchschnittserträglichkeit der Geschäfte das factische 
arithmetische Mittel versteht, welches durch Addition der 



1) pag. 892 a. a. 0. 



Digitized by 



Googl( 



157 

Gewinne aus sämmtlichen Oeschäften und duroh Division 
dieser Summe durch die Zahl sämmtlicher in einem be- 
stimmten Lande und zu einer bestimmten Zeit bestehender 
Geschäfte gewonnen wird. Nun aber strebt kein einsiger 
Geschäftsmann nach diesem Held 'sehen Durchsohnitts- 
gewinn, es strebt vielmehr jeder lediglich nach dem 
landesüblichen Gewinnsatz* Dieser aber ist eine gane 
andere Grösse. Sie richtet sich nach der durchschnittliohen 
Productiyität der in den verschiedenen Gewerbebetrieben 
angelegten Gapitale, womit ajber nicht jenes arithmetische 
Mittel sondern derjenige Gewinn gemeint ist» welchen ein 
Capital in einem bestimmten Erwerbszweige bei oonse« 
quentem und sachverständigem Geschäftsbetriebe abwerfen 
kann^ und zwar unter Voraussetzung eines bestinmiten 
Verhältnisses zwischen dem Angebot an Erzeugnissen der 
einzelnen Geschäftsarten und der Nachfrage darnach. 
Wenn einzelne Geschäfte unwirthschaftlich geleitet werden, 
wenn einzelne Geschäftsinhaber ihre Geschäfte ohne ge- 
nügende Sachkenntniss betreiben, so können die Verluste, 
welche hierdurch für die Betheiligten entstehen, auf den 
landesüblichen Gewinn keinen Einfluss üben. Es wäre 
daher vielleicht besser, den Ausdruck „Durchschnittsge- 
winn'' in diesem Falle ganz zu vermeiden. Die Auffindung 
des wirklichen durchschnittlichen Gewinns in Held'schem 
Sinne wäre für die Statistik und practische Volkswirth-* 
Schaft gewiss von grösstem Interesse, indem hieraus Schlüsse 
auf die Oonsequenz der Wirthschaft gezogen werden 
könnten, sowie auch darauf, ob die wirthscbaftliehen Ver- 
hältnisse eines Landes als gesunde zu bezeichnen seien 
oder nicht. Im vorliegenden Falle aber kann von diesem 
Begriff des wirklichen thatsächlichen Durchschnittsgewinnes 
kein Gebrauch gemacht, es kann hier unter dem landes- 
üblichen Gewinn nur derjenige verstanden werden, welchen 
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eine Gesohäftsart bei consequentem und sachkundigem 
Betriebe in einem bestimmten Lande und zu einer be- 
Zeit abzuwerfen pflegt, da nur dieser Gewinn massgebend 
ist für die Wahl der Berufsart der einzelnen Geschäftsleute 
und für das Hinströmen des Oapitals in eine bestimmte 
Geschäftsart. Nun könnte entgegnet werden, dass auch 
dieser Gewinnsatz einer bestimmten Geschäftsart nicht 
allgemein bekannt zu sein braucht und dass dadurch der üe- 
bergang einzelner Geschäftsleute zu anderen Berufsarten er- 
schwert sei, indem denselb|n die Mehrgewinne, welche 
sich in anderen Geschftfbsarten ergeben, lange Zeit unbe- 
kannt bleiben können. Einen solchen Einwand müssten 
wir indessen für vollständig verfehlt halten, indem die 
Feinfühligkeit der Börse, wie überhaupt die geschäftliche 
Routine einen gewiegten Geschäftsmann unmöglich auf^ 
die Dauer darüber in Zweifel lassen können, ob der Ge- 
winnsatz in einer Geschäftsart über den landesüblichen 
Satz gestiegen oder unter denselben gesunken ist. Keines- 
wegs braucht er darum die Erträglichkeit der einzelnen 
Geschäfte genau zu kennen. Selbstverständlich können 
hier nur einigermassen erhebliche Differenzen in Betracht 
kommen. Treten nun aber solche Differenzen in wirklich 
erheblichem Masse zu Gunsten einer Geschäftsart auf, so 
ist es ganz unausbleiblich, dass eine grössere Zahl von 
Individuen sich der gewinnbringenderen Berufsart widmet. 
Wenn aber auch dieser üebergang fbr die bereits in 
andern Geschäftsarten Thätigen schwierig ist, so steht 
doch nichts dem in Wege, dass etwa die einzelnen Ge- 
schäftsleute ihre Söhne zur Ergreifung des gewinnbringen- 
deren Berufs bestimmen. Verzögert wird hierdurch die 
schliessliche Gewinnausgleichung, dauernd verhindert wird 
sie nicht. Dass, ehe diese Ausgleichung erfolgt, die 
Voraussetzungen sich ändern können und die begonnene 
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Bewegung wieder in Stocken gerathen kann, dass neu auf- 
tretende Ungleichheiten wieder neue und andere aus- 
gleichende Bewegungen veranlassen können, ist nicht zu 
bezweifeln, von uns auch bereits zugegeben, spricht aber 
nicht gegen die unzweifelhaft bestehende Tendenz zur 
Ausgleichung der Gewinne, sondern ist nur ein Beweis 
dafQr, dass das wirthschaftliche Leben der Völker in steter 
lebendiger Bewegung begriffen ist, und dass auch hier 
nichts dauernd ist, als der Wechsel. Wenn Held (452) 
meint, es sei eine constante Erfahrung, dass in grossen 
Ländern sämmtliche Angehörige eines gewissen Geschäfts- 
zweiges arm, die eines anderen wohlhabend seien, so wird 
diese Erscheinung theils darauf zurückzufahren sein, dass 
die Angehörigen des dauernd gewinnbringenderen Ge- 
schäftszweiges einen Monopolgewinn oder neben dem Ge- 
winn eine Rente beziehen, theils darauf, dass die Ange- 
hörigen der besonders ungünstig situirten Geschäftsart sich 
der letzteren aus Mangel an Fähigkeiten oder aus Mangel 
an Capital widmen, dass sie also eigentlich keinen Gewinn, 
sondern einen niedrigen Lohn beziehen. Wenn Held 
meint, dass der Gewinn aus inderLandwirthschaft fixirten 
Capitalen in der Regel geringer ist, als aus in der Indu- 
strie angelegten, so lässt sich das vielleicht durch eine in 
der Industrie zum Gewinn hinzutretende Risikoprämie, 
nach deren Abzug der Gewinn unter umständen nicht 
wesentlich grösser als der landwirthschaftliche erscheinen 
würde, vielleicht auch durch einen dem Inhaber des in- 
dustriellen Unternehmens ^ufliessenden qualificirten höheren 
Lohn, vielleicht auch dadurch erklären, dass die Liebe 
zur Scholle, welche dem Landmann eigen ist, ihn nur im 
äussersten Falle zu einem Wechsel des Berufs greifen 
lässt. Durch derartige Umstände kann die Ausgleichung 
verzögert oder verhindert werden, oder es kann die bereits 
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erfolgte Ausgleichung nicht immer erkannt werden. Wenn 
man aber von zum Gewinn hinzutretenden Renten, wie 
überhaupt von allem Monopolgewinn absieht, so ist es nicht 
denkbar, dass in einer Geschäftsart, der sich jeder nach 
freiem Entschlüsse widmen kann, deren Gewinnsätze also 
nicht durch factisches oder rechtliches Monopol geschützt 
sind, die Gewinnsätze dauernd sehr erheblich höher bleiben, 
als in einer anderen. Anders verhält es sich freilich mit 
dem Arbeitslohn. Hier ist namentlich bei sehr niedrigen 
Sätzen der Uebergang wesentlich schwieriger. Nicht nur 
ist die Auswanderung durch die Unzulänglichkeit der 
Mittel sehr erschwert, auch die Bestimmung der Kinder 
für einen andern Beruf ist oft kaum möglich, weil die 
Kinder schon frühzeitig den Eltern behülflich sein müssen, 
weil oft namentlich in Industriebezirken an demselben 
Ort gar keine Gelegenheit ist, einen anderen Erwerbszweig 
zu ergreifen und das Fortschicken der Kinder an einen 
anderen Ort mit den grössten Schwierigkeiten verbunden 
ist, oft auch, namentlich bei sehr ausgebildeter Hausin- 
dustrie, die Eltern ihre Kinder im eigenen Geschäft nicht 
entbehren können. Held hat also Recht, wenn er (S. 452) 
meint, dass die Verschiedenheit der Lohnsätze sich nicht 
durch die grössere Unannehmlichkeit der Beschäftigung etc. 
erklären lasse. Daraus folgt aber nur, dass die Höhe des 
Lohnes sich keineswegs nach dem Gesetze der Gewinn- 
ausgleichung bestimmt. Hieraus aber, wie überhaupt 
daraus, dass eine vollständige Ausgleichung der Gewinn- 
sätze niemals stattfindet, den Schluss zu ziehen, dass das 
Gesetz der Ausgleichung überhaupt keine allgemeine Gültig- 
keit habe, ist entschieden falsch. Es ist ebenso falsch, 
als wenn man beispielsweise in der Physik aus dem um- 
stände, dass bei allen experimentellen Untersuchungen 
wegen der Unzulänglichkeit der uns zu Gebote stehenden 
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Mittel, welche es unmöglich macht, alle Btörenden, das 
Resultat mit beeinflussenden Einwirkungen zu paralysiren, 
stets das Vorkommen gewisser Fe^iler angenommen 
und daher das Resultat nur als innerhalb gewisser' 
Fehlergrenzen gültig angesehen wird, als wenn man 
hieraus, sagen wir, einen Schluss gegen die Gültig- 
keit der physikalischen Gesetze Oberhaupt ziehen wollte. 
Auch hier erklärt sich die Thatsache, dass ein Gesetz 
fast niemals rein zur Erscheinung kompit, daraus, dass 
andere Gesetze seine Wirkung stören oder ganz verhin- 
dern. Trotzdem aber ist jedes einzelne dieser Gesetze 
Tollständig und allgemein gültig. Freilich aber kann man 
eine Wirkung des Gesetzes der Gewinnausgleichung nur 
da erwarten, wo es sich um Gewinne handelt. Die Be<- 
lastungs* und Entlastungskämpfe zwischen Gewinn und 
Lohn können unmöglich durch die Wirksamkeit des 
Gesetzes der Gewinnausgleichung entschieden werden. 
Seite 454 meint Held, dass die Behauptung, der Erhöhung 
der Selbstkosten folge eine Erhöhung der Preise, eines 
Beweises durch genaue Daten bedürfe, welche das Ein- 
treten dieser Thatsache in jedem einzelnen Falle nach* 
wiesen. Zu einem unwiderleglichen Axiom könnte die 
Abwälzungslehre für die einzelnen Fälle allerdings yielleioht 
nur dadurch gemacht werden; dennoch aber können ohne 
Zweifel gewisse allgemeine Erscheinungen durch blosses 
Caleul erklärt werden. Man kann daher an die Bear- 
beitung der üeberwälzungstheorie sehr wohl mit einem 
weit geringeren Masse Ton Pessimismus herangehen, als 
Held es thut. 

Was Held über die Abwälzbarkeit indirecter Steuern 
sagt, ist im Ganzen wohl richtig. Dass die Abwälzung 
nicht allgemein vorkommt, dass ihr Mass nicht genau 
bekannt ist, wird im Ganzen nicht bezweifelt werden 
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können. Störend ist bei der Held'8chen Untersuchung, 
dass fortwährend der Ausdruck y^Durchscbnittsgcwinn^^ in 
einem dem Sprachgebrauch widersprechendem Sinne Tor- 
'kommt, zumal der Heldische Begriff des Durchschnitts- 
gewinns bei einer Untersuchung der Ueberwälzungslehre 
garnicht brauchbar erscheint, wie wir vorhin nachzu- 
weisen Tersucht haben. Auch die Erklärung des Monopol- 
gewinns ist bei H eld ungenau. Denn nicht da, wo der durch- 
schnittliche Geschäftsgewinn in einem Erwerbszweige höher 
Stehtals in den übrigen, besteht bereits ein Monopolgewinn, 
sondern nur da, wo durch gewisse ausschliessende Yerhältnisse 
eine erfolgreiche Ooncurrenz anderer Bewerber entweder 
ganz unmöglich ist, oder doch die neu hinzutretenden 
Goncurrenten einen gleich hohen Gewinn nicht erzielen 
können. Es ist daher falsch, wenn Held jede Abweichung 
des durchschnittlichen Gewinns in einem Geschäftszweige 
Ton dem Durchschnittsgewinn aller Geschäftszweige als 
Monopolgewinn bezeichnet, und übertrieben ist es, wenn 
er meint, die durch Monopolpreise und Monopolgewinne 
bedingten Ausnahmen könnten so häufig sein, dass die 
Kegel selbst mehr als zweifelhaft würde. Wenn beispiels- 
weise der Gewinn aus Lederwaarenfabrication durch ver- 
stärkte Nachfrage nach solchen Waaren sehr erheblich 
steigt, so wird er sich nicht dauernd auf dieser Höhe er- 
balten können, weil in der Regel nichts dem im Wege 
stehen wird, dass sich immer mehr Capital dem gewinn- 
bringenderen Geschäftszweige zuwendet. Wenn aber die 
Production besonders edler Weine oder die Erzeugung 
von Producten, deren Herstellung die Eenntniss eines 
gewissen Geschäftsgeheimnisses voraussetzt , besonders 
gewinnbringend erscheint, so kann eine vermehrte üeber- 
siedelung von Gapitalen und Arbeitskräften in diese gewinn- 
bringenderen Geschäftszweige nicht erfolgen. Hier liegt 
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also in der That ein Monopolgewinn vor. Dass nuu in 
der Mehrzahl der Geschäfte solche ausschliessende Ver- 
hältnisse wirksam seien, bedarfte entschieden des Beweises 
und kann nicht a priori angenommen werden. Jm üebrigen 
ist die Schilderung, welche Held von den Schwierigkeiten 
macht, die der Wirksamkeit des Gesetzes der Gewinn- 
ausgleichung entgegenstehn, ohne Zweifel richtig. Ebenso 
richtig ist es, wenn Held sagt, dass durch Ueber wälzung 
indirecter Steuern, selbst wenn sie vollständig eintritt» 
eine Verminderung des Einkommens stets nur im gleichen 
Verhältniss zur Grösse desselben bewirkt werden könne, 
dass auf diesem Wege also nur eine proportionale, nicht 
aber eine progressive Besteuerung möglich sei. Das ist 
in der That ein wesentlicher XJebelstand aller indirecten 
Steuern. Es kann allerdings durch Freilassung noth- 
wendiger Verbrauchsgegenstände von der Steuer und durch 
eine sorgfältig ausgearbeitete Steuerscala etwas einer pro- 
gressiven Besteuerung Aehnliches geschaffen werden, eine 
wirklich progressive Steuer wird aber so niemals umge- 
legt werden können. Richtig ist es auch, dass grossen 
Capitalen einerseits eine monopolistische Kraft innewohnt, 
dieselben aber andererseits bei gesunkenem Gewinn auch 
nicht sofort in andere Geschäftszweige übersiedeln können. 
Aber entschieden zu weit geht Held, wenn er aus diesen 
Sätzen den Schluss zieht, dass der Gedanke der Ausgleichung 
völlig in der Luft schwebe, so wie man von einer Ab- 
wälzung zwischen Geschäften mit sehr ungleichem Capital 
spricht. Denn zunächst kann nicht ohne Weiteres ange- 
nommen werden, dass die grossen Capitale sich auf die 
Dauer einem weniger gewinnbringenderen Geschäfte zu- 
wenden werden, andererseits aber giebt es jetzt gewisse 
ünternehmungsformen, welche auch dem kleinen Capital 
die Möglichkeit gewähren, durch Ankauf von Aotien und 
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durch Bezug von Dividenden an den Vortheilen zu parti- 
cipiren, welche der monopolistische Oharacter des grossen 
Gapitals dem letzteren gewahrt. Dauernd im Nachtheile 
dem grossen Capital gegenüber sind nur diejenigen Besitzer 
kleiner Gapitale, welche sich nicht mit dem Bezüge von 
blossem Capitalgewinn begnügen können, sondern darauf an- 
gewiesen sind, ausser dem Capitalgewinn auch persönlichen 
Lohn zu beziehen und so zu einer selbstthätigen Ver- 
wendung ihres Gapitals gezwungen sind. 

Seite 464 sagt Held: „Wenn man allgemein sagt: 

„Bei Erhöhung der auf ein einzelnes Productivge- 
„schäft gelegten (als indirect beabsichtigten) Steuer werden 
,,8ich im Laufe der Zeit die Preise so erhöhen, dass die 
„Steuer auf die Abnehmer tibergewälzt erscheint, so kann 
„man darunter dreierlei verstehen: 

„Entweder: die Preise werden so erhöht, dass die 
„besteuerten Gewerbsunternehmer wieder denselben durch- 
„schnittlichen Geschäftsgewinn haben als vorher, 

„Oder: so, dass sie denselben Geschäftsgewinn haben, 
„den sie ohne Erhöhung der Steuer jetzt haben würden, 

„Oder: so, dass die durchschnittlichen Geschäftsge- 
„winne der besteuerten und nicht besteuerten Gewerbe 
„sich ausgleichen. 

„Diese drei Auffassungen werden bewusst oder un- 
„bewusst als identisch angenommen, sind es aber nicht, 
„und überdies kann keine einzige bewiesen oder nur sehr 
„wahrscheinlich gemacht werden. Die erste beruht auf 
„der Annahme eines stationären Zustandes und dem Igno- 
„riren aller anderen Veränderungen mit Ausnahme der 
„neuen Steuern. Die zweite setzt als bekannt voraus, 
„was nie erkannt werden kann, nämlich wie sich die Dinge 
„gestaltet hätten, wenn ein factisches Ereigniss nicht ein- 
„getreten wäre *, die dritte endlich nimmt etwas beschränkt 
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,, Mögliches als allgemein wahr und sicher an. Dass die 
.»Möglichkeit beschränkt sei, erhellt aus den vielen oben 
„berührten Fällen, in denen gar kein Grund für den Ein- 
„tritt der Abwälzung vorliegt. Nimmt man die Renten- 
„erscheinung oder die Verschiedenheit der Gewinne als 
„eine dauernde, unvermeidliche Erscheinung an, so hört die 
„Nothwendigkeit der Abwälzung der Steuern selbst bei 
„den indirecten auf, ein allgemeines Axiom zu sein. Nur 
„ihre Möglichkeit in vielen Fällen muss zugestanden wer- 
„den, bis zu welchem Grad aber die ausgleichende Tendenz 
,,factisch wirkt, kann vorläufig gar nicht allgemein fest- 
„gestellt werden". 

Auch diese Ausführung Held 's enthält unleugbar 
manches Richtige, nur scheint sie uns zu schroff formulirt. 
Was die zweite von Held gerügte Auffassung anlangt, nach 
welcher die Preise soweit steigen werden, dass die Geschäfts- 
unternehmer denselben Gewinn haben, den sie ohne die 
Steuer jetzt haben würden, so ist eine solche Auffitssung 
in der That bedenklich. Sie streift hart an die MilTsche 
Anschauungsweise und führt consequent dazu, die Steuern 
als ein Uebel, als ein Gulturhinderniss anzusehen und den 
wirthschaftlichen Werth der Steuerverwendungen zu igno- 
riren. Die erste Auffassung hingegen ist weniger ver- 
werflich, als Held es behauptet. Freilich muss dabei ein 
stationärer Zustand angenommen, und müssen alle anderen 
Veränderungen mit Ausnahme der Steuer ausser Acht 
gelassen werden. Das aber ist eine Betrachtungsweise, 
welche in vielen Fällen gar nicht vermieden werden kann. 
Man kann bei einer rein theoretischen Untersuchung un- 
möglich alle denkbarer Weise auf das Resultat einwirken- 
den Factoren als gleichzeitig wirksam ansehen. Es würde 
das mit der Forderung übereinstimmen, eine Gleichung 
mit einer grossen Zahl unbekannter Grössen ohne Zuhülfe- 
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nähme anderer Gleichungen so lösen zu sollen, dass für 
jede Unbekannte eine ganz bestimmte Zahl gefunden wird. 
Daher ist es auch nicht so inconsequent, wie H^eld meint, 
wenn man die erste und dritte Auffassung häufig iden- 
tificirt. Der Vorwurf aber, den Held gegen die dritte 
Auffassung erhebt, ist nicht stichhaltig, und die Frage- 
stellung durchaus schief. Dass die Möglichkeit der Ab- 
wälzung beschränkt sei, ist allerdings nicht zu leugnen. 
Aber das Bestehen vieler Ausnahmen kann die Regel noch 
nicht hinfällig machen. Die letztere besteht darin, dass, 
wegen des in der Volkswirthschaft bestehenden Strebens nach 
Ausgleichung der Gewinne, kein Erwerbszweig, dem sich jeder 
widmen kann, auf lange Zeit einen wesentlich höheren Ge- 
winnsatz abwerfen wirdj als alle übrigen Erwerbszweige, dass 
daher bei Belastung gewisser Erwerbszweige durch die 
Steuer das Angebot an Producten der letzteren sich ver- 
mindern, ihr Preis also steigen wird. Das Bestehen aus- 
schliessender Verhältnisse wird der unbeschränkten Herr- 
schaft dieses Gesetzes allerdings hinderlich sein, die Gül- 
tigkeit desselben aber im Ganzen nicht in Frage stellen. 
Dass die Nothwendigkeit der Abwälzung auch bei den in- 
directen Steuern kein allgemeines Axiom ist, wird man 
Held ohne Weiteres zugeben. Aber nicht hierin liegt das 
eigentliche Problem der üeberwälzungslehre, sondern darin, 
nachzuweisen, nach welchen Regeln die Abwälzung, wenn 
sie überhaupt stattfindet, sich vollzieht, und die Hinder- 
nisse aufzuzählen, welche der allgemeinen Wirksamkeit 
des unzweifelhaft bestehenden Gesetzes entgegen stehen. 
Wir sind weit entfernt, den Werth der von Held gefor- 
derten exacten statistischen Untersuchungen zu unter- 
schätzen, vermögen aber darum nicht, das von ihm ge- 
hegte Misstrauen gegen die Theorie der allgemeinen Ab- 
wälzung zu theilen. Was Held gegen die Abwälzbarkeit 
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der Octrois in Frankreich sowie der Mahl- und Sehlacht- 
Steuer anführt, mag richtig sein, wir selbst haben wieder- 
holt betont, dass aus yerschiedenen mehrfach angefahrten 
Grflnden die Abwälzung einer Mehrbelastung des land- 
wirthschaftlichen Gewerbes, worum ßs sich hier doch han- 
delt, ganz besonders schwierig ist. Darum aber bleibt es 
doch wahr, dass indirecte Steuern, wenn sie rationell um- 
gelegt sind, grösstentheils auf die Consumenten abgewälzt 
werden. Am wenigsten aber können die Ausnahmen von 
dieser Begel die allgemeine Gültigkeit der Abwälzungs- 
lehre Oberhaupt in Frage stellen. 

Die allgemeine Einkommenssteuer ist nach Held ab- 
solut unabwälzbar. Die Gründe freilich, welche er hierfür 
anführt, sind sonderbar genug. Was im Yerhältniss zur 
Grösse des Einkommens auferlegt ist, meint er, kann nicht 
abgewälzt werden, sofern die Abwälzung ja gerade bestimmt 
sein soll, die Verhältnissmässigkeit herzustellen. Schon die 
Ausdrucksweise Held 's ist hier gänzlich unzulässig. 

Man kann von einer „Bestimmung'^ der Abwälzung 
überhaupt nicht reden. Die Abwälzung ist nicht eine Ein- 
richtung, die einem bestimmten Zwecke dient, sondern 
sie ist, wo sie eintritt, ein Ereignis s, das durch die 
Wirksamkeit eines volkswirthschafllichen Gesetzes herbei- 
geführt wird. Giebt es aber gewisse Verhältnisse, die das 
Eintreten der ausgleichenden üeberwälzuog bei ungleich- 
massiger Besteuerung verhindern, so können dieselben Ver- 
hältnisse bei einer gleichmässigen Besteuerung neue ün- 
gleichmässigkeiten erzeugen und es so bewirken, dass die 
Steuerüberwälzung statt einer Gleichmässigkeit grade eine 
ÜDgleichmässigkeit der Belastung zur £^Jge hat Es ist 
um so unverständlicher, dass Held die Einkommenssteuer 
für absolut unabwälzbar hält, als er selbst zugiebt, dass 
es denkbar sei, das Einkommen von irgend einer Art des 
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Besitze» oder der Arbeit befreie sich und wäke die Steuer 
von sich ab, es entstehe also durch die Abwälzung grade 
eine neue Ungleichheit. Trotzdem meint er, dass sich dieser 
Fall aller wissenschaftlichen Erörterung entziehe, weil ea 
nie zu entscheiden sei^ ob eine neu entstehende Ungleieheit 
grade eine Folge der Abwälzung sei. Dieser Grund aber 
kann unmöglich für stichhaltig angesehen werden, da die 
theoretische Erörterung sich bei dem jetzigen Stande der 
Wissenschaft damit begnügen muss, auf rein speculativem 
Wege die verschiedenen möglichen Wirkungen einer 
Steuer nachzuweisen. Auch die progressive Einkommens- 
steuer ist nach Held unabwälzbar, da, wie er meint, nie- 
mand ein kleineres Einkommen einem grösseren deshalb 
vorziehen würde, weil letzteres höher besteuert sei. Man 
könnte beinahe versucht sein, diese Begründung für einen 
Scherz zu halten. Wie kann Held glauben, durch eine solche 
Bemerkung die Möglichkeit bestreiten zu können, dass eine 
hohe Besteuerung eines grossen Einkommens den Empfänger 
desselben zu dem Versuch veranlasste, den Betrag der 
Steuerent weder durch verminderten Lohn seinen Arbeitern 
oder durch erhöhte Preise den Abnehmern seiner Producte 
aufzubürden? 

Hinsichtlich der Gewerbesteuern meint Held zunächst 
ganz allgemein, dass «ine Abwälzbarkeit derselben, wenn 
ein Gewerbe prägravirt erscheint, ebenso möglich sei, 
wie bei indirecten Steuern, und zwar eine Abwälzung auf 
die Consumenten (468). Als Oharacteristicum der Gewerbe- 
steuer bezeichnet er ferner die durch sie bewirkte gleich- 
massige Verminderung des Einkommens aller Gewerb- 
treibenden im Gfigensatz zu den übrigen Ständen. Es 
entsteht also die Frage nach der Ausgleichung der Be- 
lastung zwis(;hen einem Stand und den anderen (169). Wir 
müssen nun zwar behaupten, dass eine Mehrbelastung 
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gewisser Stände gegenober den anderen auch bei indirecten 
Steuern dann vorliegen könne, wenn letztere Steuern 
nicht vollständig Qbergewälzt werden. Dennoch wollen 
wir zugeben^ dass der Character der Gewerbesteuer als 
Belastung eines einzelnen Standes ganz besonders dazu 
veranlassen muss, etwa vorkommende Prägravationen ein- 
zelner Stände und deren mögliche Ausgleichung zu unter- 
suchen. Das Streben aber nach möglichst origineller 
Auffassung und die Held in hohen Masse eigene Neigung 
zur Kritik Iflsst ihn in der Verfolgung dieses Oedankens 
zu weit gehen und die in diesen schwierigen Fragen so 
nötbige Klarheit verlieren. Denn wenn er (470) meint, 
dass bei dieser Gegenüberstellung der von den verschiedenen 
Ständen getragenen Steuern und bei der Betrachtung der 
möglichen Abwälzung dieser Steuern der Ausdruck ,,Gon- 
sumenten'^ irreführend sei, so ist das zwar insofern richtig, 
als die Gewerbtreibenden selbst zu den Gonsumenten ge- 
hören. Wenn er aber (472) meint, dass, falls man sage, 
dass die Gewerbesteuer auf die Gonsumenten &lle, man 
nur den allgemeinen Satz wiederhole, dass auch die Ge- 
werbesteuer sich auf alle Glieder des Staates gleichmässig 
vertheile, so ist uns dieser Ausspruch vollständig unver- 
ständlich, steht auch im directesten Widerspruch zu der 
von ihm selbst S. 468 als möglich behaupteten üeber- 
wälzung der Gewerbesteuern auf die Gonsumenten. Er 
thut also ganz wohl daran, den Gewerbtreibenden als 
' Glasse nicht die Gonsumenten, sondern die übrigen nicht 
von der Gewerbesteuer getroffenen Producenten gegenüber 
zu stellen; warum aber sollte es falsch Rein, die schliess- 
liche Ausgleichung der entstandenen Ungleichheiten durch 
das Mittelglied der Gonsumtion zu erwarten? Denn wenn 
sich Held die Ausgleichung der die verschiedenen Stände 
treffenden Belastung so denkt, dass eine Zahl von Gewerb- 
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treibenden die durch die Steuer überlastete Berufsart yer- 
lassen und in die Reihen der anderen producirenden Classen 
treten wird, wodurch deren Producte im Preise sinken 
und ihre Gewinne sich verringern werden, so ist doch auch 
hier die Gonsumtion als noth wendiges Mittelglied dieses 
Vorganges bereits eingeschoben* Freilich giebt es auch eine 
andere Art der Ausgleichung, die nicht durch das Mittel- 
glied der Gonsumtion erfolgt, von der aber Held über- 
haupt nicht spricht, eine Art der Ausgleichung, welche grade 
im Falle einer Mehrbelastung der Gewerbtreibenden durch 
die Steuer häufig genug vorkommen wird; wir meinen die 
Abwälzug der Steuer auf die Arbeiter. Held scheint der 
Ansicht zu sein (171), dass eine solche» Ausgleichung nur 
dadurch möglich sein würde, dass ein Theil der Gewerb- 
treibenden in die Reihen der besitzlosen Arbeiter über- 
trete« Aber das ist durchaus nicht nöthig. Schon eine 
Einschränkung des Gewerbebetriebes, ein Herausziehen 
von Capital aus den Gewerben, eine üebersiedelung 
des Gewerbfleisses in andere Länder, was durch zu harten 
Steuerdruck sehr wohl erfolgen kann, macht einen Theil 
der Arbeiter brodlos und vermehrt daher das Angebot 
an Arbeitskräften im Yerhältniss zur Nachfrage nach den- 
selben. Ganz richtig ist übrigens der Gedanke Held 's, 
dass das Steigen des Preises der Gewerbeproducte nur ein 
relatives sein würde, indem die Gewerbeproducte nicht um 
den vollen Betrag der Steuer steigen, sondern ein gleich- 
zeitiges Sinken des Preises der Producte der durch die 
Steuer nicht getroffenen Producenten stattfinden würde, da 
ein Theil der Gewerbtreibenden zu anderen Berufsarten 
übergegangen sein, das Angebot an Producten der letzteren 
sich vermehrt haben und der Preis derselben gesunken 
sein würde. Selbst in dem Falle aber, wo die Gewerbe- 
steuer die einzige directe Steuer ist, ist die Ueber- 
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wälzung nach Held um deswillen sehr unsicher, weil, wo 
ein durchschnittlicher Unternehmergewinn existirt, sich 
derselbe durch die Steuer lange wird vermindern lassen, 
ehe die Abwälzung . auf Lohnarbeiter und Gapitalisten 
erfolgt (471). Bei der gewöhnlichen Stellung, welche die 
Gewerbesteuer im Steuersystem einnimmt, ist ihre Ab- 
wälzbarkeit nach Held auf ein Minimum reducirt. Diese 
Ausführung halten wir gleichfalls für unrichtig. Schon 
die hypothetische Annahme des durchschnittlichen Unter- 
nehmergewinnes ist unhaltbar. Die Existenz eines durch- 
schnittlichen ünternehmergewiDnes kann unseres Erachtens 
nicht geleugnet werden, mag man ihn nun erklären, wie 
man will. Eine erhebliche Verminderung des Unter- 
nehmergewinnes wird aber, falls die wirthschaftlichen 
Machtverhältnisse den Unternehmer begünstigen, sehr 
leicht zu einer üeberwälzung der Steuer Anlass geben, 
in der Regel freilich durch Steigerung des Preises der 
Gewerbeerzeugnisse. Ganz richtig ist es übrigens, wenn 
Held meint, dass von einer Abwälzung der Gewerbesteuer 
im Ganzen da nicht die Rede sein könnte, wo durch sie 
ganz verschiedene Classen von Gewerbtreibenden , auch 
solche, die eigentlich nur Lohn beziehen, getroffen werden. 
Hier ist eben die Gewerbesteuer nur ein gemeinsamer 
Name für die Besteuerung höchst verschiedener wirth- 
schaftlicher Classen. 

In Betreff der Grundsteuer befindet sich Held in 
vollkommener Uebereinstimmung mit den in der neueren 
Wissenschaft jetzt allgemein herrschenden Anschauungen. 
Er hält sie eventuell für abwälzbar, ihre Abwälzbarkeit 
jedoch wegen der geringen Mobilität der ackerbautrei- 
benden Bevölkerung wesentlich eingeschränkt. 

Ueber die Haussteuer sagt Held, dass die ältere 
Lehre, nach welcher die Hausrente in Gr und- u nd Bau- 
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rente getheilt worden ist, und die Steuer auf erstere für 
unabwftlzbar, die auf letztere als auf die Miether fallend 
angesehen wurde, zu verwerfen sei, und dass, namentlich 
was die Abwälzbarkeit auf die Miether anlangt, dies nur 
unter der Voraussetzung geschehen könne^ dass sämmtliche 
Miether, als einheitliche Glasse aufgefasst, durch die von 
ihnen getragenen Steuern eine geringere Einbusse an ihrem 
Totaleinkommen erleiden, als die Hausbesitzer durch die 
Haussteuer (478). Durch die Gegenüberstellung der ver- 
schiedenen Stände und die vorzugsweise Betrachtung der 
zwischen ihnen möglichen Abwälzung der sie belastenden 
Steuern vergrössert Held sich selbst die Schwierigkeit der 
ohnehin schwierigen Frage. Die einfache Erklärung, dass 
die Abwälzung der Steuern auf den Miether in derselben 
Weise zu geschehen habe, wie die Abwälzung der Gewerbe- 
oder Grundsteuer auf die Consumenten, weist Held durch 
die Bemerkung zurück, dass hiermit eigentlich gar nichts 
gesagt sei, was allerdings eine sonderbare Widerlegung ist. 
Denn wenn der !Producent zugleich Consument und der 
Hausbesitzer zugleich Miether ist, so ist damit die Ab* 
wälzbarkeit der eben angeführten Steuern weder für un- 
möglich erklärt, noch enthält die behauptete Abwälzung 
einen Widerspruch. Viel unklarerer gestaltet sich dieses 
Verhältniss nach Heldischer Anschauung. Eine Steuer 
welche die Miether als Olasse trifft, kann nur die Mieth-- 
Steuer sein. Wenn also Held die Möglichkeit der Ab- 
wälzung der Steuer auf die Consumenten nur für den 
Fall statuirt, dass die Classe der Miether als solche 
schwerer belastet ist als die Classe der Vermiether. so ist 
hiermit eine ganz willkürliche Behauptung aufgestellt, 
welche mit der Wirklichkeit in schroffstem Gegensatze 
steht. Denn darnach müssen, wenn etwa nur eine Mieth- 
steuer oder nur eine Haussteuer bestände, jedesmal die 
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Hälfte der Haus- resp. Miethsteuer auf die Miether resp^ 
Hausbesitzer übergewälzt werden, während doch factisch 
grade bei der Haus- und Miethsteuer keineswegs die 
gleichmässige Belastung der Hausbesitzer und Miether 
massgebend ist fttr die Abwälzbarkeit der betreffenden 
Steuern, yielmehr hängt letzteres lediglich von dem Ver* 
hältniss zwischen dem Angebot an Wohnungen und d^r 
Nachfrage darnach ab. Also nicht dann ist dem Haus- 
besitzer eine üeberwälzung der ihn treffenden Haussteuer 
auf seinen Miether möglich, wenn er durch die Haussteuer 
härter getroffen ist, als der Miether durch die Miethsteuer, 
sondern nur dann, wenn etwa im Falle eines Anwachsens 
der städtischen Bevölkerung die Nachfrage nach Woh- 
nungen grösser ist, als das Angebot daran. Da, wo der 
Hausbesitzer sein Haus nicht ausschliesslich selbst benutzt, 
will Held die Haussteuer als Gapi talsteuer betrachtet 
wissen. Die Abwälzbarkeit oder Nichtabwälzbarkeit würde 
sich darnach zu richten haben, ob das Einkommen aus 
Häusercapital gegenüber dem anderen Capital ungleich 
belastet ist (4:79). Ohne Zweifel würde ein solcher Umstand 
auf den Trieb zur Abwälzung von Einfluss sein. Die 
Hauptfrage der Abwälzung der Haussteuer besteht aber 
unseres Erachtens doch darin, ob die Haussteuer auf den 
Miether abgewälzt werden kann oder nicht. Man kann 
diese .schwierige Frage nicht, wie Held es thut, mit der 
Bemerkung zur Seite schieben, dass es einfacher sei, statt 
eines ununterbrochenen Hin- und Herwälzens der Steuer 
zwischen Miether und Vermiether sich vorzustellen, 
dass jeder die von ihm gezahlte Steuer auch selber trägt. 
Eine solche Vorstellung wäre, wie wir meinen, zwar ein- 
fach, aber falsch, da das Vorkommen der üeberwälzung 
der Haussteuer auf die Miether und der Miethsteuer auf 
die Hausbesitzer gar nicht zu leugnen ist und auch von 
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Held nicht geleugnet wird. Die Anschauungen Beides 
aber die Abwälzbarkeit der Haussteuer sind unbedingt einer 
der schwächsten Theile seiner üeberwälzungstheorie. 

Hinsichtlich der Gapi talsteuer betrachtet Held zu- 
nftchst den Fall, dass eine Herabminderung des Zinsfusses 
auf indirectem Wege durch Abwälzung eines Theils der 
Haus-, Gewerbe- und Grundsteuer erfolgt, falls nämlich 
letztere Steuern erhoben sind ohne Rücksicht darauf, wie- 
Tiel Oapital dem Unternehmer gehört und wieviel ent- 
liehen ist. Der Einfachheit halber nimmt Held an, dass 
jeder Unternehmer mit einem gleich grossen fremden Ca- 
pital arbeitet, glaubt aber, auch hier nicht angeben zu können, 
in welchem Grade die Abwälzung wirklich stattfindet. 
Ebensowenig glaubt Held etwas darüber sagen zu können^ 
wann eine Besteuerung des Leihcapitals selbst auf die 
Unternehmer abgewälzt werden kann, da im besten Falle 
mit zwei unbekannten Factoren, mit der Stärke nämlich 
des Oapitalansammlungstriebes und der Unternehmungslust 
gerechnet werden müsse (480 — 481). Selbstverständlich 
kann man ganz genaue Angaben für concreto Fälle, wie 
Held ganz richtig sagt, in der Abwälzungstheorie überhaupt 
nicht machen. Ein Grund zum Pessimismus liegt hierin 
aber nicht, und eine Aenderung des allgemeinen Gharacters 
der in der Üeberwälzungstheorie zu gewinnenden Resultate 
wird auch dann nicht eintreten, wenn die grossen von 
Held vorgeschlagenen Untersuchungen überdurchschnitt- 
liche Erträglichkeit der Geschäfte , durchschnittlichen 
Unternehmergewinn etc. angestellt sind, abgesehen davon, 
dass wir derartige exacte Untersuchungen überhaupt in 
einiger Vollständigkeit für undurchführbar halten. 

Sämmtliche directe Steuern* die der Arbeiter zahlt, 
sowie die Grösse seiner Belastung durch indirecte Steuern 
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fasBt Held unter dem Namen Lohnsteuer zusammen und 
formulirt die Frage der Abwälzung für diesen Fall so: 

^yEann die Lohnsteuer auf die besitzenden Classen 
„übergewälzt werden, oder bewirkt umgekehrt die Be- 
„steuerung der letzteren eine Verminderung des Lohns?'* 

Zunächst polemisirt Held (482—486) gegen die von 
Ricardo und Smith behauptete unbedingte Äbwälzbar- 
keit der Lohnsteuer. Die Polemik ist sachgemäss und 
wohl kaum angreifbar. Wir brauchen uns bei derselben 
nicht aufzuhalten, da wir uns hier mit Held vollkommen 
in XJebereinstimmung befinden, nur müssen wir bemerken, 
dass Held doch zu weit geht, wenn er gegen Bicardo, 
gegen welchen die Spitze seiner Polemik in erster Linie 
gerichtet sein muss, den Satz ausspricht: „Auch der irische 
„Arbeiter lebt, arbeitet und zeugt Kinder, auch er hätte 
^,den natürlichen noth wendigen und festen Lohn; und doch, 
„welch ein Unterschied zwischen seinem Einkommen und 
„dem eines britischen oder amerikanischen Arbeiters/' 
Es ist nun aber selbst von Ricardo niemals etwas be- 
hauptet worden, was zu einer derartigen Entgegnung 
berechtigte. Auch Ricardo sieht den Lohn keineswegs 
als eine in dem Sinne feste Grösse an, dass nicht der 
natürliche Lohn auch nach ihm zu verschiedenen Zeiten 
und in verschiedenen Ländern ganz verschieden sein könnte. 
Fest und im Wesentlichen unveränderlich ist nach Ricardo 
der Lohn nur in einem bestimmten Lande und für eine 
bestimmte, freilich längere Zeitperiode. Das genügt ja 
aber auch für die Behauptung der unbedingten Ueber- 
wälzbarkeit der Lohnsteuer. Wie weit Ricardo davon 
entfernt war, den natürlichen Arbeitslohn als ganz fest 
und stetig anzusehen, beweist folgende Stelle'): „Man 
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,,denke sich aber nicht, der natürliohe Preis der Arbeit; 
>,wie derselbe gerade in Nahrungs- und anderen Bedfirfoiss- 
y^mitteln geschätzt ist, sei tpabänderlioh festgesetzt und 
»^beständig. Er wechselt zu verschiedenen Zeiten in einem 
,,und demselben Lande und ist in verschiedenen Ländern 
,»der Sache nach sehr verschieden. Er hängt seinem Wesen 
,,nach von den Sitten und Gebräuchen des Volkes ab* 
,, Einem englischen Arbeiter würde sein Lohn unter dem 
»»natürlichen Satze und zu knapp für die Unterhaltung seiner 
«»Familie vorkommen» wenn er damit kein anderes Nahrungs- 
»»mittel als Kartoffeln kaufen und dafür in keiner besseren 
»»Wohnung als in einer schmutzigen Hütte leben könnte; 
»yund dennoch werden in Ländern, wo „das Leben wohl- 
„feil ist", diese massigen Wünsche der Natur für hin- 
„reichend gehalten und seine Bedürfnisse zur Zufriedenheit 
„gestillt. Manche von den Bequemlichkeiten, welche man 
»Jetzt in einer englischen Arbeiterhütte geniesst, würden 
»»in früheren Zeiten unserer Geschichte für üeppigkeiten 
f^ehalten worden sein/' Für unbedingt abwälzbar hält 
also Held die Lohnsteuer nicht. Auch die Annahme» dass 
Lohnsteuern und Steuern der besitzenden Classen gegen- 
einander so abgewälzt werden können» dass sämmtliche 
Steuern zusammengenommen factisch von jeder Art des 
Einkommens den'gleichen proportionalen Theil wegnehmen» 
weist Held mit Recht von der Hand* Dass die beiden 
Arten von Steuern sich in dieser Weise unter Umständen 
ausgleichen» ist nach Held möglich» die Noth wendigkeit 
aber qines solchen Ausgleichs ist nicht festzustellen und 
besteht in der Wirklichkeit in der That nicht. Diese 
richtige Erkenntniss Held 's lässt es um so verwunder- 
licher erscheinen» dass Held die allgemeine Einkommens- 
steuer für absolut unabwälzbaar und andere Steuern, wie 
z. B. die Haussteuer, nur dann für abwälzbar erklärt» 
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wenn dieselben eine bestimmte Classe gegenober anderen 
Glassen ungleichmässig belasten. Wenn zugegeben wird, 
dass durch die Abwälzung nicht immer eine proportionale 
Gleichmassigkeit der Belastung herbeigefahrt werde, so 
kann unmöglich behauptet werden, dass das Bestehen 
von Steuerprägravationen die nothwendige Vorbedingung 
sei fOr die Möglichkeit der Abwälzung aberhaupt. Auch 
ein festes Yerhältniss zwischen dem Gapitalwertb der Ar- 
beit und dem that«ächlichen Lohn, welches auch nach 
Umlegung der Steuern fortbestehen soll, besteht nach 
Held nicht Somit kann mit Bestimmtheit nur behauptet 
werden, dass die Lohnsteuer weder unbedingt abwälzbar 
noch dass sie unabwälzbar sei, und hiermit ist ja schon 
ein Besultat erzielt Es ist eine unbedingt zu pessimi« 
stische Auffassung und Ausdrucksweise, wenn Held sagt, 
dass uns demnach jede reelle Grundlage fehle, um über 
die Abwälzung der Lohnsteuer etwas einigermassen Be- 
stimmtes auszusagen (489). Ganz recht hat Held, wenn 
er in der Anmerkung S. 489 meint, dass es falsch ist, 
von Ueberwälzung zu reden, wenn der besteuerte Arbeiter 
durch erhöhte Betriebsamkeit sich das frühere Mass von 
Mitteln wieder verschafft, da der Arbeiter dann jedenfalls 
insofern belastet wird, als er sein Bedürfniss nach Buhe 
und Erholung weniger gut befriedigen kann. Den Schlus^ 
der Heldischen Betrachtungen bildet eine kurze Dar- 
legung der älteren Oconomischen Standpunkte in der Ueber- 
wälzungsfrage , verbunden mit einigen kritischen Bemer- 
kungen namentlich gegen die Oanard-Prittwitz'sche 
Lehre. Hinsichtlich der von Hock als Abwälzung be- 
zeichneten Steuerproduction meint Held, es sei falsch» 
anzunehmen, die Steuer sei die nothwendige Ursache für 
den Eintritt einer Verbesserung, vielmehr sei sie nur die 
äussere Veranlassung für deren Eintritt in einer bestimmten 
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Zeit, eine Auffassung, die sich unseres Erachtens wohl 
rechtfertigen lässt. 

Das TOD Held gewonnene Resultat lautet: Ungleich- 
heiten in der Steuerveranlagung sind unvermeidlich, ihre 
theilweise Abwälzung möglich. Da aber diese Ungleich- 
heiten eben unvermeidlich sind, so sind auch gewohnte 
Ungleichheiten erträglicher als neue. Soviel ist nach 
Held Wahres an dem Satze, dass jede alte Steuer gut 
und gerecht sei. 

Wenn wir ein ürtheil über die ganze Held'sche 
Arbeit fällen wollen, so können wir nur sagen, dass das 
an sich lobenswerthe Streben nach möglichst exaeter 
Forschung den Verfasser zu weit geführt und dazu ver- 
leitet hat, die deductive Methode und die durch sie ge- 
wonnenen Resultate zu gering anzuschlagen und in seiner 
Kritik auf einem Gebiet, auf welchem bestimmte Zahlen 
nicht zur Verfügung stehn und in genügender Menge und 
Zuverlässigkeit wohl kaum jemals zur Verfügung stehen 
werden, den richtigen Weg zu verfehlen. Es ist ihm 
dabei begegnet, seine Kritik an Lehren und Begriffe 
gelegt zu haben, die als ein dauernder Gewinn der 
Wissensehaft bis jetzt angesehen werden können und 
duröh die Heldischen Angriffe in keiner Weise wider- 
legt oder als falsch erwiesen worden sind. 



Stein und Held sind diejenigen Theoretiker, welche 
es, jeder in seiner Weise, unternommen hatten, die seit 
Hermann in der Wissenschaft allgemein geltende Be- 
trachtungsweise der Ueberwälzungsverhältnisse gänzlich 
umzugestalten. Wie wir versucht haben, nachzuweisen, 
ist keinem von beiden diöses Streben gelungen. Weder 
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hat Stein es vermocht, die Lehre von der Steuerüber- 
wälzung zu beseitigen und statt ihrer seiner Steuer- 
productionstheorie allgemeine Geltung zu verschaffen, 
noch kann Held's Versuch, die Grundlagen der Ueber- 
wälzungstheorie, nämlich die Lehre von den Productions- 
kqfiten als einem der Bestimmungsgründe des Preises, 
sowie die Lehre von der Ausgleichung der Gewinne in 
ihrer allgemeinen Gültigkeit in Zweifel zu ziehen,, als 
gelungen angesehen werden. Beide, Stein und Held, 
nehmen in der neueren Wissenschaft in Betreff der Steuer- 
überwälzungslehre eine Stellung ein, welche trotz aller 
sonst zwischen beiden Richtungen bestehenden Verschieden- 
heit in mancher Beziehung mit der Stellung verglichen 
werden kann, welche die Canard-Prittwitz'sche Rich- 
tung in der älteren Finanztheorie einnimmt. Denn Stein 
hatte behauptet, dass der Werth der Steuerverwendungen 
gleich sein müsse dem Betrage der Steuern, und dass der 
Betrag der Steuern jährlich in der Volks wirthschaft als 
Mehrwerth neu hinzuproducirt werden müsste, welche 
beiden Sätze eine augenscheinliche Verwandtschaft mit 
dem P ritt witz 'sehen Satze, dass die Steuern nur die 
Gesammtheit treffen, und die wirthschaftliche Lage des 
Einzelnen nicht verändern, erkennen lassen. Held hin- 
gegen' hat die theoretischen Grundlagen der Steuerüber- 
wälzungstheorie abändern wollen und derselben durch 
Schaffung einer neuen exacteren Basis eine veränderte 
Gestalt zu geben gewünscht, so lange aber, als die von 
ihm geforderten exacten statistischen Untersuchungen nicht 
vorlägen, über die schliesslichen Wirkungen der Steuern 
nur wenig aussagen zu können erklärt, womit auch er, 
wiewohl auf einem ganz anderen Wege, zu einer An- 
schauung gelangt ist, welche mindestens eine gewisse Ana- 
logie mit dem Canard-Prittwitz 'sehen Standpunkte 
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zulässt. Wir könnten daher die Richtung beider neueren 
Theoretiker gleichfalls als eine negative bezeichnen und 
sie der positiven Bichtung entgegenstellen, welche seit 
Hermann in langsamer und stetiger Entwickelung bis 
auf ihren gegenwärtigen glänzendsten Vertreter, Adolph 
Wagner, geleistet hat, was eine auf diesem Gebiete bis 
jetzt nothwendig deductive Untersuchung überhaupt zu 
leisten vermag. 

Ehe wir zur Darstellung der jetzt geltenden üeber- 
wälzungslehre übergehen, wollen wir der Curiosität wegen noch 
Lassalle, einer Vertheidigungsi*ede erwähnen, die von Lassalle ') ge- 
halten ist und zum grossen Theil gleichfalls die Schilde- 
rung von Steuerüberwälzungsverhältnissen zum Gegen- 
stande hat. Die vorliegende, als politische Agitationsschrift 
bedeutende Arbeit vielleicht des grössten und geistreichsten 
Agitators enthält hinsichtlich der von Uns zu behandeln- 
den Frage ein eigenthümliches Gemisch von Wahrheit 
einerseits und Irrtbum oder vielmehr Entstellung anderer- 
seits. Soweit sich die Lass alle 'sehen Ausführungen 
darauf beschränken, die Schädlichkeit der indirecten Steuern 
und die gedrückte Lage der arbeitenden Classen zu schildern, 
kann man ihnen wohl beistimmen, und verdienen sie das 
Lob, welches ihnen von Wagner*) gespendet wird; was 
aber Lassalle von der unbedingten lieber wälzbarkelt det 
Grund- und Gewerbesteuer sagt, ist erheblichen Einwänden 
ausgesetzt. Schon im incrimirten Vortrage hatte Lassalle 
bei Gelegenheit der Discussion über den preussischen 
Staatshaushalt dies Jahres 1855 einfach behauptet, Grund- 
und Gewerbesteuer seien indirecte Steuern (7). Wenn 
ein Mann von der Bedeutung Lassalle's eine so auf- 



1) Die indirecte Steuer und die Lage der arbeitenden Classe. 
Zürich 1863. 

2) Finanzwissenschaft, II, pag. 261. 
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fallende Behauptung ausspricht, so muss man in der That 
auf den Beweis gespannt sein. Wie nun aber ist dieser 
Beweis ausgefallen? Er führt hierfür eigentlich nur die 
Autorität Ricardo's an, welcher behauptet hatte, dass alle 
Orundsteuern mit Ausnahme derOrundrentensteuern auf den 
Preis des Getreides übergewälzt werden. Da nun jetzt die 
herrschende Schule in allen Ländern den Ausführungen 
Ricardo' 8 folge, so sei die Behauptung des Staats- 
anwalts hierdurch widerlegt. Nun aber konnte es Lassalle 
unmöglich unbekannt sein, dass diese Ricardo' sehe Lehre 
zur Zeit, als Lassalle seine Rede hielt, bereits vollständig 
antiquirt war. So z. B. hält Rau, den Lassalle kurz 
vorher citirt hatte, die Grundsteuer keineswegs für unbe- 
dingt abwälzbar. Hoffmann, den Lassalle als weiteren 
Gewährsmann für seine Behauptung anführt, hat die 
Grundsteuer keineswegs für unbedingt abwälzbar gehalten, 
sondern nur insoweit, als die Erhöhung der Preise um 
soviel stattfinden muss, um den Antrieb zur Anwendung 
von Arbeit auf den Boden in dem Masse anzuregen, als 
der Verbrauch von Bodenerzeugnissen es erfordert. Die 
Meinung, dass Hoffmann die Grundsteuer für unbedingt 
abwälzbar halte, wird dadurch erweckt, dass der Satz, 
welcher dem von Lassalle citirten unmittelbar vorher- 
geht (96—97), einfach fortgelassen wird. Interessanter 
noch wäre es zu erfahren gewesen, wie Lassalle dazu 
kommt, die Gewerbesteuer für eine indirecte zu erklären, 
und mithin deren unbedingte Abwälzbarkeit zu behaupten. 
La SS alle hat es nun aber vorgezogen, diesen Punkt ganz 
mit Stillschweigen zu übergehen. Der Lassalle'sche 
Beweis, dass die Grundsteuern zu den indirecten zu rechnen 
seien, wird unter einem weitereu Hinweis auf Hoffmann 
geführt, indem der Hoffm an nasche unterschied zwischen 
direoten und indirecten Steuern als auf Besitz oder Hand- 
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lung beruhend acceptirt und in Folge dessen behauptet 
wird, dass auch alle direct erhobenen Steuern, wenn sie 
wie die Grundsteuer übergewälzt werden können, zu den in- 
directen Steuern gehören. Wenn dieser Beweis mit den Worten 
eingeleitet wird : „Der Staatsanwalt bat diese Theorie mit allen 
„Geberden des Erstaunens begleitet. Hören Sie, wie fest- 
„stehend dieselbe in der Wissenschaft ist," wenn dann 
schliesslich nichts anderes angeführt werden kann, als 
dass pioffmann die Steuern vom Besitze directe, die von 
Handlungen indirecte nennt, so ist dieser Beweis in der 
That auffallend dürftig. Durch die einleitenden citirten 
Worte wird zudem der Eindruck erweckt, dass doch min- 
destens Hoff mann die Grundsteuer zu den indirecten 
rechnet, was aber eben keineswegs der Fall ist, da bei 
Hoffitnann die Grundsteuer grade an der Spitze der 
directen Steuern aufgeführt wird. Somit erscheint die 
Behauptung des Staatsanwalts, dass im Las sali e's Vor- 
trage Sophismen enthalten seien, keineswegs so widersinnig, 
wie Lassalle glauben machen will, und die „bergetiefe 
Wissenschaft," die „in purpurner Finsterniss" dem Las- 
salle' sehen Vortrage zu Grunde liegen soll, erscheint in 
sonderbarem Licht. 

Den Höhepunkt der Eutwickelung der Steuer- 
Wagner, überwälzungslehre bezeichnet die von Adolph Wagner *) 
gelieferte Darstellung derselben» Er stützt sich in seinen 
Ausführungen auf Rau, Parieu und Hock 2). Neu und 



1) Pag. 259—282 a. a. 0. 
Bau. 2) ^^^' Finanzwissenscliaft, 5. Aufl. pag. 409—421. 

Parieu. Parieu: Trait6 des impöts, pag. 60—84. 

V. Hock. ^* Hock: Die öffentlichen Abgaben und Schulden. 

Stuttgart 1863 pag, 91—115. 
Wenn wir auf eine specielle Kritik dieser drei Theoretiker 
verzichten, so geschieht es zunächst deshalb, weil die von ihnen 
angestellten Lehren in der Wagner' sehen Darstellung im We- 
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grossartig ist aber der von ihm gelieferte Nachweis der 
socialen Bedingungen der üeberwälzungsmöglichkeitj der 
Nachweis ferner^ dass das Gesete der GewiDnausgleichung, 
welches bewusst oder unbewusst als die eigentliche Trieb- 
feder des steuervertheilenden Yerkehrsprocesses angesehen 
wurde, nur für eine bestimmte Gategorie von Fällen in 
Betracht kommen kann, die SteueraberwälzungsmOglichkeit 
in allen anderen Fällen aber von der Wirksamkeit ganz 
anderer Gesetze abhängt. 

Was Wag ner's Terminologie anlangt, so acceptirt er 
die von Hock eingeführten Benennungen, braucht dieselben 
aber in einer ganz anderen Bedeutung. Während Hock 
a. a. O. unter Fortwälzung jede Ueberwälzung versteht, 
welche vom Angebot zur Nachfrage vor sich geht, versteht. 
Wagner darunter jede erstmalige Steuerabschiebung, also 



sentliclien mit enthalten sind, ferner aber, weil wir wesentliche 
Irrthtimer in diesen Lehren nicht aufeufinden vermögen, vielmehr 
zugestanden werden muss, dass diese drei Schriftsteller als directe 
Vorläufer von Wagner anzusehen sind, ein bedeutendes und 
wesentliches Verdienst um die Entwickelung der Lehre bis auf 
ihre jetzige Höhe ümen also nicht abgesprochen werden kann. 
Die Kritik müsste sich mithin darauf beschränken, nachzuweisen, 
welche das Resultat der Steuerüberwälzung mitbeeinflussenden Mo- 
mente von den genannten Theoretikern tibersehen oder nicht genü- 
gend berücksichtigt sind. Es ist aber unbedingt ein£B,cher und über- 
sichtlicher, diese Momente bei Darstellung der' Wa g n e r ' sehen Lehre 
besonders hervortreten zulassen, ist er es doch, dem die Wissenschaft 
die Auffindung derselben, wenigstens aber ihre verdiente Würdi- 
gung, verdankt. Untereinander unterscheiden sich die genannten 
. drei Schriftsteller in ihrer Darstellung der Ueberwälzungslehre 
mehr der Form als dem Lihalte nach. Der eine betont mehr dieses, 
der andere jenes Moment, eine wesentliche Verschiedenheit in der 
Auffassung des Problems haben wir bei keiaem derselben aufzu- 
finden vermocht. Wo wir bei dem einen oder andern auf unseres 
Erachtens falsche Vorstellungen oder erwähnenswerthe Lrthümer 
gestossen sind, wird solches bei Darstellung der Wagnerischen 
Lehre berücksichtigt werden. Besondere Verdienste um die IQä- 
rung des einen oder anderen Punktes werden gleichfalls Erwäh- 
nung finden. 
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ebensowohl die Ueberwälzung der Steuer vom Unternehmer 
zum Arbeiter, wie vom besteuerten Arbeiter zum Unter- 
nehmer. Während bei Hock unter Rückwälzung nur 
diejenige Ueberwälzung verstanden wird, welche von der 
Nachfrage zum Angebot vor sich geht, erfolgt dieselbe 
nach Wagner von der durch fortgewälzte Steuern zum 
Steuerträger gewordenen Person auf den ersten Fortwäl- 
zenden. Wenn z. B. der Arbeiter eine vom Unternehmer 
auf ihn gewälzte Steuer wieder auf letzteren überwälzt, 
so ist das im Wagnerischen Sinne eine Rückwälzung, 
im Hock'schen eine Fortwälzung. Wenn auch zugegeben 
werden muss, dass die von Wagner den betreffenden Be- 
zeichnungen beigelegte Bedeutung dem sprachlichen Sinne 
der Worte mehr entspricht, so war doch die von Hock 
den betreffenden Bezeichnungen beigelegte Bedeutung ein- 
leuchtend und ausreichend. Schäffle a. a. O. schliesst sich 
wiederum Hock an, so dass man künftig die betreffende 
Terminologie wahrscheinlich in einem ganz verschiedenen 
Sinne wird brauchen sehen, was nur zu bedauerlichen 
Verwirrungen führen könnte. 

Die Abwälzung von Steuern schildert Wagner in 
theilweisem Anschluss an Hock als durch erhöhte wirth- 
schaftliche Thätigkeit vor sich gehend, also durch ver- 
mehrten Zeit- und Kraftaufwand oder durch Anspornung. 
zu Productionsfortscbritten. Wagner macht aber nach- 
drücklich auf die Bedenken aufmerksam, welche der 
letzteren Art der Abwälzung entgegenstehen, da die 
Steuerzahler nicht im gleichem M^se dazu befähigt sind. 
Befähigter sind nach Wagner nicht nur die geschickteren 
und thätigeren Steuerzahler, sondern namentlich auch die 
capitalreicheren, besonders der Grossbetrieb, wodurch die 
Tendenz dazu begünstigt wird. „Das führt zu reeller 
„Ungleichheit der Steuern, welches nur durch beständige 
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,»Nearegulirung der Steuer compensirt werden kann und 
„wieder manche Bedenken und technische Schwierigkeiten 
,yhat. Ein neues Dilemma. In vielen Fällen ist Abwälzung 
,,überhaupt nicht möglich und das Sichyerlassen auf den 
,,8pom der Besteuerung daher bedenklich.'^ 

Die Fortwälzbarkeit der Steuern schildert Wagner 
in theilweisem Anschluss an Bau, Hock undParieu als 
Ton dreierlei Momenten abhängig, nämlich von Oconomisch- 
technischen Verhältnissen, also davon, ob vornehmlich mit 
stehendem oder mit umlaufendem Capital gearbeitet wird, 
ob ein Productionsmittel nur zu einer oder wenigen Pro- 
ductionen, resp* zu vielen dienlich ist , ob das betreffende 
Bedarf niss eine Einschränkung verträgt, aufschiebbar ist, 
sich durch Surrogate befriedigen lässt, ob die Froducte 
transportfähig sind, ob die Communicationsmittel gut oder 
schlecht sind, ob die Möglichkeit eines gemeinsamen 
Vorgehens der Producenten gegeben ist etc. Das zweite, 
die Fortwälzbarkeit von Steuern beeinflussende Moment 
sind die persönlichen Verhältnisse der Steuerzahler, also 
allgemeiner Bildungsstand, specielle Berufs- oder Fach- 
fähigkeit, persönliche öconomische Lage. Endlich ist die 
Fortwälzbarkeit der Steuer abhängig von der wirthschaft- 
lichen Rechtsordnung. Freieres Gewerberecht erleichtert, 
beschränkendes ersehwert die Fortwälzung. 

Der Rückwälzung sind nach Wagner diejenigen 
umstände günstig, welche der Fortwälzung ungünstig 
waren. Sie ist also um so leichter, als die Nachfrage eine 
Verminderung erlaubt und verträgt 

Für die Weiterwälzung endlich giebt Wagner die 
Regel an, dass dieselbe desto wahrscheinlicher und gleich- 
artiger ist, jemehr die ganze Lage desjenigen, auf welchen 
eine Steuer fort- oder rückgewälzt ist, der Lage des ersten 
Fort- und Rückwälzenden gleicht. 
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Das Ergebniss der Erörterungen über die Ueber- 
wälzung fasst Wagner in folgende Worte zusammen: 

„Dieselbe (nämlich die Ueberwälzung) erfolgt in der 
„That im Verkehr vielfach, aber doch häufig nur unter 
„grossen Schwierigkeiten, welche mitunter garnicht zu 
„überwinden sind. Auch ist es nicht möglich, die Wir- 
„kungen im Voraus allgemein sicher festzustellen oder 
„nachträglich zu ermitteln. Eine Bürgschaft dafür, dass 
„durch Ueberwälzung eine nachtbeilige und ungleichmässige 
„Besteuerung sich richtig vertbeile, wenn auch erst nach 
„und nach, lässt sich daher nicht geben. Eine Rpcht- 
„fertigung alter Steuern gegenüber neuen mit dem Hin- 
„weis auf die günstigen Folgen eingetretener Ueberwälzung 
„ist somit nicht allgemein möglich und auch im speciellen 
„Fall wegen der Verwickeltheit des Causalnexus auf diesem 
„Gebiete sehr schwierig und unsicher. Man darf daher 
„in Bezug auf gewünschte, gemuthmasste und selbst auf 
„wahrscheinliche Ueberwälzungen nicht zu optimistisch 
„sein. Vielmehr hat man die Aufgabe, die Besteuerung 
„von vorn herein möglichst so einzurichten, dass sie den 
„Grundsätzen der Volks wirthschaft und der Gerechtigkeit 
„entspricht.*' 

Soweit nun die Wagnerische Darstellung den Ein- 
fluss des Gesetzes der Gewinnausgleichung zum Gegen- 
stande hat, stützt sie sich auf die Ausführungen der ge- 
nannten drei Schriftsteller, hat also ihre theoretische 
Grundlage in den von Ricardo herrührenden Lehren 
über die Ausgleichung der Gewinne. , Aber auch in der 
Schilderung derjenigen Ueberwälzungsverhältnisse, deren 
Regulirung sich durch das Gesetz der Gewinnausgleichung 
vollzieht, gebührt Wagner das Verdienst, mit Nachdruck 
darauf aufmerksam gemacht zu haben, dass die Wirkungen 
des Gesetzes der Gewinnausgleichnng und sein Einfluss 
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auf den steueryertheilenden VerkehrsprocesB durch die 
Wirksamkeit jener ganz anderen Gesetze modificirt wird, 
welche die SteuerüberwälzungsmOglichkeit in allen den 
Fällen bedingen, in welchen das Gesetz der Gewinnaus- 
gleichung einen Einfluss auf die schliessliche Yertheilung 
der Steuerlast nicht zu üben vermag. Als ganz neu und 
originell können aber die Wagnerischen Ausführungen 
insoweit bezeichnet werden, als sie die Schilderung der 
Wirksamkeit oben jener anderen Gesetze zum Gegen- 
stande haben. Zwar ist hier und da auch von den älteren 
Theoretikern, z. B. von Lotz, darauf aufmerksam ge- 
macht worden, dass die Arbeiter die sie treffenden Steuern 
in den seltensten Fällen überzuwälzen vermögen, eine 
Anschauung, welche bei den neueren Theoretikern wohl als 
allgemein anerkannt angesehen werden kann. Immer 
aber erschien diese Thatsache nur als eine Ausnahme von 
der allgemein geltenden Regel der Gewinnausgleichuug, 
nicht aber als ein Resultat ganz anderer Gesetze, als die- 
jenigen sind, welche die Ueberwälzbarkeit der auf den 
Besitz gelegten Steuern reguliren. Eine zusammenfassende 
Darstellung der allgemeinen Wirksamkeit jener Gesetze 
ist, wie gesagt, bisher überhaupt nicht geliefert, ihr eigent- 
liches Wesen nicht erkannt worden* Die falsche Anschauung 
über die die Ueberwälzbarkeit von Steuern bedingenden Ge- 
setze zeigt sich namentlich in der ziemlich allgemein ver- 
breiteten Ansicht, dass Einkommenssteuern nicht abwälzbar 
seien. Der dieser Ansicht zu Grunde liegende Gedanke 
ist folgender: Wenn ein Einkommen gegenüber den 
anderen mehr durch die Steuer belastet erscheint, so 
entsteht bei dem Empfänger des mehr belasteten Ein- 
kommens das Streben, den Betrag der Mehrbelastung 
von sich abzuwälzen; da nun bei der Einkommens- 
steuer alle gleichmässig belastet sind, so fehlt dieses 
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Streben, kann wenigstens, wo es vorhanden ist, zu 
keinem Resultate führen. Ganz unmerklich ist also hier 
das Gesetz der Gewinnausgleichung auf Verhältnisse aus- 
gedehnt, in welchen es sich überhaupt nicht um aus- 
schliessliche Belastung von Gewinnen handelt. Der rich- 
tige Gedankengang Ricardo's, dass eine Mehrbelastung 
einer Gewinnart unter der Herrschaft voller wirthschaft- 
licher Freiheit auf die Dauer nicht stattfinden könne, 
bezieht sich doch nur auf den Fall, dass die Steuer an 
dem Gewinn von einem bestimmten Capital, also an einer 
bestimmten Gapitalverwendung haftet, ganz ohne Rocksicht . 
darauf, welche Person diesen Gewinn bezieht oder das 
Capital in der bestimmten Weise verwendet. Wird bei 
einer bestimmten Verwendungsart des Capitals ein höherer 
Procentsatz des Capitalertrages als Steuer erhoben, als 
bei einer anderen Verwendungsart jenes Capitals, so ist 
es klar und verständlich, dass mit der Zeit ein Abströmen 
von Capital aus dem mehrbelasteten Gewerbe und ein 
Zuströmen von Capital zum weniger belasteten stattfinden 
wird. Der Reinertrag bei einer bestimmten Art der Ga- 
pitalverwendung, das Verhältniss der Steuer . zu diesem 
Reinertrage kann auf die Dauer nicht verborgen bleiben. 
Das Hinundherströmen von Capital von dem einen Ge- 
werbe zum anderen ist unter umständen wohl erschwert, 
aber doch nicht für die Dauer unmöglich. Ricardo 
konnte seinen Sätzen eine allgemeine Gültigkeit für die 
Gestaltung der Steuerüberwälzungskämpfe geben, weil, 
wie wir gesehen haben, bei ihm der Capitalgewinn der 
hauptsächlichste, fast ausschliessliche Träger der Steuer 
war. Verlässt man aber diesen Standpunkt, rechnet man 
z. B. den Lohn nicht ^um rohen sondern zum reinen 
Volkseinkommen, so hört auch das Gesetz der Gewinn- 
ausgleichung auf, die einzige Norm für die Gestaltung 
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der Steuerüberwälzangskämpfe zu sein. Das ist sowohl von 
der alteren, wie von der neueren Finaostheorie übersehen 
worden; ganz allmälig ist an Stelle des Gesetzes der Ge- 
winnausgleichung etwas ganz anderes gesetzt worden, 
nämlich das angebliche Gesetz, dass, falls eine Einkom- 
mensart, gleichviel woher das Einkommen fliesst, durch 
die Steuer schwerer belastet wird, als die andere, ein 
gleiches Streben nach Abwälzung und eine allmälige Aus- 
gleichung der ungleichartigen Einkommensbelastungen ent- 
steht, wie es bei ungleicher Belastung der Oapitalgewinne 
stattfand, eine Steuer also, die, wie die Einkommenssteuer, 
alle Einkommen gleich schwer belastet, keinen Anlass zu 
einem Steuerab- und Zuwälzungskampfe bietet, also unab- 
wälzbar ist. Abgesehen davon, dass diese Sätze sich doch 
nur auf die proportionale, nicht auf die progressive Ein- 
kommenssteuer beziehen können, dass der Versuch Held 's, 
auch die progressive Einkommenssteuer als nicht über- 
wälzbar hinzustellen, als gänzlich missglückt betrachtet 
werden muss, lassen ^ sich gegen die ganze Anschauung 
mehrere Einwände von solchem Gewicht erheben, dass 
dadurch die Haltlosigkeit jeher Annahme, wie wir meinen, 
vollkommen erwiesen werden kann. 

Zunächst nämlich ist die Voraussetzung, dass das 
Streben nach Abwälzung der Steuerlast nur bei ungleicher 
Belastung des Einkommens eintritt, unzutreffend. Diese 
Voraussetzung ist nur dann richtig, wenn es sich nicht 
um Besteuerung persönlichen Einkommens, sondern um 
Besteuerung von Oapitalerträgen handelt. Der Wunsch, 
sich der Steuerlast durch Abschiebung zu entledigen, könnte 
hier, falls alle Erträge gleichmassig besteuert sind, zu keinem 
Resultate führen, da das einzige Mittel, die Steuerlast von sich 
abzuwälzen, darin besteht, das Capital einer andern Verwendung 
zuzuführen, eine solche Massregel aber erfolglos sein würde, 
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sobald alle CapitalyerwenduDgeo gleich schwer durch 
die Steuer getrojffen werden. Weil also alle Gapitalisten 
und Unternehmer wissen^ dass das einzige ihnen zu Gebote 
stehende Mittel, die Steuerlast von sich abzuwälzen, bei 
gleichmassiger Besteuerung • aller Gapitalerträge den er- 
wünschten Erfolg nicht haben würde, so unterlassen sie in 
solchem Falle jeden dahin zielenden Versuch. Man kann 
daher sagen, dass das Streben nach Abwälzung der Steuer- 
last, soweit es sich um Besteuerung von Capitalerträgen 
handelt, nur im Falle ungleichmässiger Besteuerung her- 
vortritt. Der Wunsch aber, die Steuerlast von sich abzu- 
wälzen, besteht immer, auch bei gleichmässiger Besteuerung. 
Da also, wo den Steuerkräften andere Mittel zur Erreichung 
der Steuerüberwälzung zu Gebote stechen, welche auch bei 
gleichmässiger Besteuerung zum Ziele führen, wird der 
Versuch, die Steuerlast von sich abzuwälzen, zweifellos 
auch bei gleichmässiger Besteuerung gemacht werden. Die 
Mittel nun, die Steuerlast abzuwälzen, sind bei allen aus 
anderweiten Quellen fliessenden Einkommensarten in der 
That ganz andere, als bei den aus Gapitalverwendungen 
herstammenden. Wenn eine Capitalverwendung gegenüber 
der anderen durch die Steuer prägravirt ist, so wird Ca- 
pital und Unternehmungslust aus der' mehrbelasteten 
Brwerbsart in die weniger belastete strömen. Wenn aber, 
um ein besonderes prägnantes Beispiel zu wählen, derCapital- 
gewinn gegenüber dem Arbeitslohn durch die Steuer prä- 
gravirt ist, so wäre es wohl ein lächerlicher Gedanke, an- 
zunehmen, dass die Unternehmer in die Reihen der Ar- 
beiter übertreten werden, um in geringerem Verhältniss 
zu ihrem Einkommen besteuert zu sein. . Der Wunsch 
aber, sich der Steuerlast zu entledigen, besteht zwischen 
den verschiedenen Steuerkräften in diesem Falle erst recht, 
nur sind die Mittel zur Erreichung der stets bestehenden 
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Absicht andere, als diejenigen, wolcbe zum Zweck der Ab- 
schiebung von Ertragsöteuern zur Verwendung kommen. 
Das einzige Mittel für die Ab- und Zuwälzung von 
Steuerbelastungen zwischen Arbeitern und Unternehmern 
besteht unseres Erachtens lediglich in der rücksichtslosen 
Ausnutzung der beiden Gegnern im gegebenen. Augenblick 
zu Gebote stehenden wirthschaftlichen Macht. Meistentheils 
wird die XJebermacht auf Seiten des Unternehmers liegen, 
vorübergehend aber kann sie, z. B. in solchen Zeiten 
gesteigerter wirthschaftlicher Thätigkeit, welche Productions- 
krisen voranzugehen pflegen, auch auf Seiten der Arbeiter 
zu finden sein ^), Da nun die Abwälzbarkeit der Steuern 



1) Mit Parieu (pag. 76 a. a. 0.) siad auch wir der Ansicht, 
dass der Fall der unbedingten Abwälzbarkeit von Lohnsteuern aut 
die Untemehmer, falls die Steuer das Existenzmioimum angreift, 
practisch von keiner Bedeutung ist, doch stützt sich unsere An- 
sicht auf andere Erwägungen, als die sind, durch welche Parieu 
zu seiner Anschauung gelangt ist. Er sagt nämlich: „Mais T^tat 
des salariös n'est presque jamais röduit k ces termes absolus et 
douloureux. La mesure möme de ce qu'on appelle le n^cessaire 
comporte une elasticitö variable, suivant les divers peuples." Der 
erste von Parieu angeführte Grund beruht wohl auf einer optimi- 
stischen Illusion. Der Arbeitslohn kann zu Zeiten von Produo- 
tionskrisen während einer erheblichen Zeitdauer sich in der That 
auf diesem niedrigen Stande befinden. Die zweite von Parieu 
behauptete Thatsache ist allerdings unzweitelhaft richtig, im vor- 
liegenden Falle aber doch nicht Ausschlag gebend. Wir meinen 
vielmehr, dass, da die Mittel, durch welche allein die Arbeiter, falls 
die Steuer ihr Existenzminimum angreift, eine TJeberwälzung der 
Steuern auf die Unternehmer bewirken können, nämlich Atiswan- 
derung, verminderte Eheschliessung etc., nur sehr langsam zum 
Ziele fahrende sind, der Erfolg derselben durch andere wirthschaft- 
liche Vorgänge in der Regel überholt wird. Wir glauben daher 
nicht, dass eine Lohnsteigerung in einer eioigermassen erheblichen 
Zahl von Fällen durch diese Mittel bewirkt worden ist, glauben 
vielmehr, dass vor Eintritt der Wirkung derselben die Productions- 
krisen, welche die gewöhnliche Ursache so niederer Lohnisätze 
zu sein pflegen, gehoben sein werden, und eine erhöhte volks- 
wirthschafbliche Thätigkeit die wirthschaftliche Machtstellung^ des 
Arbeiters wieder günstiger gestaltet haben wird. 
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in diesem Falle lediglich von der verschiedenen wirtb- 
schaftlichen Machtstellung der Steuerkräfte abhängt, die 
Gestaltung dieser Machtstellung aber gänzlich unabängig 
ist davon, ob die Steuer eine im Yerhältniss zum Ein- 
kommen der Steuersubjecte gleichmässige ist oder nicht, 
so fällt jeder Orund dafür fort, dass das Streben nach 
Steuerüberwälzung auch in diesem Falle nur bei vor- 
kommender Prägravation der einen Steuerkräft gegenüber 
der anderen sich geltend machen sollte. 

Aber nicht nur falsch ist es, dass das Streben nach 
AbwälzuQg der Steuerlast erst bei ungleichmässiger Be- 
steuerung der Einkommen eintreten könne, selbst die 
Eenntniss davon, ob sein Einkommen in gleichem Yer- 
hältniss, wie das der Anderen besteuert ist, kann der 
Einzelne überhaupt nicht gewinnen. Wenn es sich um 
Ertragssteuern handelt, so braucht der einzelne Unter- 
nehmer gar nicht zu wissen, welchen Beinertrag ein 
bestimmter anderer Unternehmer aus seinem Capital zieht, 
er braucht nur zu wissen, welchen Beinertrag ein Capital 
bei einer gewissen Verwendungsart im Durchschnitt abwirft. 
Diese Kenntniss aber besitzt er in der That. Der Geschäfts- 
welt kann es nicht auf die Dauer verborgen bleiben, welche 
Art det Gapitalverwendung besonders gewinnbringend ist, 
welche nicht. Bei der Yergleichung der Höhe der Capital- 
erträge und der dieselben mindernden Steuerlasi; giebt 
es immer ein tertium comparationis, nämlich das Capital 
und dessen durchschnittlicher Gewinn. Um aber das 
Yerhältniss der Steuern zum Einkommen zu kennen, 
müsste jeder einzelne Besteuerte das Einkommen der andern 
kennen, was eben unmöglich ist. Es fehlt eben hier das 
tertium comparationis, ein Yergieioh also ist nur bei ganz 
in die Augen springender exorbitanter Steuerprägravation 
denkbar. 
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Allerdings vollzieht sich die Abschiebung der Steuer- 
last auch bei den aus anderweiten Quellen fliessenden 
Einkommen zuweilen in ähnlicher Weise, wie bei den aus 
Capitalverwendung herrührenden. Das aber ist nur möglich 
zwischen Oconomisch einigermassen gleichgestellten Classen 
der Gesells/ßhaft untereinander. Wie bei ungleichen 
Ertragssteuern die Ausgleichung der Steuerüberlastungen 
sich durch Ab- und Zuströmen von Capital vollzieht, so 
geschieht hier die Abschiebung der Steuerlast durch Be- 
rufswechsel, Aber nicht zu tibersehen ist, dass der Wechsel 
des Berufs ungleich schwieriger ist, als ein Herausziehen 
von Capital aus einer Erwerbsart und eine anderweite 
Verwendung desselben. In der Regel ist die Wahl einer 
anderen Berufsart ftir den Besteuerten selbst nicht mehr 
möglich, er wird in der Regel nur seine Kinder zur Wahl 
eines anderen Berufs bestimmen können. Diese Art der 
Abschiebung ist aber zwischen Gewinn und Lohn, auch 
qualificirtem Lohn, Überhaupt nicht möglich. 

Wenden wir uns nun zu derjenigen Art der Steuer- 
überwälzung, welche sich nicht von der Production zur 
Consumtion, sondern umgekehrt von der Conaumtion zur 
Production vollzieht '), so ist vollends nicht daran zu 
denken, dass sich hier das Streben nach üeberwälzung 
nur im Falle der JPrägravation des einen besteuerten 
Artikels gegenüber den anderen geltend machen sollte. 
Die Abwälzung geschieht hier durch Einschränkung der 
Consumtion, keineswegs aber erfolgt hiei: die Einschränkung 
immer an der Consumtion grade des besonders hoch 
besteuerten Artikels, überhaupt des besteuerten Artikels, 
vielmehr wird die Einschränkung^ wenn sie noth wendig 



1) Parieu pag. 73 ff. Rau I, pag. 412 u. 413. 
Hock pag. 96 ff. Wagner 11, pag. 279. 
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ist, in der^ Regel an dem entbehrlichen Bedürfnissgegen- 
stande gemacht werden, gleichviel, ob grade dieser Gegen- 
stand besonders oder Oberhaupt nur durch die Steuer yer- 
theuert ist. Ueberbaupt aber ist es undenkbar, dass eine 
Steuer den Besteuerten nicht zu einer Einschränkung 
seiner Cunsumtion veranlassen sollte, falls nicht durch die 
Verwendung der Steuer grade ihm so grosse rein öco- 
nomische Vortheile zufliessen, dass dadurch das von 
ihm geleistete Opfer aufgewogen wird ') oder, falls es 
ihm nicht gelingt, den Steuerbetrag durch erhöhte 
wirthschaftliche Thätigkeit hinzuzuproduciren. Ob diese 
Einschränkung der Gonsumtion immer auch noth- 
wendig zu einer Einschränkung der Production fahrt, 
eine Rückwälzung der Steuer also vom Consumenten auf 
den Producenten tbatsächlich stattfindet, ist freilich frag- 
lich, da in der Regel durch die Verwendung der Steuer 
und die dadurch hervorgerufene Staatsconsumtion häufig 
eine Verminderung der Gesammtconsumtion überhaupt 
nicht eintritt, die Production also gänzlich unverändert 
bleibt, oder aber nur eine andere Richtung einschlägt*). 
Das Streben nach Abwälzung der Steuerlast durch Ein- 
schränkung der Consumtion und sein Erfolg hängt also 
wieder von ganz anderen umständen ab, als diejenigen 
sind, welche die Äbwälzbarkeit von Gapitalertragssteuern 
vom Producenten auf den Consumenten bestimmen. Die 
Regulirung auch dieser üe her wälzungsverhältnisse geschieht 
nicht durch das Gesetz der Gewihnausgleichung. Das 
Streben, sich der Steuer durch Einschränkung der Consum- 
tion zu entledigen, tritt auch hier ganz unabhängig davon auf, 
ob das Einkommen der einzelnen Besteuerten in gleich- 



1) Hau I, pag. 409. 

2) Rau I, pag. 417 u. 418. 
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massiger oder ungleichmässiger Weise durch die Steuer 
getroffen wird. 

Schon aus diesen allgemeinen Erwägungen ergiebt 
sich ohne Weiteres^ dass es falsch ist^ anzunehmen, die 
Steuerab- und Zuwälzungskämpfe hörten bei einer gleich- 
massigen Besteuerung aller Einkommen auf, oder, was 
dasselbe ist, der durch die Steuer hervorgerufene Verkehrs- 
process sei nur die Folge ungleichmässiger Besteuerung. 
Selbstverständlich ist hiermit auch die gänzliche Halt- 
losigkeit des Axioms der Unabwälzbarkeit der allgemeinen 
Einkommenssteuer erwiesen '). 



1) Schäffle hat in seinem neuesten vortrefflichen Werk 
(Grundsätze der Steuerpolitik, pag. 173—199) eine im Ganzen recht 
gelungene Darstellung der Lehre von der Steuerüberwälzung ge- 
liefert. Namentlich hat er den Steuerab- und Zuwälzungsprocess, 
soweit er sich in der Amortisation der Steuermehrbelastungen und 
in Capitalwerthzuschlägen von Steuerbegünstigungen durch defi- 
nitive Wertheinbussen und durch capitalisirten Gewinn der Steuer- 
begünstigungen, also durch reellen Vermögensverlust und reellen 
Vermögensgewinn vollzieht, in musterhafter "Weise geschildert. Aber 
das Resultat, zu welchem er gelangt, halten wir nicht ftlr richtig. Er 
sagt pag. 197: „Die letzte, abschliessende, dauernde Ausgleichung ist 
„vielmehr mit aller Entschiedenheit zu erstreben durch Aenderungen, 
„welche endlich alle directen Steuern zu einer gleichmässigen Be- 
„steuerung der wirklichen reinen Personaleinkünfte im Verhältnisse 
„ihrer durchschnittlichen Steuerkraft reguliren werden. Gelänge diese 
„Steuerreform, dann käme man an's Ende der Vermögens- und Ein- 
„kommenswälzungen, welche von den alten Steuern ohne Aufhören 
„eingeleitet wurden und wiederholt werden. Erst eine gleichmässige 
„Belastung aller wirklichen reinen Personaleinkünfte hindert die 
„TJeberwälzung, die Amortisation der Mehrbelastungen und die Capi- 
„talisirung der Steuerbegünstigungen." Wir sind weit davon ent- 
fernt, uns gegen die von Schaff le vorgeschlagene Reform der 
Ertragssteuem und gegen deren Umwandlung in Partialeinkom- 
menssteuem zu erklären, auch ist es ja selbstverstÄndKch, dass 
nach' Durchftlhrung einer solchen Reform die Amortisationen der 
Mehrbelastungen und die Capitaüsirungen der Steuerbegünstigun- 
gen aufhören müssten. Dass aber die Steuerüberwälzungen dann 
ganz verschwinden würden, ist eine gänzlich unhaltbare Ansicht. 
Schon firüher (pag. 180 u. 181) hatte Schaff le die allgemeinen 
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Unsere vorstehenden Auslassungen waren lediglich 
eine Ausführung der Wagnerischen Sätze, dass die Ueber- 
wälzung nur da auf Gleichmässigkeit. der Besteuerung 



directen Personaleinkommenssteuem unter der Voraussetzung 
gleichmässiger Einsteuerung für unabwölzbar erklärt, da in diesem 
.Falle keine Person ein Interesse habe, der Steuer wegen mehr 
oder weniger zu zahlen, der Belastung wegen die eigenen Lei- 
stungen und Producte zu höherem oder niedrigerem Preise abzu- 
lassen oder Preiszu- resp. Preisabschläge sich gefallen zu lassen. 
Die Ausgleichung, meint Schäffle, ist von Anfang an da. Darauf 
ist zu erwidern, dass jede Person immer ein Interesse daran hat, 
sich von einer Last, von welcher sie getroffen wird, zu entledigen. 
Ist diese Last eine Steuer, so hat die besteuerte Person immer 
ein Interesse daran, gerade der Steuer wegen eine Preissteigerung 
ihrer Leistungen oder Producte anzustreben. Oder wird sich etwa 
der Arbeiter davon abhalten lassen, eine Steigerung seines Lohnes 
um den Betrag der ihn treffenden Steuer zu versuchen, sobald er 
nur weiss, dass alle andern Stände im gleichen Verhältniss zu 
ihrem Einkoramen besteuert sind? Empfindet er darum die Steuer 
etwa nicht als Last? Schäffle scheint das Unhaltbare seiner 
eigenen Ausführung selbst herauszufühlen, mdem er gleich 
darauf folgende Bemerkung macht: „Die Personalbesteuerung 
„kann wohl den Anstoss geben zu Preisabschlägen und Preis- 
„aufschlägen, die — etwa dem glücklichen Besitzer eines Mono- 
„pols — an sich imd abgesehen von der Personalsteuerlast möglich 
„gewesen wären. Diese Preisänderungen sind dann aber keine 
„Ueberwälzungen." Also die Personalbesteuerung giebt den An- 
stoss zu einer Preisveränderung, die letztere erfolgt thatsächlich, 
die Steuer wird nicht mehr von dem Steuerzahler, sondern von 
einer andern Person getragen, dennoch aber hat eine TJeberwäl- 
zung der Steuer nicht stattgefunden. Mit einer solchen Erklärung 
wissen wir in der That nichts anzufangen. Eine Üeberwälzung 
von Steuern von einer wirthschaftlichen Classe auf die andere ist 
immer nur möglich bei ungleicher wirthschaftlicher Machtstellung 
der betreffenden Classen. Die in dieser Beziehung begünstigte 
Classe kann immer als „glückliche Besitzerin eines Monopols" be- 
zeichnet werden. So hat das grosse Capital fast immer und 
überall eine monopolistische Ej*aft, so kann aber auch zu 
Zeiten bedeutend gesteigerter Nachfrage nach Arbeitskräften 
der Arbeiter als Besitzer eines Monopols bezeichnet 
werden. Aber nicht nur zwischen Arbeitern und Unter- 
nehmern würde eine Abwälzung von Einkommenssteuern auch 
bei gleichmässiger Veranlagung derselben möglich sein, sondern 
ebenso gut auch zwischen anderen wirthschaftlichen Classen, 
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hinwirke, wo das Gesetz der Gewinnausgleichung in Be- 
tracht käme, dass die Annahme, als ob die üeberwälzung 
nur auf Gleichmässigkeit der Besteuerung hinwirke, auf 



welche sich in den Preiskampfen des Verkehrs gegenüberstehen, 
so z. B. zwischen Miethern und Vermiethem von Wohnungen. 
Man nimmt an, dass letztere Classen, wenn sie von Hausstenem 
resp. Miethsteuem, also von einer Ertrags- resp. directen Ver- 
brauchssteuer getroffen sind, die auf sie fallende Steuerlast von 
sich abwälzen können oder nicht, je nachdem die Nachfrage nach 
Wohnungen im Zu- oder Abnehmen begriffen ist, je nachdem, ob 
die Bevölkerung der Städte eine wachsende, gleichbleibende oder 
sinkende ist. Warum sollten nun im vorliegenden Falle nicht 
ganz dieselben Verhältnisse es bewirken können, dass die hier in 
Hede stehenden Classen eventuell auch die von ihnen gezahlte 
Einkommenssteuer ganz oder theilweise überwälzen könnten, mag 
nun die Steuer im gleichen oder ungleichen Verhältniss zum Ein- 
kommen umgelegt sein? Ein Grund hierfür kann, wie wir meinen, 
nicht angeführt werden. Schäffle selbst, wo er von den Lohn- 
steuern spricht (pag. 183—185), die doch immer Personaleinkom- 
menssteuem sind, lässt hier die Gleichmässigkeit der Steuerlast 
als Bedingung ihrer Ueberwälzbarkeit in keiner Weise hervor- 
treten, vielmehr hängt die Abwälzbarkeit der Lohnsteuer auch 
nach seiner Darstellung von ganz anderen Umständen ab. Was 
heisst überhaupt Gleichmässigkeit der Besteuerung? Diese Frage 
müsste in ganz bestimmter Weise beantwortet sein, um die Gleich- 
mässigkeit als Bedingung der XJnabwälzbarkeit der Steuern hin- 
stellen zu können. Denn wenn man sowohl die proportionale als 
die progressive Einkommenssteuer für unabwälzbar erklären wollte, 
so müsste man auch eine nach unten zu progressiv wirkende 
Steuer, wie z. B. die Kopfsteuer in Kussland, für unabwälzbar er- 
klären, da die letztere Art der Personalsteuer sich zur proportio- 
nalen Einkommenssteuer ebenso verhält, wie die proportionale 
zur progressiven. 

Die Gleichmässigkeit der Besteuerung ist, wie wir nochmals 
betonen wollen, nur in den Fällen ein Hinderniss fllr die üeber- 
wälzung der Steuern, wo sich die üeberwälzung, wie bef den Er- 
tragssteuem oder bei der Besteuerung einer bestimmten Berufsart, 
durch das Hinströmen von Capital aus der mehrbesteuerten in die 
minderbesteuerte Erwerbsart oder durch Wechsel des Berufs voll- 
zieht. Li allen anderen Fällen, in welchen die Steuerüberwälzung 
nur durch rücksichtslose Ausnutzung eines momentan vorhandenen 
wirthschaftlichen üebergewichts möglich ist, ist es unseres Er- 
achtens für die Ueberwälzbarkeit nur von geringem Belang, ob 
eine Steuer in gleichem oder ungleichem Verhältniss zum Ein- 



Digitized by 



Googl( 



198 

einer optimistischen Illusion beruhe und mit der Annahme 
zusammenhänge, dass die freie Goncurrenz eine den Oco- 
nomischen Leistungen entsprechende Yertheilung yerbürgo. 
In diesen Sätzen liegt, wie wir meinen, das Hauptverdienst 
Wagner 's um die Weiterbildung der SteuerOberwälzungs- 
lehre. 

Wie wir bereits bemerkt haben, bezeichnet die 
Wagner 'sehe Ueberwälzungstheorie den Höhepunkt der 
Entwickelung dieser Lehre. Wir glauben nicht, dass die 
Theorie unter der Herrschaft der jetzt bestehenden Wirth- 
schaftsformen wesentlich Neues den Wagnerischen Aus- 
führungen wird hinzufügen können. Nur gewisse Rück- 
schlüsse von den Besultaten, zu welchen Wagner in der 
Untersuchung über Steuerüberwälzung gelangt ist, auf das 
Gebiet der Socialpolitik sind möglich, aber auch, wie wir 
meinen, geboten. In den folgenden Blättern soll ein da- 
hin zielender Versuch gemacht werden *)• 



kommen des Steuersubjects veranlagt ist. Kine Umwandlung der 
alten Ertragssteuem in Partial-Einkommensstenem würde also 
nur gewisse Arten und Formen der Steuerüberwälzung beseitigen, 
keineswegs aber den Steuerab- und -Zuwälzungen überhaupt ein 
Ende machen. 

1) Der Vollständigkeit wegen sei noch der Darstellung er- 
wähnt, welche Leroy-ßeaulieu (Trait6 de la science desfinances. 
Paris 1877.) von der Steuerüberwälzungslehre giebt. Er beschrankt 
sich in Betreff der ganzen Frage auf einige wenige Sätze. Aller- 
dings ist ihm ein Verständniss fttr die Schwierigkeiten nicht abzu- 
sprechen^ welche einer Ausgleichung der durch die Steuer be- 
wirkten ungleichen Belastung durch den Verkehr entgegenstehen. 
Er sagt:« Cet 6quüibre, cependant, est tr6s-lent ä se produire, puis 
il ne faut pfis oublier, qu'il ne se fait qu'aprös que beaucoup de 
personnes ont 6te victimes passag^res, quelquefois möme victimes 
definitives de Tinquite initiale de Timpöt" (191). Aber abgesehen 
von den durch Capitalwerthminderung etwa der Grundstücke be- 
wirkten definitiven Wertheinbussen, betrachtet er die Üeberwäl- 
zung doch nur als auf Gleichmässigkeit der Besteuerung hinwir- 
kend. Er mahnt daher zur Vorsicht bei Einführung von Steuer- 
reformen und erinnert an das Wort Necker's; On ne doit pas 
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faire d'experience d'anatomie sur des corps vivants". Wie sehr 
Leroy-Beaulien sich hinsichtlicli der Wirkungen der Steuern 
einer optimistischen Illusion hingiebt, beweisen die Worte: „La 
„societ6 est un ^tre plastique elastique, qui distribue d'elle-m^me avec 
„temps sur tous ses organes, ä p©u prfes en proportion de leur force, le 
„les charges que Ton met sur eile" (722). Zwar schwächt er diese 
Behauptung durch den Hinweis darauf ab, dass zu unserer Zeit 
den Steuerkräften wegen der ausländischen Concurrenz eine Ab- 
wälzung der sie treffenden Last besonders schwierig sei (723). 
Eben darum warnt er davor, sich auf die ausgleichenden Wirkun- 
gen der Steuerüberwälzung zu verlassen. Aber die Thatsache, 
dass gerade durch den Verkehr auch eine gleichmässige Besteuerung 
ungleichmässig werden könne, ist von ihm doch nicht erkannt 
worden. 
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Zusammenfassende Schlussbetrachtungen. 

üeberblicken wir nun nochmals die Entwickelung 
der Steuerüberwälzungstheorie, wie sie sich in ihren ein- 
zelnen Phasen von Ad. Bmith bis auf Wagner darstellt, 
so finden wir bei den verschiedenen Theoretikern alle nur 
irgend denkbaren Anschauungen vertreten. Im Smith - 
sehen Lehrgebäude erschien die Grundrente als der wesent- 
lichste, fast auschliessliche Träger der Steuer. Anders 
bei Ricardo. Hier war es der Gewinn, dem wiederum 
der Löwenantheil der Steuerlast zufiel. Diese seine An- 
schauung resultirte mit zwingender Nothwendigkeit aus 
seinen Lehren von der Grundrente und vom Arbeitslohn, 
vor allen Dingen aber daraus, dass er das volkswirthschaft- 
liehe Reineinkommen lediglich im Gewinn erblickte, dass 
also die Steuer, welche doch nur aus dem Reineinkommen 
bezahlt werden konnte, vorzugsweise den Gewinn belasten 
musste. Daher erschien die Steuer lediglich als ein Theil der 
volkswirthschaftichen Productionskosten , als eine Ver- 
kürzung des Gewinns, als ein Verlust für die Volks- 
wirthschaft. Die Vortheile, welche durch Verwendung 
der Steuern der Nation und mithin dem Ganzen der 
Volkswirthschaft zufiossen, fanden so gut wie gar keine 
Berüchsichtigung. Die Steuer erschien bei den consequen- 
testen Nachfolgern Ricardo 's als auf früheren Eintritt 
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des stationären Zustandes hinwirkend, also als ein Hemm- 
schuh der wirthschaftlichen Entwickelung des Volkes. 
Wir fanden diese Anschauung am schroffsten vertreten 
hei J. St. Mill und von Thünen. 

Bei allen diesen alteren Theoretikern begegnet man 
kaum einem Zweifel an der unbedingten Zuverlässigkeit 
ihrer eigenen theoretischen Argumentationen. Sie alle 
glauben in der Deduction das Mittel zu besitzen, die 
Wirkungen einer Steuer und ihren schliesslichen Träger 
genau bestimmen zu können. Inzwischen aber war eine 
andere Richtung nebenhergegangen, welche nicht nur die 
Zuverlässigkeit der deductiven Schlosse in Zweifel' zog, 
sondern in ihren consequentesten Vertretern sogar be- 
hauptete, dass die Theorie überhaupt nicht im Stande sei, 
den schliesslichen Träger der Steuer zu bestimmen« Diese 
Theorie findet ihren prägnantesten Ausdruck in dem 
Canard-Prittwitz'schen Satze: „Alle alten Steuern 
sind gut, alle nöuen — schlecht." 

So verworren diese Lehre war, so kann ihr doch 
nicht das Verdienst abgesprochen werden, auf die grossen 
zum Theil unQberwindlichen Schwierigkeiten aufmerksam 
gemacht zu haben, welche allen Untersuchungen entgegen- 
stehen, deren Gegenstand üeberwälzungsverhältnisöe von 
Steuern bilden. Das Uebertriebeno der Oanard-Pritt- 
witz'schen Anschauungen ist in der weiteren Entwickelung 
der Wissenschaft nicht verkannt worden. Gleichzeitig aber 
auch bildete sich eine richtige üeberzeugung von der 
\ erderblichkeit der durch die Steuer hervorgerufenen 
Verkehrserschütterungen heraus. Es trat das Streben her- 
vor, die Besteuerung so einzurichten, dass diese schmerz- 
lichen und verderblichen Erschütterungen dauernd ver- 
mieden würden. Die directe Personaleinkommensbesteue- 
rung, hiess es, sei das sichere Mittel, das ersehnte Ziel 
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zu erreichen. Aber auch diese Ansicht erweist sich, wie 
wir gesehen haben, als gänzlich unhaltbar. Somit er- 
scheint die Frage, wie denn eigentlich die Steuer einge- 
richtet sein muss, um nicht nur die Verkehrserschotterungen 
zu vermeiden, sondern iim Oberhaupt eine Gleichmässig- 
keit der Besteuerung, wie man dieselbe auch auffassen 
möge, zu ermöglichen, gänzlich unbeantwortet zu bleiben. 
Wagner sagt: „Eine Bürgschaft dafür, dass durch 
„Ueberwälzung eine nachtheilige und ungleichmässige 
„Besteuerung sich richtig vertheile, wenn auch erst 
,,nach und nach lässt sich daher nicht geben.*' „Auch 
„ist es nicht möglich, die Wirkungen im Voraus allgemein 
„sicher festzustellen oder nachträglich zu ermitteln." 
Wagner hätte noch auf Grund seiner eigenen Unter- 
suchungen hinzufügen können, dass es auch dafür eine 
Bürgschaft nicht gäbe, dass nicht durch Ueberwälzung 
eine rationelle und gleichmässige Besteuerung sich in 
nachtheiliger und ungleichmässiger Weise vertheile. Aller- 
dings ein trauriges Resultat, dem gegenüber die Forderung, 
„die Besteuerung von vornherein möglichst so einzurichten, 
dass sie den Grundsätzen der Volkswirthschaft und der 
Gerechtigkeit entspricht," nur wenig zu bedeuten hat, ein 
Besultat, dem gegenüber die Canard-Prittwitz'sche 
Lehre sogar noch tröstlich erscheint. Denn jene Lehre 
hatte behauptet, dass sich ^er schliessliche Träger der 
Steuer zwar nicht bestimmen lasse, dass sich aber doch 
schliesslich die Steuern so unter die einzelnen Glieder 
der Volkswirthschaft vertheilen, dass ihre Last nicht mehr 
empfunden werde. Wir hingegen vermögen die einzelnen 
möglichen Wirkungen der Steuern genau zu zergliedern; 
welche aber von, den verschiedenen Möglichkeiten eintritt, 
können wir im einzelnen Falle nicht bestimmen, ja nicht 
einmal durch e;^acte Btatistiscbe Forschung nachträglich 
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ermitteln. Die Durchführung der Gleichmässigkeit der 
Besteuerung ist daher nur unter Voraussetzung einer be- 
stimmten Verkehrsgestaltung möglich. 

Dieses Resultat ist ftlr die heutige Finauzwissenschaft 
deprimirender, als es für die ältere gewesen wäre. Denn 
in den älteren Perioden unserer Geschichte schöpfte die 
Staatsgewalt die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforder- 
lichen materiellen Mittel zum geringsten Theil aus dem 
Eipkommen der einzelnen Bürger, vornehmlich flössen die- 
selben aus dem privaten Besitz des Staates. Die Frage 
der Vertheilung der staatlichen Lasten unter die einzelnen 
Staatsangehörigen war also überhaupt von geringerem 
Belang. Aber auch die Sphäre der Staatsthätigkeit hat 
sich mit der steigenden Cultur immer mehr erweitert (vergl. 
Einleitung), immer grössere Aufgaben treten an die Staats- 
verwaltung heran, zu deren Lösung sie immer bedeutenderer 
materieller Mittel bedarf. Wenn nun einerseits der Staat 
gegenwärtig alle ihm noth wendigen Mittelfast ausschliesslich 
dem Einkommen der einzelnen Bürger entnehmen muss, 
wenn andererseits der Bedarf des Staates in stetem Wachsen 
begriffen ist, so ist einleuchtend, dass die Frage der gleich- 
massigen Besteuerung nicht nur wichtiger ist für unser 
heutiges Wirthschaftsleben, als für dasjenige älterer Cultur- 
perioden, sondern dass geradezu diese Frage heute eine 
Lebensfrage ist aller Finanzkunst. Ja noch mehr, die 
die Durchführung möglichster Gleichmässigkeit in der 
Besteuerung ist als eine der Bedingungen anzusehen, von 
deren Erfüllung der Bestand und Fortschritt unserer 
Cultur abhängig ist. Denn da die Entwickelung unserer 
Cultur es unleugbar mit sich bringt, dass ein immer 
grösserer Theil des Einkommens der Einzelnen für Zwecke 
der Gesammtheit hingegeben werden muss, so würden, 
falls die Opfer, mit welchen die Segnungen der Cultur 
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erkauft werden müssen, nur von einzelnen Classen des 
Volkes gebracht werden, diese mehrbelasteten Classen in 
ihrer Entwickelung gehemmt, der Segnungen eben dieser 
Cultur also nicht theilhaftig werden, mithin der gleich- 
massige cultOrliche Fortschritt des Volksganzen gestört sein. 
Ist es nun in der That unmöglich, die Besteuerung 
so einzurichten, dass Ungleichheiten der Veranlagung sich 
durch den Verkehr ausgleichen, oder dass eine ursprüng- 
lich gleichmässige Besteuerung auch wirklich eine solche 
bleibt und nicht durch die Wirkungen des Verkehrs in 
das Gegentheil verwandelt wird, ist es überhaupt unmög- 
lich, auf die Frage, wie die Steuern beschaffen sein müssen, 
damit die Verkehrserschütterungen, welche sie in ihrem 
Gefolge haben, vermieden würden, eine genügende Ant- 
wort zu erhalten , so bleibt nichts übrig, als die Frage- 
stellung selbst zu verändern. Wir fragen daher nicht 
mehr, wie die Besteuerung eingerichtet sein soll, damit 
die schädlichen Wirkungen der Steuerüberwälzung und 
namentlich ihr Hinwirken auf üngleichmässigkeit der 
Besteuerung paralysirt würden, senden wir fragen: 

Wie müssen sich die volkswirthschaftlichen Ver- 
hältnisse überhaupt gestalten, damit jene Erschütte- 
rungen vermieden würden und eine wirkliche dauernde 
Gleichmässigkeit der Besteuerung ermöglicht werde?- 
Die Ab- und Zuwälzungen der Belastungen der ver- 
f^chiedenen Steuerkräfte können nur erfolgen durch die 
Preiskämpfe des wirthschaftlichen Verkehrs, sie sind also 
nur möglich, solange eben dieser Verkehr einen ausschlag- 
gebenden Einfluss auf die Vertheilung des Einkommens 
überhaupt ausübt. Bei einer andern Organisation der Volks- 
wirthschaft, in welcher kein Privateigenthum an den Pro- 
ductionsmitteln bestände, würde auch die Vertheilung des 
Einkommens nicht mehr durch den Verkehr erfolgen 
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können, würde jener steuervertheilende Verkehrsprocess 
nicht mehr in Frage kommen, zugleich aber auch aller- 
dings die Besteuerung selbst überflassig geworden sein. In 
der Tbat stellt ja der consequente Socialismus diese For- 
derung in alier üneingeschränktheit. Aber wohl niemals 
wird es gelingen, die Erfüllbarkeit dieser Forderung wissen- 
schaftlich zu erweisen. Dass also alle Productionsmittel 
in die Hände des Staates übergehen , halten wir für un- 
denkbar und auch in keiner Weise für wünschenswerth. 
Wohl aber ist es nicht zu verkennen, dass das theilweise 
üebergehen nationaler Productionsmittel in die Hände des 
Staates, überhaupt die Erweiterung der wirthschaftlichen 
Thätigkeit des Staates durch die Entwickelung unseres 
Staatslebens bedingt wird. Nicht nur ist das Forstwesen 
zum grossen Theil bereits in den Händen des Staates, son- 
dern es wird auch, wie wir meinen, das Verkehrswesen 
allmälig Yollständig in den Besitz des Staates oder unter- 
geordneter Oemeinwirthschaften übergehen. Denken wir 
ferner daran, dass eine Einwirkung der Staatsgewalt auf 
die Vertheilung des Volkseinkommens, z. B. durch Neu- 
regnlirung der Versicherungsgesetzgebung, unzweifelhaft an- 
gestrebt wird, so kann das Vorhandensein einer gewissen 
communistischen Tendenz in der Gestaltung der yolks- 
wirthschaftlichen Verhältnisse gegenwärtig nicht geleugnet 
werden. Mag man nun diese Entwickelung an sich für 
wünschenswerth oder yerderblich halten, so ist doch nicht 
zu bezweifeln, dass mit dem Fortschreiten dieser Entwickelung 
jener steuervertheilende Verkehrsprocess wesentlich ein- 
geschränkt wird, dass also mit diesem Fortschritt die Störung, 
welche die Gleichmässigkeit der Steuervertheilung durch 
den Verkehr erleidet, zum Theil wenigstens vermieden 
wird. Wir glauben, dass grade hieraus die Freunde jener 
Entwickelung schwerwiegende Argumente für ihre For- 
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derungen herleiten können. Aber nicht minder schwer- 
wiegend sind die wissenschaftlichen Bedenken, welche 
einem zuweitgehenden Einäuss jener communistischen 
Tendenz auf die Bntwickelung unseres Wirthschaftslebens 
entgegenstehen. Es würde uns zu weit von unserem Gegen- 
stande abführen, wenn wir auf diese rein socialpolitische 
Oontroverse hier näher eingehen wollten. Wir wollen 
uns daher darauf beschränken, unsere üeberzeugung dahin 
auszusprechen, daös jener communistische Zug in der 
neueren, namentlich deutschen Gesetzgebung entschieden 
berechtigt ist, dass durch den Einfluss desselben auf die 
Gestaltung des wirthschaftlichen Lebens der Völker eine 
gleichmässige Vertheilung der Steuerbelastungen wesent- 
lich gefördert wird und der nachtheilige Einfluss der 
durch den steuervertheilenden Verkehrsprocess bewirkten 
Erschütterungen bedeutend gemildert werden kann. Gleich- 
zeitig aber sind wir der üeberzeugung, dass eine zu aus- 
gedehnte Herrschaft jenes communistischen Princips im 
höchsten Grade verderblich sein und die Errungen- 
schaften unserer Cultur gefährden würde. Unser Resultat 
lautet daher: 

Nur durch Erweiterung der wirthschaftlichen 
Machtsphftre des Staates können die durch die Steuer 
hervorgerufenen Verkehrserschütterungen wesentlich 
gemildert und die Erzielung einer Gleichmässigkeit der 
Besteuerung in höherem Gjade ermöglicht werden, 
als es bei unumschränkter Herrschaft der freien 
Concurrenz und bei ausschliesslichem Privatbesitz an 
den Productionsmitteln der Fall war. Ganz beseitigt 
aber können jene Verkehrskämpfe nicht werden und 
eine vollständige und dauernde Gleichmässigkeit der 
Besteuerung kann nicht verbürgt werden, solange 
überhaupt ein Rest wirthschaftlicher Freiheit besteht, 
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so lange also überhaupt das Erheben von Steuern 

einen Sinn hat. 

Aber gegen jede auch noch so bescheidene Erweiterung 
der wirthschaftlichen Machtsphäre des Staates erhebt sich 
immer und überall entschiedener Widerspruch. Immer 
begegnet jeder dahin zielende Versuch heftigem Wider- 
streben und Widerwillen. Nicht immer ist wissenschaft- 
liche üeberzeiigung der Grund dieses Widerwillens, häufig 
ist die eigentliche Triebfeder verletztes Classeninteresse, 
häufig auch sind es unklare Vorstellungen und Wünsche 
des menschlichen GemOths. Die Bande der Gewohnheit 
an althergebi^achte Wirthscbaftsformen lassen uns die 
letzteren als die Bedingungen eines glücklichen und natur- 
gemässen Daseins erscheinen, und so nehmen wir vielfach 
die Form für den Inhalt. Die Wissenschaft aber hat un- 
zweifelhaft die Aufgabe, jene unruhigen Strebungen des 
Gemüths in die ihnen gebührenden Grenzen zu verweisen. 
Es sei uns an dieser Stelle gestattet, an die Worte Lotze's ') 
zu erinnern, durch welche er unklare Forderungen 
des Gemüths, freilich auf einem anderen und höheren 
Gebiete, zurückgewiesen hat: 

„Zwischen den Bedürfnissen des Giemüths und den 
„Ergebnissen menschlicher Wissenschaft, ist ein alter, nie 
„geschlichteter Zwist. Jene hohen Träume des Herzens 
„aufzugeben, die den Zusammenhang der Welt anders und 
„schöner gestaltet wissen möchten, als der unbefangene 
„Blick der Beobachtung ihn zu sehen vermag: diese Ent- 
„sagung ist zu allen Zeiten als der Anfang jeglicher Ein- 
„sicht gefordert worden. Und gewiss ist das, was man 
„so gern als höhere Ansicht der Dinge dem gemeinen 
„Erkennen gegenüberstellt, am häufigsten doch nur eine 
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„sehnsflchtige Ahnung, wohl kundig der Schranken, denen 
„sie entfliehen, aber nur wenig des Zieles, das sie erreichen 
,,mOchte. Denn aus dem besten Tbeile unseres Wesens 
»»entsprungen, empfangen doch jene Ansichten ihre bestimm- 
„tere Färbung von sehr verschiedenartigen Einflüssen. 
,,Genfthrt an mancherlei Zweifeln und Nachgedanken über 
„die Schicksale des Lebens und über den Inhalt eines 
,,doch immer beschränkten Erfahrungskreises, verleugnen 
„sie weder die Eindrücke überlieferter Bildung und augen- 
„blicklicher Zeitrichtungen, noch sind sie selbst unab- 
»,hängig von dem natürlichen Wechsel der Stimmungen, 
„die andere sind in der Jugend, andere nach der Auf- 
„sammlung mannigfaltiger Erfahrungen. Man kann nicht 
„ernstlich hoffen, dass eine so unklare und unruhige Be- 
„wegung . des Gemüths den Zusammenhang der Dinge 
„richtiger zeichnen werde, als die besonnene Untersuchung, 
„mit der in der Wissenschaft das Allen gemeinsame 
„Denken beschäftigt ist. Dürfen wir dem menschlichen 
„Herzen nicht gebieten, seine sehnsüchtigen Fragen zu 
„unterdrücken, so wird es gleichwohl ihre Beantwortung 
„als eine nebenher reifende Frucht jener Erkenntniss 
»»erwarten müssen, die nicht von denselben Fragen, son- 
„dern von leidenschaftsloseren und darum klareren An- 
„fängen ausging/' 
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Nachtrag. 



Während sich vorliegende Schrift bereits im Druck 
befand, ging uns die neueste Arbeit von Eaizl („Die Lehre 
von der üeberwälzung der Steuern/' Leipzig 1882) zu. 
üeber die Hälfte der Schrift ist eine Darstellung der Ge- 
schichte jener Lehre. Eine eingehende Detailkritik jedes ein- 
zelnen Systems lag offenbar nicht im Plane der EaizT sehen 
Arbeit In dieser Beziehung dürfte unsere Schrift vielleicht 
als eine nicht ganz unwillkommene Ergänzung der Kaizl'- 
schen gelten können. Was das ürtheil über die einzelnen 
üeberwälzungstheoretiker anlangt, so geht dasselbe in beiden 
Arbeiten vielfach auseinander. Wir haben in dieser Be- 
ziehung unsererseits nichts hinzuzufügen und begnügen 
uns damit, auf die betreffenden Abschnitte unserer Arbeit 
zu verweisen. Zum Theil freilich ist auch eine gewisse 
Conformität der Beurtheilung, z. B. in Betreff der S tein - 
sehen Lehre, hervorgetreten. In mancher Beziehung ist die 
E aiz r sehe Darstellung vollständiger, unsere Absicht war 
es, nur die Haupten twickelungsphasen der Lehre möglichst ge- 
nau zu kritisiren. Daher sind z. B. R a u, P a r i e u und Hock 
von uns nicht besonders besprochen worden, senden der 
Leistungen dieser Schriftsteller für die Entwickelung der 
in Rede stehenden Lehre nur bei Besprechung der W agn er'- 
schen Theorie gedacht. Die Gründe, welche uns hierbei 
leiteten, haben wir betreffenden Orts dargelegt 
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Indegsen bildet die DaretelluBg der Geschiclite der 
üeberwälzuDgslebre nur einen Tbeil der EaizV sehen Ar- 
beit. Im weiteren Verlauf der letzteren unternimmt es 
der Verfasser, die Lehre selbst weiter zu entwickeln und 
zu yertiefen. üeber diesen Theil der Schrift seien uns 
gleichfalls einige wenige Bemerkungen gestattet. 

Zunächst lässt der Verfasser sich eine nähere Formu- 
lirung des Begriffs der XJeberwälzung angelegen sein. Er 
schliesst davon aus die üebernahme eines Steuervortheils, 
während er den von Schäffle als ^»äteueramortisation'' 
bezeichneten wirthschaftlichen Vorgang in den Begriff mit- 
einbezieht. Den Vorgang der Entlastung des Steuer- 
zahlers durch erhöhte wirthschaftliche Thätigkeit, sowie 
den siegreichen Widerstand gegen die vom Staat gewollte 
unä vom unmittelbaren Steuerzahler versuchte TJeber- 
wälzüng ihdirecter Steuern betrachtet er gleichfalls als 
nicht in den Begriff der Steuerüberwälzung gehörig. Auch 
die Terminologie wird von Kaizl wesentlich umgedtaltet. 
So rechnet er z. B. die sogenannte Steueramortisation 
zur Rückwälzung. Der Begriff des Steuerzahlers wird 
gleichfalls anders gefasst. VTährend bisher unter Steuer- 
zahler lediglich derjenige allgemein verstanden würde, 
dem die Zählung der Steuerquote an die Steüergewialt ob- 
lag, unterscheidet Kaizl zwischen unmittelbarem und 
mittelbarem Steuerzahler und versteht unter letzterem 
jeden, der überhaupt die Steuer zu zahlen bekonamt, 
also auch denjenigen Steuerträger, «dem die Steuer eröt 
zügewälzt wird. Dadurch entsteht u. E. offenbar eine 
keineswegs wönschenswerthe Vermengung der doch so 
einfachen Begriffe „Steuerzahler" u. „Steuerträger.*' Öen 
von der Steuergewalt als Steuerträger in Aussicht ge- 
nomnieneh Wirthschafber nennt Eäizl Steuerdestinatar, 
ein Ausdruck, von welchem wir nicht glauben, dass sich 



Digitized by 



Googl( 



III 

derselbe in der Wissenschaft dauernd einbürgern werde. 
Ganz willkürlich bezeicboet Kaizl als die differentia 
jspecifica^ durch welche sich die Ueberwälzung von den 
übrigen Arten dieser Entlastungskämpfe unterscheiden 
soll, dass der Kampf nur in der Form von Rechts- 
geschäften privatrechtlicher Natur göführt werde. 
Bisher hat man unter Ueberwälzung jeden wirthschaftlichen 
Vorgang verstanden, durch welchen es der von der Steuer 
getroffenen Steuerkraft gelingt, die ihr aufgebürdete Last 
von sich abzuwälzen. Diese Bezeichnung hat in keiner 
Weise zu Verwechselungen oder zu Unklarheiten Anlass 
gegeben, vielmehr wusste man ganz genau, was man 
darunter zu verstehen hatte, so dass ein Bedürfniss zu 
einer Aenderung der Terminologie durchaus nicht vor- 
handen ist. Es mag sein, dass der sprachliche Sinn des 
Wortes „Ueberwälzung" nicht allen möglichen Formen 
der Steuerbelastungs- und Entlastungskämpfe entspricht. 
Trotzdem könnten wir darin noch keinen Grund zu einer 
Aenderung der Terminologie erblicken. Denn ein Terminus 
nimmt sehr häufig eine ganz andere Bedeutung an, als 
diejenige ist, welche dem sprachlichen Sinne desselben 
entspricht. Wir erinnern z. B. an das Wort „Wechsel'^ 
Ein Grund zur Aenderung der Terminologie liegt also 
u. E. dannnur vor, wenn die bisher benutzte Terminologie nicht 
mehr ausreicht, wenn bei ihrem weiteren Gebrauch sich Un- 
klarheiten und Verwechselungen ergeben würden, wenn z. B. 
mit dem Worte ganz verschiedene Dinge oder Begriffe 
bezeichnet würden, die nichts mit einander gemein haben^ 
oder wenn ein neuer Begriff sich bildet, für welchen es 
zunächst an einer allgemein gültigen Bezeichnung fehlt 
Wir müssen also das bei Darlegung der Wagnerischen 
Theorie Gesagte wiederholen : Wir stehen einer Aenderung 
der Terminologie, soweit es sich um Bezeichnungen auf dem^ 

14» 
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IV 

Oebiete der Ueberwälzungslehre handelt, sehr kühl gegen- 
über, da hierdurch nur Verwechselungen und Verwirrungen 
entstehen können« Eaizl giebt bereits die dritte ab- 
weichende Erklärung des Begriffs »»Rückwälzung^^ so dass 
man künftig jeden Schriftsteller bei Gebrauch dieses Aus- 
drucks wird fragen müssen, was er darunter yersteha 
Wir können daher den Gegenstand, welcher diesen Theil 
der KaizTschen Arbeit bildet^ als einen glücklich gewählten 
nicht bezeichnen. 

Nachdem nun Kaizl hierauf einen nochmaligen üeber- 
blick über die bisherige Fassung des Begriffs der Steuer- 
überwälzung gegeben hat, geht er dazu über, eine eigene 
Theorie aufzustellen oder, wie er sich ausdrückt, „das 
Prinzip der Einkommensbesteuerung für die ueberwälzungs- 
lehre zu verwerthen/' Nach Eaizl sind gleichmässige Ein- 
kommenssteuern vollständig unabwälzbar und ungleich- 
massige Einkommenssteuern werden nach ganz anderen 
Gesetzen übergewälzt als nach dem Axiom der Productions- 
kosten. Auch progressiye Einkommenssteuern sind nach 
ihm unabwälzbar, was er, genau wie Held, durch die 
Behauptung begründet, dass niemand ein kleines aber 
schwächer besteuertes Einkommen einem grösseren stärker 
besteuerten vorziehen werde. Der von Eaizl aufgestellte 
Satz: „Der Begriff der Production der Steuer ist durch 
den Begriff der Einkommenssteuer gesetzt ; er ist eins mit 
demselben'* ist uns vollständig unverständlich geblieben. 
Ganz übereinstimmend mit unserer Anschauung führt 
Eaizl hierauf aus, dass die nach dem Einkommen um- 
gelegte Steuer factisch nicht zu den Productionskosten, 
sondern zu den Einkommensverwendungen zu rechnen sei, 
dass sie nicht zu den Auslagen, sondern zu den Aus-^ 
gaben gehöre. Das Verdienst, hierauf nachdrücklich 
hingewiesen zu haben, gebührt weder Eaizl noch uns, 
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sondern Bernhard!^ welcher a. a. O. mit der gatisen 
überzeugenden Gewalt seines kritischen Geistes das un- 
haltbare der rein priyatwirthschaftlicben Betrachtungs- 
weise des Steuerwesens dargelegt hat Aber nicht nur 
die nach dem Einkommen umgelegte sondern jede Steuer 
gehört u. E. zu den Ausgaben. Der einzelne von der Steuer 
getroffene Wirthschafter wird versuchen, sie von sich ab- 
zuwälzen und hierbei die Steuer so ansehen, als wäre sie 
ein Theil der Productionskosten. Für das Yolksganze aber ist 
jede Steuer eine Einkommensverwendung, mag nun die 
Steuer nach dem Einkommen umgelegt sein oder nicht, 
ebenso wie derPrivatwirth stets geneigt sein wird, jede Steuer 
als einen Theil seiner Productionskosten anzusehen und 
sie von sich abzuwälzen. Wir halten daher die KaizTsche 
Behauptung : „Der vielbesprochene und vielbestrittene Satz, 
„dass die durchschnittlichen Productionskosten die unterste 
„Grenze für den Preis bilden, und dass mit einer allge- 
„meinen Erhöhung der Productionskosten die Preise steigen, 
„hat in d6r Darstellung der Wirkungen der Steuern keinen 
„Platz" nicht für richtig. Auch der Beweis, den Kaizl 
für die ünabwalzbarkeit der gleichmässigen Einkommens- 
steuer anführt, erscheint dürftig. Derselbe beschränkt 
sich auf die Behauptung, dass die Steuer die wirthschafb- 
liche Machtstellung der Steuerkräfte verändern müsse, 
um die Abwälzung zu ermöglichen. Das halten wir nun 
durchaus nicht für nothwendig, vielmehr kann die Macht- 
stellung der einzelnen Steuerkräfte durch ganz andere um- 
stände verschoben sein, so dass die üeberwälzun^ einer 
Steuer gewissermassen als begleitender umstand eines 
anderen wirthschaftliohen Vorganges erscheint. Andererseits 
kann sehr wohl auch eine gleichmässig umgelegte Ein- 
kommenssteuer eine Verschiebung jener Machtverhältnisse 
bewirken. Man denke sich z. B., dass eine gleicbmassige 
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VI 

Ei^kommenseteuQr. ganz allgemeip umgelegt ist^ so kann, 
selbst bei Annabme einer stark steigenden Progression^ 
die wirtbscbaftlicbe Machtstellung dadurch verschoben 
werden, da^s die unterste Steuerclasse sich auf ein so nie- 
driges Mass des Einkonamens herabgedrOckt siebt, dass 
si^ al^e ihr paöglicben Anstrengungen macht, den letzten 
ibr noch verbliebenen Best ihrer Arbeitskraft auf den 
Markt ^11 werfen, den Best ihrer Müsse zu opfern, um 
nur auf den früheren Stand ihrer Lebenshaltung zu ge- 
Ijiogen, während die höchste Steuerclasse einen so kleinen 
und unwesjBntlichen Theil ihrer Genüsse aufzugeben braucht, 
dass sie keineswegs zu gleich intensiver Anspannung ihrer 
wirthscbaftUcben Kräfte sich veranlasst sieht, wodurch 
das Angebot an Arbeitskräften steigen kann, ohne von 
einer gleich starken Steigerung der Nachfrage nach Arbeit 
begleitet zu sein. 

W^UA wir gleicbmässige Einkommenssteuern uuter 
Umständen' sehr wohl für abwälzbar halten, so können 
wir aus ganz denselben Oründen nicht zugeben, dass un- 
gleicbmässige Einkommenssteuern immer abgewälzt werden, 
können daher auch nicht mit Kaizl die üngleicbmässig- 
keit als die einzig Bedingung für die Abwälzbarkeit 
solcher Steuern ansehen. Ob der privatwirthschaftliche 
Steuerbelastu^gs- und Entlastungskampf als ein Kampf 
um die niedrigsten Productionskosten oder um die „ge- 
ringste Einkommensschmälerung^^ anzusehen sei, erscheint 
uns dabei als ein Wortstreit. Die Darstellung der Ab- 
wäls^barkeit indirecter Steuern ist bei Kaizl vortrefflich 
und fasst in wepigen Worten Alles zusammen, was sich 
ttb^r diesen Gegenstand sagen lässt. 

Das Resultat der KaizTschen Arbeit ist die For- 
derung der gleiohmässigen Einkommensbesteuerung, welche 
|i.llen dv^roh die Steuer hervorgerufenen wirthscbaftUcben 
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Verkehrskämpfen ein Ende machen soll, ein Resultat, das 
dem von uns gewonnenen entg^engesetzt ist Wir 
glauben, dass die gleichmässige Einkommensbesteuerung 
diesen Verkehrserschtttterungen auch dann nicht dauernd 
ein Ende bereiten würde, wenn das Yorbandensein etwa 
auftretender üngleichmässigkeiten (was übrigens schwer 
denkbar ist) auf das Vollständigste zum Bewusstsein der 
Überlasteteten Steuerkräfte gekommen wdre, wenn auch 
alle nur möglichen Berechnungen in hinreichendem Masse 
angestellt worden wären. 

(UHI7BIISIT7) 
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